
Seien es Kampfradler auf der
Straße oder Kampfpendler
im Zug - der Bürgermeister
beobachtet ein recht hohes
Niveau von Egoismus und
Rücksichtslosigkeit im Alltag.
Warum sind die Menschen
immer weniger bereit, auch
andere als ihre eigenen Inter-
essen als berechtigt anzu-
erkennen? Der Rathauschef
ergreift Maßnahmen. S. 19
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Starke Nürnberger Präsenz beim KPV-Bundeskongress. V. l. : KPV-Landesvorsitzender Stefan
Rößle, KPV-Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl, Ministerpräsident Horst Seehofer, Stadträtin Christa
Begert, Kreisrat Dr. Bernd Eckstein und KPV-Ehrenkreisvorsitzender Werner Kundörfer. 

KPV-Bundeskongress 2012 in Nürnberg:

Blickpunkt Europa
Zwei Tage lang trafen sich rund 450 Mitglieder der
Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU
Deutschlands in der NürnbergMesse zu Bundesvertre-
terversammlung und Kommunalkongress unter dem
Motto „Unser Europa – bessere Rahmen – mehr Sub-
sidiarität“. Unverkennbar war dabei das Bekenntnis
zu einem starken Europa. Jedoch wurde auch darauf
verwiesen, dass verlorenes Vertrauen wieder herge-
stellt werden müsse. Die Bundes-KPV forderte die EU-
Kommission auf, den Kommunen Handlungsspielräu-
me zu lassen, so wie es im EU-Vertrag festgeschrieben
ist. Zudem sei die Bundesregierung zur rechtzeitigen
Zusammenarbeit aufgefordert, wenn es um neue
Richtlinien, Verordnungen und Verbesserungen geht. 

Die wichtigsten Aspekte aus
kommunaler Sicht wurden in den
fünf Foren „Das europäische Pro-
jekt: Zwischen Harmonisierung
und Wettbewerb?“, „Energiewen-
de: Die Zukunft ist dezentral?“,
„Zuwanderung und Integration:
Demographisches Diktat?“, „Eu-
roschuldenkrise: Rettung auch für
Kommunen?“ und „Europäische
Sozialpolitik: Chance zum Auf-
bruch?“ beraten und flossen in
den einstimmig verabschiedeten
Leitantrag auf der Bundesvertre-
terversammlung ein.

Großes Engagement

„Es ist uns wichtig, dass wir
nach nahezu 30 Jahren unseren
Kommunalkongress mit Bundes-
vertreterversammlung wieder ein-
mal in Bayern durchführen“, be-

tonte der Bundesvorsitzende der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CDU und CSU Deutsch-
lands, MdB Peter Götz in seiner
Begrüßung und ergänzte: „Die
vielen kommunalen Mandatsträ-

ger in diesem wunderschönen
Land tragen durch ihr großes En-
gagement und hervorragende
Wahlergebnisse in der CSU maß-
geblich dazu bei, dass die Union
auf allen politischen Ebenen in
den Kommunen, im Freistaat
Bayern, im Bund und in der Eu-
ropäischen Union erfolgreich ist.“
Dies sei gut für die Gemeinden,
Städte und Kreise, gut für Bayern,
gut für Deutschland und gut für
Europa. Ein Parteibuch von CDU
oder CSU haben nach Angaben
des KPV-Vorsitzenden bundes-
weit rund 70.000 Stadträte, Ge-
meinderäte, Kreisräte oder Bür-
germeister.

Wirtschaftswachstum

Deutschland, so Götz, stehe
(Fortsetzung auf Seite 4)

Präsidiumssitzung Deutscher Landkreistag:

Pro Gesetzes-Check 
Demografie

Der demografische Wandel sowie interkommunale
Kooperationen bildeten die thematischen Schwer-
punkte der jüngsten Präsidiumssitzung des Deut-
schen Landkreistags im Kreis Ostholstein. Präsident
Landrat Hans Jörg Duppré forderte dazu auf, beson-
ders vom demografischen Wandel betroffene Gebiete
zusätzlich zu unterstützen. Dazu zähle neben geziel-
ten Investitionsimpulsen und neuen Ideen auch die
Einführung eines Gesetzes-Check Demografie im
Rahmen des Bundesgesetzgebungsverfahrens.

Duppré machte deutlich, dass
die Unterstützung besonders be-
troffener Gebiete nicht zum
Nulltarif zu haben sein wird.
Vielmehr liege es auf der Hand,
dass Anpassungs- und Umsteue-
rungsprozesse bis tief hinein in
die Infrastrukturen kostspielig
sind. „Wer das Gegenteil be-
hauptet, macht sich etwas vor.“

Flexible Förderinstrumente

Dem Deutschen Landkreistag
sei wichtig, Förderinstrumente
möglichst flexibel auszugestalten,
damit diese in Anbetracht der
äußerst heterogenen Entwicklun-
gen in den verschiedenen Landes-
teilen so gut es geht an die regio-
nalen Bedürfnisse angepasst wer-
den können. Dazu bedürfe es
dringend erweiterter Möglichkei-
ten zur Bewirtschaftung von Re-
gionalbudgets in kommunaler
Hand, um Eigengestaltungskräfte
bestmöglich zur Entfaltung zu
bringen. „Gerade die demogra-

fisch besonders betroffenen Ge-
biete brauchen mehr als ‚Schema
F‘, sie benötigen neue, frische
Ideen, unverbrauchte Konzepte
und – in rechtsstaatlichen Gren-
zen – auch Raum für Experimen-
te. Dafür sollte uns der Mut nicht
fehlen“, erklärte Duppré. 

Auswirkungsprüfung

Darüber hinaus sei die Ein-
führung eines Gesetzes-Check
Demografie im Rahmen des Bun-
desgesetzgebungsverfahrens
sinnvoll. „Bundesgesetze müssen
unbedingt auf ihre Auswirkungen
vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Veränderungen im
Sinne einer Gesetzesfolgenab-
schätzung – einschließlich finan-
zieller Folgen – überprüft werden.
Auf diese Weise kann es gelingen,
gesetzgeberische Aktivitäten in
einem stärkeren Bewusstsein für
die damit jeweils verbundenen re-
gionalen Wirkungen anzugehen.“
Als Orientierungspunkt könnten
der Normenkontrollrat und der
sächsische Demografietest die-
nen. Zusätzlich regte der Präsi-
dent an, klare Verantwortlichkei-
ten für dieses Querschnittsthema
innerhalb der Bundesregierung zu
schaffen: „Eine koordinieren-
de Stelle zum Beispiel im Bun-
deskanzleramt würde helfen, die
vielfältigen Zuständigkeiten in-
nerhalb der Bundesregierung zu
bündeln und Gesetzgebungsvor-
haben in diesem Querschnitts-
bereich voranzutreiben.“

Konkrete Forderungen

Darüber hinaus zog Duppré ein
positives Fazit der Koalitionsar-
beitsgruppe „Ländliche Räume
und regionale Vielfalt“: „Aus dem
Abschlussbericht sprechen grund-
legende Überzeugungen und kon-
krete Forderungen des Deutschen
Landkreistages.“ Diese parlamen-

tarische Initiative stünde damit in
einem engen inhaltlichen Zusam-
menhang zur Demografiestrategie
der Bundesregierung.

Breitbandausbau

Das Präsidium äußerte insge-
samt die Erwartung, dass sowohl
mit Blick auf die Demografiestra-
tegie als auch die Vorschläge der
Koalitionsarbeitsgruppe nunmehr
die politische Umsetzung insbe-
sondere in den zentralen Themen-
feldern der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, der interkommunalen
Zusammenarbeit, des Breitband-
ausbaus, der medizinischen Ver-
sorgung und der Verkehrsinfra-
struktur in der Fläche zügig erfol-
gen müsse. Darüber hinaus erach-
tete es die Bereiche der sozialen
Sicherung, der Seniorenpoli-
tik, der Bildungs-, Kinder- und
Jugendpolitik, des bürgerschaftli-
chen Engagements sowie die
Rahmenbedingungen für den öf-
fentlichen Dienst in den Land-
kreisen als weitere wesentliche
Themenfelder.

Entwicklungsprozesse

„Wir dürfen nicht weniger er-
reichen, als zu einem ebenen-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Arbeitsgemeinschaft der Regionalen Planungsverbände in Aschheim:

Rolle der Kommunen 
in der Energiewende

DerAusstieg aus der Kernenergie ist nur durch einen
verstärkten Ausbau der erneuerbaren Energien mög-
lich. Die Arbeitsgemeinschaft der Regionalen Pla-
nungsverbände in Bayern arbeitete daher bei einem
Informations- und Gedankenaustausch in Aschheim
heraus, welchen Beitrag die Gemeinden, Städte,
Landkreise und Regionalen Planungsverbände zur
Umsetzung der Energiewende leisten können.

Geht es nach den Vorstellungen
der Kommunen, so müssen beim
Thema Energiewende noch viele
Punkte verbessert werden. Dazu
zählten Landräte, Oberbürger-

meister und Vertreter der kommu-
nalen Spitzenverbände bei einem
Treffen der Regionalen Planungs-
verbände in Aschheim die Orga-
nisationsstruktur sowie die finan-

zielle Unterstützung durch die
Bayerische Staatsregierung. 

Neuer 3D-Windatlas

Wirtschaftsstaatssekretärin
Katja Hessel sieht dies freilich an-
ders: Ihren Ausführungen zufolge
wurden kommunale Energienut-
zungspläne bisher vom Wirt-
schaftsministerium mit 50 Pro-
zent der Kosten gefördert. Seit
April 2011 konnten damit rund
50 Energienutzungspläne mit ins-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Preß

96472 Rödental
am 18.10.

Oberbürgermeister Christian Ude
80331 München

am 26.10.
Bürgermeister Konrad Wagner

85250 Altomünster
am 30.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Norbert Strahllechner
83536 Gars am Inn

am 30.10.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jakob Eglseder

83624 Otterfing
am 26.10.

Bürgermeister Johann Aumeier
93468 Miltach

am 27.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Hörmann

86456 Gablingen
am 29.10.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jochen Vogel

97786 Motten
am 24.10.

Bürgermeister Franz Rasp
83471 Berchtesgaden

am 28.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

„Bayern
bleibt Spitze“

Söder legt Landtag Etat 2013/14 vor
Höhere Ausgaben und weiterer Schuldenabbau

Als Dokument der Sicherheit und Stabilität hat Finanzminister
Markus Söder (CSU) den Entwurf des Doppelhaushalts
2013/2014 dem Landtag vorgelegt. Zum einen werde die Lan-
desentwicklung in allen Bereichen mit zusätzlichen Mitteln fort-
gesetzt - und das wie seit 2006 ohne Kreditaufnahmen — zum
anderen werde die Schuldentilgung mit jährlich einer Milliarde
etwa 2030 dem Nullpunkt entgegengeführt. Der Freistaat bleibe
damit Spitze in Deutschland und Europa. Zu den Sorgen gehöre
die Zukunft des Euro. „Wir wollen, dass wir Bayern selber ge-
stalten und nicht andere mit uns spekulieren. Ziel sei auch, sich
von den Finanzmärkten zu emanzipieren.

Den Zahlen des Haushaltsge-
setzentwurfs zufolge soll der Etat
nächstes Jahr ein Ausgabevolu-
men von 46,5 Mrd. Euro (+5,7%)
und 2014 von 48,0 Mrd. Euro
(+3,2%) enthalten. Söder betonte,
auch für die Kommunen „haben
wir Bollwerke gesetzt“. Dem ge-
genüber stehe die Schuldenpolitik
in Bundesländern mit rot-grüner
Regierung. Der Minister forderte
alle Länder auf - auch die mit
Unionsregierung - die bayerische
Klage gegen den Länderfinanz-
ausgleich zu unterstützen, in dem
Bayern 2011 mit 3,66 Mrd. Euro
mehr als die Hälfte des Aus-
gleichsvolumens geschultert ha-
be. Mit dem zu viel bezahlten
Geld könnte man 150.000 Lehrer
einstellen oder je 400.000 Krip-
penplätze und neue Straßen fi-
nanzieren. Dass das 2019 auslau-
fende Ausgleichsabkommen zu
ändern sei, war auch Meinung der
Opposition, sie verwies jedoch
darauf, dass Bayern dem Abkom-
men seinerzeit zugestimmt habe

Erblast Landesbank

Die Erste Haushaltslesung im
Plenum wurde zum harten
Schlagabtausch. Für alle Opposi-
tionsfraktionen ist das ganze Zah-
lenwerk „ein Haushalt der Un-
wahrhaftigkeit, Verschleierung
und Ablenkung“, also „ein echter
Wahlkampfetat“, wie SPD-Fi-
nanzexperte Volkmar Halbleib
zusammenfasste. Eine handfeste

Lüge sei auch der berechnete
Schuldenabbau. In Wahrheit habe
der Freistaat 2006 bis 2012
durchschnittlich 1,29 Mrd. Euro
jährlich neue Schulden aufge-
nommen. Dazu komme die Erb-
last der Landesbank. Und im
Lande selbst gehe die Schere zwi-
schen arm und reich immer wei-
ter auseinander. Die Wohlstands-
schere öffne sich auch zwischen
den Regionen immer mehr.

Finanzausgleich

Dem pflichtete Manfred Point-
ner (FW) bei. Nicht nur der Län-
der-, sondern auch der kommuna-
le Finanzausgleich müsse verbes-
sert werden. Der jetzt wenigstens
auf 12,75% verbesserte Steueran-
teil müsse auf 15% erhöht werden.
Erhebliche Mängel monierte
Pointner auch bei Kindertagesstät-
ten und Schulen sowohl für Eltern
und Kinder als auch für die Ge-
meinden. Claudia Stamm (Grüne)
warf dem Finanzminister vor, er
tilge Schulden auf Kosten der Be-
amten und der Bildung, bis hin zu
den Studiengebühren. Die Ener-
giewende sei mehr Schein als Sein.

Für die Koalition stellten sich
die Haushaltsexperten Georg
Winter (CSU) und Karsten Klein
(FDP) positiv zum Etat. Letzterer
allerdings nicht ohne anzumer-
ken, dass seine Fraktion seit ihrer
Rückkehr in den Landtag 2008
keinen geringen Anteil an der
Neuordnung der Staatsfinanzen
habe. Die Schuldentilgung sei auf
Betreiben der FDP geregelt wor-
den. Das Ziel, in dieser Legisla-
turperiode bereits 10% zu tilgen,
sei unter einer CSU-Alleinregie-
rung undenkbar gewesen. Insge-
samt stellte sich aber auch Klein
zum Entwurf und bezog sich auf
eine Presseerklärung von Wirt-
schaftsminister Martin Zeil
(FDP): „Der Etat ist ein Haushalt
der Solidität, Stabilität und Zu-
kunftsideen“. Für den Sprung in
ein neues Energiezeitalter würden
weiterhin 130 Mio. Euro pro Jahr
im Bereich Forschung und Tech-
nologie bereitgestellt. Die Regio-
nalförderung werde mit weiteren
20 Mio. Euro „auf Rekordni-
veau“ gebracht, „um alle Landes-
teile auf Zukunftskurs zu halten“.
Claudia Stamm beanstandete, die
Staatsregierung erhöhe im Wahl-
jahr teils erheblich ihre Haus-
haltsansätze für Werbung.

Überweisung an
Haushaltsausschuss

Söder sprach nur ein kurzes
Schlusswort, ohne im Einzelnen
auf die Kritik und auf persönliche
Angriffe einzugehen. Sie seien
kein guter Stil und keine Argu-
mentation. Der Gesetzentwurf
2013/2014 wurde an den Haus-
haltsausschuss überwiesen. Die
Opposition hat bereits zahlreiche
Änderungsanträge vorbereitet.
Auch aus den Regierungsfraktio-
nen wurden begrenzte Korrektu-
ren avisiert. Die Verabschiedung
des Gesetzes soll noch vor Weih-
nachten erfolgen. Für 2014 wird
es nächstes Jahr den üblichen
Nachtragshaushalt geben. rm

„Trippelschritte
genügen nicht“

Kommunen fordern höheren Steueranteil 
Das Stichwort des Finanzministers vom Bollwerk für die Kom-
munen wurde am Tag nach seiner Etatrede in einer Experten-
anhörung in gemeinsamer Sitzung von Haushalts- und Kommu-
nalausschuss von den Sprechern von Städte- und Gemeindetag
aufgegriffen.

Die Strukturschwäche vieler
Kommunen sei nicht zu beheben,
indem staatliche Zuwendungen
im Finanzausgleich umgeschich-
tet würden. „Trippelschritte genü-
gen nicht“, monierte Städtetags-
geschäftsführer Bernd Buckenho-
fer. Die Erhöhung der Steuerver-
bundquote um 0,25 auf 12,5%
Prozent genüge nicht. Die für
spätere Jahre angekündigten 15%
müssten alsbald erreicht werden,
forderte Gemeindetagsdirektor
Johann Keller. Für viele Städte
und Gemeinden gehe es um ein
Existenzminimum. Es müsste un-
abhängig von der Einwohnerzahl
berechnet werden, regte Nürn-
bergs Stadtkämmerer Harald Rie-
del an.

Behördenverlagerungen

Insgesamt 14 Experten beleg-
ten die kommunalen Forderun-
gen mit zahlreichen Einzelbei-
spielen aus der Praxis. Notwen-
dig seien regional- und struktur-
politische Maßnahmen des Frei-
staats; zum Beispiel Behörden-
verlagerungen oder Ausbau und
Neuansiedlung von Hochschu-
len und Forschungseinrichtun-
gen. Neben den aufzurüstenden
Städten gehe es um die ländli-
chen Regionen. Die Sprecher der
Kommunen konnten sich auf die
Etatdebatte berufen. Da hatten
sich nicht nur die Oppositions-
sprecher für bessere Kommunal-
förderung und -finanzen ausge-

sprochen. Auch Erika Görlitz
(CSU) hatte bei aller Würdigung
der staatlichen Bemühungen in
den Finanzausgleichsgesprächen
und nun im Etatentwurf auf die
Schwierigkeiten und Engpässe
verwiesen, von den Kindertages-
stätten über die Schulen bis hin
zur Gebäudesanierung im Sinne
der Energiewende. Trotz Beden-
ken lobte sie letztlich den Finanz-
ausgleich.

Strukturelle Unterschiede

In der Ausschusssitzung blieb
Reinhold Perlak (SPD) dabei, der
Etat sei ungenügend und im Län-
dervergleich liege Bayern bei der
Steuerquote am unteren Ende.
Für das Finanzministerium bezog
sich Fachreferentin Isolde Nath
auf Minister Söders Rede. Der
neue Finanzausgleich in Rekord-
höhe von 7,2 Mrd. Euro, dem die

Kommunen im Spitzengespräch
Ende Juni zugestimmt hätten,
berücksichtige die finanziellen
und strukturellen Unterschiede
zwischen den Kommunen im
Rahmen des Machbaren. Deren
Sorgen spielten dann auch beim
14. Kommunalpolitikertag der
SPD im Plenarsaal des Landtags
die Hauptrolle. Unter großem
Beifall wandte sich Münchens
OB und Ministerpräsidentenkan-
didat Christian Ude vor rund 200
Teilnehmern dagegen, dass sich
die Staatsregierung kommunal-
freundlich geriere, aber die Pro-
bleme auf die Rathäuser abwalze.
Gemeinden und Städte, selbst die
noch recht gut über die Runden
kommende Landeshauptstadt
wüssten ihre Etats nicht mehr
auszugleichen. Bei interkommu-
naler Zusammenarbeit, insbeson-
dere im ÖPNV, bei der Abfallent-
sorgung, beim Straßenbau, bei
Schulen und Kinderbetreuung
und im Zug der Energiewende
dürften die Konflikte, die durch
oft privatwirtschaftlich aufgebau-
te Zusammenarbeit entstehen,
nicht zwischen den Rathäusern
ausgetragen werden. Hier sei der
gemeinsame Dialog mit der
Staatsregierung notwendig, zu-
mal auch viele CSU-Kommunal-
politiker aus der Örtlichen Praxis
heraus mit der Opposition über-
einstimmten. „Das Signal steht
auf Alarmstufe Rot“. rm

Neues Wahlgesetz
ist rechtens

Bayerischer Verfassungsgerichtshof bestätigt 
Mandatsverschiebung nach Oberbayern 

Popularklagen aus Oberfranken abgewiesen
Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat entschieden: Die
Übertragung von zwei der 180 Landtagsmandate aus Oberfran-
ken und der Oberpfalz nach Oberbayern, verbunden mit mehre-
ren Stimmkreisneueinteilungen, ist rechtens. Der Grundsatz der
Wahlgleichheit werde nicht verletzt, betonte Gerichtspräsident
Karl Huber in der mündlichen Urteilsverkündung. Die Neuord-
nung führe nicht zu einer über die verfassungsmäßige Fünf-Pro-
zent-Klausel hinausgehenden Sperrwirkung für Parteien oder
Wählergruppen.

Dem am 20. Oktober letzten
Jahres mit den Koalitionsstimmen
nach internen Schwierigkeiten be-
schlossenen neuen Wahlgesetz
zufolge hatten oberfränkische
Kommunalpolitiker aus dem be-
sonders betroffenen Raum Kulm-
bach/Wunsiedel, darunter Landrat
Klaus Peter Söllner, sowie die
Grünen Popularklagen einge-
reicht. Die beiden Land- bzw.
Stimmkreise sind durch ein nicht
organisches Zwischenstück, den

„Fränkischen Hundeknochen“, zu
einem Stimmkreis geworden. An-
dererseits hatte in Oberbayern 
die Herausnahme von Neuburg-
Schrobenhausen aus den Stimm-
kreisen Ingolstadt und Pfaffen-
hofen die Opposition veranlasst,
von Reform nach CSU-Augen-
mass zu reden. In dem neuen
Stimmkreis wurde mittlerweile
Ministerpräsident Horst Seehofer
nominiert.

Bestmögliche Lösung

Die Opposition blieb nach dem
Urteil bei ihrer Kritik. Das Wahl-
recht müsse für die übernächste
Wahl so neu geordnet werden,
dass jeder Wahlkreis (Regie-
rungsbezirk) eine garantierte Zahl
von Abgeordneten habe, förderte
der Rechtsausschussvorsitzende
Franz Schindler (SPD). Das habe
Vorrang vor der Einwohnerver-
schiebung von Nord- nach Süd-
bayern. CSU-Fraktionschef Ge-
org Schmid sieht in der vom
höchsten Gericht akzeptierten
Neuordnung die bestmögliche
Lösung. Petra Guttenberger, die
zusammen mit Winfried Baus-
back (beide CSU) den Landtag
vor Gericht vertreten hatte, beton-
te, man werde darauf achten, dass
alle Regionen im Landtag stark
vertreten sind. Der Großraum In-
golstadt habe als eine der am
stärksten wachsenden Regionen
einen weiteren Stimmkreis erhal-
ten müssen.

Objektive Berechnung

Innenminister Joachim Herr-
mann (CSU) betonte, die Stimm-
kreisneueinteilung beruhe auf ob-
jektiver mathematischer Berech-
nung der Bevölkerungszahlen.
Die Oppositionsvorwürfe seien
haltlos. Die bereits nominierten
Kandidaten hätten endgültig
Rechtsschutz. rm

und Hitzblootz aus dem Holz-
backofen. Und wer es lieber süß
mochte, wurde am Stand der
Chocolaterie fündig.

Teichwirtschaft

Doch war nicht nur für das
leibliche Wohl durch Anbieter der
Region gesorgt; zum Tag der Re-
gionen stellten sich verschiedene
Einrichtungen den Bezirks Mit-
telfranken vor: Die Fachberatung
für Fischereiwesen war mit Infor-
mationen rund um die fränkische
Teichwirtschaft am Museums-
weiher dabei, der abgefischt wur-
de, die Forschungsstelle für Frän-
kische Volksmusik wartete mit
Informationen zu ihrer Arbeit auf
und der Landschaftspflegever-
band stellte seine Tätigkeit eben-
so vor wie die Landwirtschaftli-
chen Lehranstalten Triesdorf.

Zudem gab es auch einheimi-
sche Kräuter zu kaufen, Obstbäu-
me, Beerenobststräucher und Ro-
sen. Eine Obstsortenschau bot die
einmalige Gelegenheit, mitge-
brachte Obstsorten fachlich be-
stimmen zu lassen. Auch konnte
man die Arbeit eines Gitarren-
und Zitherbauers verfolgen. Am
Stand des Bezirks Mittelfranken
unterhielt ein Zauberer seine Gä-
ste und die Partner-Regionen Li-
mousin und Pommern waren mit
„süßen Grüßen“ vertreten. DK

Tag der Regionen 2012:

Zukunft durch Nähe gestalten
Das diesjährige Programm zum Tag der Regionen war ebenso
vielfältig und einzigartig wie die zahlreichen unterschiedlichen
Regionen in Deutschland, die sich beteiligten. Fast 300 Veran-
staltungen in Bayern gaben einen interessanten Einblick in die
Vielseitigkeit der bayerischen Landstriche. 

Vom 21. September bis 7. Ok-
tober, mit Kerntag am 30.Sep-
tember, konnten Besucher bei ku-
linarischen Genüssen in Gasthö-
fen, bei Hoffesten, Führungen
und Infotouren, bei Apfel- und
Kartoffeltagen oder Regional-
märkten, bei Begegnungen mit
erneuerbaren Energien oder Prä-
sentationen des regionalen Hand-
werks heimische Produkte auf
kurzen Wegen kennenlernen und
genießen. In Regionalkonferen-
zen und im Rahmen von Podi-
umsdiskussionen wurde aufge-
zeigt, wie nachhaltiger Konsum
salonfähig wird.

Direktvermarktung

Die zentrale Eröffnungsver-
anstaltung in Bayern stand unter
dem Motto „10 Jahre Agenda
21 Fridolfing - Feier rund um
den herbstlichen Bauernmarkt“.
Als Schirmherr des bayerischen
Tags der Regionen besuchte der
bayerische Staatsminister für
Umwelt und Gesundheit, Dr.
Marcel Huber, die Veranstal-
tung im Landkreis Traunstein.

Auf dem Bauernmarkt wurden
regionale und Fairtrade–Produkte
angeboten. Die Anbieter, meist
Direktvermarkter, boten Fleisch,
Käse, Eier, Kartoffeln Zucker-
mais, saisonales Bio-Gemüse,
Obst, Waginger-See-Fisch, haus-
gemachte Marmeladen und Ge-
lees, Honig, frisch gepressten Ap-
felsaft, Brot, Kräuter- und Wild-
kräuterprodukte, Gärtnerblumen
sowie Naturfloristik an. Selbstge-
bastelte Dekorationen der Be-
wohner des „Haus Sonnen-
schein“ bereicherten ebenfalls

den Markt. Die Bäuerinnen sowie
der Eine-Welt-Laden verwöhnten
die Besucher mit frischem
Schmalzgebackenen und fair ge-
handeltem Kaffee.

Informationsstände

Anlässlich der 10-Jahr-Feier
gab es zusätzlich Informations-
stände zu den Beiträgen der ein-
zelnen Agenda 21-Arbeitskreise
und den Hauptthemen der letz-
ten Jahre wie agro-gentechnik-
freie Gemeinde, erneuerbare
Energien, Vermarktungsgenos-
senschaft, Regionalwährung
„Chiemgauer“ und „Sterntaler“.
Auch das „Leitbild für Fridol-
fing“, das gemeinsam mit den
Bürgern 2006 erarbeitet und
eingeführt wurde, stand im Mit-
telpunkt und wurde auf Umset-
zung und nachhaltige Veranke-
rung der Ziele hinterfragt.

Generationenhaus

Der Veranstaltungsreigen im
Unterallgäu bot unter anderem
Einblicke in interessante Einrich-
tungen wie das Generationenhaus
Sontheim, Führungen auf land-
wirtschaftlichen Betrieben und
Diskussionsveranstaltungen zur
Energiewende in Bayern bis
2022. Im Norden starteten die
Fernwanderfreunde Volkerhau-
sen zu einer Weinwanderung
nach Hammelburg. Im Südosten
überraschte das Hoffest der Di-
rektvermarkter zwischen Watz-
mann und Waginger See im
Berchtesgadener Land die Besu-
cher mit regionalen Gaumenfreu-
den. Mit dabei war auch die Ge-

meine Erdweg im Dachauer Land
mit einem bunten Programm un-
ter dem Titel „Unterwegs in die
Zukunft – nachhaltig mobil in der
Region“.

Radtouren des ADFC luden
in Franken zum Kennenlernen
der Landschaft vor Ort ein, ent-
lang des Regnitzradwegs zwi-
schen Bamberg und Nürnberg
konnte zum „Herbstgenuss“ an
zahlreichen Punkten Station ge-
macht werden. Im Park des
Dennenloher Schlosses in Un-
terschwaningen (Landkreis An-
sbach) las Baron Süsskind an
vier Tagen aus jenen Büchern,
die für den Deutschen und den
Europäischen Gartenpreis ein-
gereicht und teilweise auch
prämiert wurden. Dazu gab es
Schaupflanzungen zu bewun-
dern.

Bunter „Markt
der Genüsse“

Den Abschluss bildete ein
bunter „Markt der Genüsse“ im
Fränkischen Freilandmuseum
des Bezirks Mittelfranken in
Bad Windsheim unter der
Schirmherrschaft des evangeli-
schen Landesbischofs Dr. Hein-
rich Bedford-Strohm. Die Idee,
die dahinter steckt, hat Charme
und nützt nicht nur heimischen
Landwirtschaft, sondern auch
Natur und Umwelt: „Wer weiter
denkt, kauft näher ein!“ 

Der Angebots-Tisch auf dem
„Markt der Genüsse“ im Frän-
kischen Freilandmuseum war
reich gedeckt u. a. mit Imkerei-
produkten, Holunderträumen,
Kohl- und Meerrettichspezia-
litäten sowie mit regionalem
Obst und Gemüse. Dazu gab es
frischen, fränkischen Most,
Secco, Wein und Bier, sowie
Holzofenbrot, Zwiebelkuchen
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Euroschuldenkrise: Rettung
auch für Kommunen?“ lautete
das Thema eines von fünf Foren
im Rahmen der KPV -Bundes-
versammlung in Nürnberg. Da-
bei ließen auch die Stellungnah-
men der bayerischen Diskutan-
ten Finanzminister Dr. Markus
Söder, KPV -Landesvorsitzen-
der S tefan Rößle und Nürn-
bergs Bür germeister Dr. Kle-
mens Gsell keinen Zweifel dar-
an aufkommen, dass der Eu-
ropäische Fiskalpakt sowie die Schuldenbremse
erhebliche Auswirkungen auf die finanzielle Situa-
tion der Städte und Gemeinden haben werden. 

Zur Ausgangslage: Der Fiskalpakt verlangt
von den Unterzeichnerstaaten nahezu ausgegli-

chene Haushalte. Ab 2013 wird das komplette
neue Defizit von Bund, Ländern, Kommunen
und Sozialversicherungen mit dem Fiskalpakt
auf 0,5 Prozent des Bruttoinlandprodukts be-
grenzt. Das sind 15 Milliarden Euro. Zum Ver-
gleich: Diese Summe entspricht den neuen
Schulden von Ländern und Kommunen für
2011. Für 2012 hatte allein der Bund mit 32
Millionen Euro neuen Schulden gerechnet. 

Angesichts der V erteilmechanismen zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen werden
Städte und Gemeinden deutlich weniger auf
Pump investieren können. Somit wird sich die
Frage stellen, welche sinnvollen Ausgaben
angesichts des Fiskalpakts über haupt noch
möglich sind.

Tatsache ist, dass die Bundesländer durch die
eingezogene Schuldenbremse mehr denn je 
ihre Verantwortung gegenüber den Kommunen
wahrnehmen müssen. Es gilt, deren strukturel-
les Defizit durch die Übertragung von Lasten
und Aufgaben ohne auskömmliche Gegenfinan-
zierung schrittweise abzubauen. 

Nachdem der Bund künftig die Grundsiche-

rung im Alter übernimmt und
damit den Kommunen Milliar-
denhilfen beschert (die Entlas-
tung war den Städten und Ge-
meinden auch im Gegenzug für
deren Zustimmung zum eu-
ropäischen Fiskalpakt zugesagt
worden), wollen Bund und
Länder auch ihr e Fi nanzbe-
ziehungen beim Bundesleis-
tungsgesetz nach der Bundes-
tagswahl 2013 neu r egeln.
Schließlich dürften Leistungs-
gesetze, die von den Kommu-
nen nicht beeinflusst wer den
können, in Zukunft auch nicht

aus den kommunalen Haushalten finanziert wer-
den, so der Tenor.

Die Ländervertreter haben eine Beteiligung
des Bundes von 4 Milliar den Euro jährlich in
Aussicht gestellt, was ein Drittel der Gesamt-
kosten ausmacht. Die Ausgaben für die Einglie-
derungshilfe beliefen sich 2010 für die bayeri-
schen Kommunen auf 2 Milliarden Euro. Würde
sich der Bund mit etwa einem Drittel an den
Kosten beteiligen, bedeutete dies für Bayerns
Kommunen eine Entlastung von rund 670 Mil-
lionen Euro.

Ausdrücklich verwies KPV-Landesvorsitzen-
der Stefan Rößle bei der Podiumsdiskussion dar-
auf, dass eine „kommunale Schuldenbr emse“
nicht nötig sei, da die Haushaltsgesetze der Län-
der im Rahmen der Kommunalaufsicht bereits ei-
ne Beschränkung der zulässigen Schuldenauf-
nahme ermöglichen. Mit Blick auf die dur chaus
problematische Entwicklung der Kassenkredite
in einigen Kommunen riet Rößle dazu, dieses
Problem vor Ort einer Lösung zuzuführ en, in-
dem man beispielsweise auch Strukturen in der
Kommunalpolitik auf den Prüfstand stellt. 

Die Tatsache, dass die Haushaltsreserven im
Freistaat bis Ende 2014 tr otz Schuldentilgung
voraussichtlich bei knapp 2,3 Milliar den Euro
liegen werden, lässt mehr als die Vermutung zu,
dass Bayern den Spagat zwischen Spar en und
notwendigen Zukunftsinvestitionen souverän
schaffen wird. Damit wir d Vorsorge getroffen,
dass Bayern auch im Falle einer negativen kon-
junkturellen Entwicklung gegensteuern kann. Ei-
ner soliden Finanzpolitik sei Dank.

Ihre Doris Kirchner

KolumneGZ Doris Kirchner

Bayern braucht 
keine Schuldenbremse!

Bayerischer Denkmalpflegepreis 2012:

Sechsfacher Oscar
Sechs bayerische Bauwerke haben Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann und der Präsident der Bayerischen Ingenieure-
kammer-Bau, Dr.-Ing. Heinrich Schroeter mit dem Bayerischen
Denkmalpflegepreis 2012 im Neuen Schloss Schleißheim ausge-
zeichnet. Die Gewinner kommen aus Schwaben, Mittelfranken,
Niederbayern und der Oberpfalz. 

Mit dem „Oscar der Denkmal-
pflege“ würdigen die Kammer
und das Bayerische Landesamt
für Denkmalpflege öffentliche
und private Bauherren, die sich
in vorbildlicher Weise für den
Erhalt von denkmalgeschützten
Bauwerken in Bayern eingesetzt
haben. Ein besonderes Augen-
merk gilt dabei den herausragen-
den Leistungen der Ingenieure,
die maßgeblich zum Erfolg der
Instandsetzungen beigetragen
haben.

Für die Gewinner der Katego-
rie „Private Bauwerke“ stellte
die Kammer zusätzlich ein Preis-
geld von 10.000 Euro bereit. „Es
ist nicht selbstverständlich, dass
sich private Bauherren der Her-
ausforderung stellen, ein Denk-
mal zu sanieren. Durch das
Preisgeld möchten wir diesen
Einsatz besonders würdigen“,
betonte Präsident Schroeter.

Der „Gold-Oscar“, verbunden
mit einem Preisgeld in Höhe von
4.500 Euro, wurde für die Instand-
setzung der Historischen Ofenhal-
le der Glashütte Lamberts, Wald-
sassen in der Oberpfalz (Bauherr:
Glashütte Lamberts Waldsassen
GmbH) vergeben. Die Hallenkon-
struktion mit Bogenfachwerkbin-
dern wurde für die Industrieaus-
stellung 1896 in Nürnberg erstellt.
An ihrem neuen Standort in Wald-
sassen wird sie heute als Ofenhal-
le verwendet. Durch Feuchte- und
Fäulniseinwirkungen an der
Dach- und Binderkonstruktion
entstanden Schäden an den Höl-
zern, die zu erheblichen Verfor-
mungen und letztlich zum Bruch
wesentlicher tragender Teile führ-
ten. Bei einer Überprüfung der
Standsicherheit im Jahr 2009 wur-
de akute Einsturzgefahr festge-
stellt.

Außergewöhnlich ist, dass die
Halle bei laufendem Betrieb in-
standgesetzt wurde, wobei das
ursprüngliche statische System
beibehalten werden konnte. Das
zentrale Ziel, den Gesamtcha-
rakter der Ofenhalle zu bewah-
ren, und die Wirkungsweise der
Konstruktion in Reminiszenz zu
der damaligen herausragenden
Ingenieursleistung wiederherzu-
stellen, wurde auf beeindrucken-
de Weise erreicht.

Einfühlsame Instandsetzung

Als silberwürdig erachtet wur-
de die Sanierung der Beck’schen
Häuser im schwäbischen Nörd-
lingen (Bauherr: Lebenshilfe
Donau-Ries e. V., Nördlingen).
Mit einer aufwändigen und ein-
fühlsamen Instandsetzung und
Ertüchtigung der tragenden Bau-
teile wurde eine überzeugende
Lösung erzielt. Die ruhige Ge-
staltung der Fassaden erfüllt die
Anforderungen an das Stadtbild
und lässt weiterhin den Denk-
malwert erkennen. 

Besonders ist laut Jury der Mut
des neuen Eigentümers hervorzu-
heben, die stark beschädigten
Bauten zu übernehmen und seine
Bereitschaft, diese zu sanieren.
Die Unterbringung von schutzbe-
dürftigen Personen der Lebens-
hilfe in den Beck’schen Häusern
stelle eine ideale Lösung für die
Nutzung der Gebäude dar.

An den Dachtragwerken, den
Fachwerkwänden und der Grün-
dung mussten gravierende Sub-
stanzschäden behoben werden.
Um die Mindestraumhöhen im
Erd- und Obergeschoss einzuhal-
ten, durften die Raumhöhen nicht
reduziert werden. Deshalb sah
das statische Konzept vor, die
Decke über dem Obergeschoss
durch Aufrippung und den Ein-
bau von Hängewerken aus Holz

freitragend auf die Außenwände
auszubilden. Dies erleichterte
vorwiegend die vertikale Lastab-
tragung der versetzten Wände
und Unterzüge im Erd- und Ober-
geschoss und minimierte die er-
forderlichen Unterzugsverstär-
kungen der Decken im Erdge-
schoss.

Mit der Bronzemedaille be-
dacht wurde die Sanierung des
Peschl-Bräu im niederbayeri-
schen Passau (Bauherr: Peschl
GmbH & Co. KG, Passau). Der
Peschl-Bräu wurde 1258 erstmals
urkundlich als Braustätte er-
wähnt. 2010 wurde für die histo-
rische Bausubstanz eine Misch-
nutzung aus Gewerbe, Gastrono-
mie und Wohnen in der Altstadt
konzipiert, die 2011 umgesetzt
wurde. Nach umfangreichen Sub-
stanzuntersuchungen wurde ein
Sanierungskonzept entwickelt,
das einen größtmöglichen Erhalt
der historischen Bausubstanz mit
den heutigen Anforderungen an
Haustechnik, Schallschutz und
Nutzungskomfort verbindet.

Barrierefreiheit

Ein Aufzug ermöglicht den
barrierefreien Zugang auch zu
den oberen Stockwerken. Durch
die Schaffung eines gläsernen
Laubengangs wurde das Dachge-
schoss für die Wohnnutzung er-
schlossen. Kastenfenster bieten
einen guten Wärmeschutz und
durch den verbesserten Schall-
schutz einen erhöhten Wohnkom-
fort in der Innenstadt.

In der Kategorie „Öffentliche
Bauwerke“ wurde zweimal Gold
verliehen. Gold ging an die Sa-
nierung der Wallfahrtskirche Ma-
ria Birnbaum im schwäbischen
Sielenbach (Bauherr: Deutscher
Orden, vertreten durch das Erz-
bischöfliche Ordinariat Mün-
chen). Mit dem Einbau eines raf-
finierten subsidiären Raumtrag-
werkes zur Aufhängung des zen-
tralen Turmes über der Kuppel
unter Belassung eines histori-
schen Ertüchtigungsversuches
wurde eine überzeugende Verbin-
dung zwischen einem denkmal-
pflegerischem Konzept und einer
intelligenten Ingenieurleistung
gefunden.

Bereits im 18. Jahrhundert
zeigte der Apostelturm im Zen-
trum der gemauerten Kuppel-
konstruktion Absenkungen. Dies
führte zu Rissen und Verformun-
gen an den angrenzenden Bau-
teilen. Nach gründlichen Vorun-
tersuchungen wurde ein Sanie-
rungs- und Instandsetzungskon-
zept erarbeitet, das zu einer
„Speichenradkonstruktion“ in
der Form eines räumlichen Fach-
werks führte. Diese Konstrukti-
on stellte äußerst hohe Anforde-
rungen an die Projektierung und
Ausführung, doch sie kann so-
wohl den Apostelturm als auch
die anschließenden Bauteile des
Daches tragen. Diese Ingenieur-
leistung behebt die grundlegen-
den Fehler der Erbauer und er-
hält das Erscheinungsbild des
Denkmals so gut wie möglich.

Mit einer weiteren Goldme-
daille wurde die Sanierung der
Kettenstegbrücke in Nürnberg
(Bauherr: Stadt Nürnberg, vertre-
ten durch Servicebetrieb Öffentli-
cher Raum Nürnberg) ausge-
zeichnet. Der Kettensteg stellt als
älteste erhaltene Hängebrücke
Europas ein besonderes Architek-
tur- und Ingenieurbaudenkmal
dar. Die Unzulänglichkeiten
früherer Umbauten und Sanie-
rungsversuche erforderten eine
grundlegende ingenieurtechni-
sche Aufarbeitung der schwin-
gungsanfälligen Konstruktion.

Das Sanierungskonzept geht
von einer annähernden Wieder-
herstellung des Systems der ur-
sprünglichen Hängebrücke aus.
Die besondere Leistung der In-
genieure bestand darin, den Steg
zur Vermeidung der systembe-
dingten Schwingungen mit ei-
nem geschweißten Stahlhohlka-
sten zu verstärken, der gleichzei-
tig als gerade verlaufender Trä-
ger die ursprünglichen „Durch-
hängungen“ der Brücke aufhebt.

Nach der erfolgreichen Sanie-
rung birgt das Bauwerk eine Do-
kumentation der historischen Ent-
wicklung in sich. Dabei wurde die
Funktion als echte Hängebrücke
wiederhergestellt und auch das
originale Hängewerk von 1824,
die Geländerkonstruktion und die
stählernen Pylone von 1909 konn-
ten erhalten werden.

Energetische Sanierung

Der „Bronze-Oscar“ wurde
schließlich für die energetische
Sanierung des Nürnberger Her-
renschießhauses (Bauherr: Hoch-
bauamt der Stadt Nürnberg) ver-
geben. Aufgrund umfassender
bauphysikalischer Untersuchun-
gen wurde für das Herren-
schießhaus ein beispielgebendes
Konzept gefunden, das im Ein-
klang mit den gestalterischen,
denkmalpflegerischen und inge-
nieurtechnischen Anforderungen
steht.

In der Praxis bestätigte sich,
was die Berechnungen im Vor-
feld ergeben hatten: Durch ener-
gieeinsparende Maßnahmen
konnten die Anforderungen der
EnEV 2009 um 30 Prozent beim
Transmissionswärmeverlust und
um 20 Prozent beim Primärener-
giebedarf unterschritten werden.

„Die Denkmalpflege braucht
das Engagement aller privaten
Bauherren und Ingenieure. Der
Staat allein kann Denkmalschutz
nicht gewährleisten“, bekräftigte
Innenminister Joachim Herr-
mann. Da die Bewahrung des
baukulturellen Erbes eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe
ist, unterstütze der Freistaat Bay-
ern die Pflege und den Erhalt
denkmalgeschützter Bauwerke
gezielt, beispielsweise mit Mit-
teln der Städtebauförderung aus
dem Programm „Städtebaulicher
Denkmalschutz“ der Bund-Län-
der-Städtebauförderung. 2012
hätten Bund und Freistaat allein
für dieses Programm fast 18 Mil-
lionen Euro bereitgestellt. Schät-
zungen zufolge löst bei der Denk-
malpflege ein Euro an Fördermit-
teln ein Zehnfaches an Gesamtin-
vestitionen aus.

Kultureller Reichtum

Herrmann: „Wir haben in Bay-
ern rund 126.000 Baudenkmäler
und 55.000 Bodendenkmäler.
Auf diesen großen kulturellen
Reichtum sind wir alle sehr stolz.
Die Denkmäler tragen zur Attrak-
tivität Bayerns bei und ziehen
Jahr für Jahr unzählige Besucher
aus der ganzen Welt an. Mit dem
Erhalt der Bauwerke wird also
auch der Wirtschaftszweig ‘Tou-
rismus’gefördert.“

Als „Eckpfeiler beim Denkmal-
erhalt“ würdigte Prof. Dr. C. Seba-
stian Sommer, Landeskonservator
beim Bayerischen Landesamt für
Denkmalpflege, die Ingenieure
und Planer: „Ohne ihre Kenntnis,
ohne ihren Ideenreichtum, ohne
ihren Willen, das Althergebrachte
ebenfalls als wichtige menschliche
Errungenschaft, ganz konkret als
Bauleistung und Teil unserer Bau-
kultur, anzuerkennen und weiter-
zunutzen, lassen sich eventuelle
Schäden im Tragwerk, im Dach-
werk, notwendige neue Sa-
nitäreinrichtungen, energetische
Ertüchtigung usw. nur zum Scha-
den des Objekts beseitigen bzw.
einfügen.“ DK

Ländervergleich zu Grundschulen:

Hohe Qualität des 
bayerischen Schulwesens 

„Das gute Ergebnis der bayerischen Grundschüler bestätigt
einmal mehr die Qualität des Bildungssystems im Freistaat“,
kommentierte Georg Eisenreich, der Vorsitzende des Arbeits-
kreises für Bildung, Jugend und Sport der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag, in einer ersten Reaktion die Resultate
des Ländervergleichs des Instituts zur Qualitätsentwicklung
im Bildungswesen (IQB). 

Eisenreich gratulierte zu-
gleich den bayerischen Schüle-
rinnen und Schülern, den Lehre-
rinnen und Lehrern sowie den
Eltern ganz herzlich zu diesem
tollen Erfolg. Außerdem sei das
doch ein schönes Kompliment
zum Weltlehrertag.

Förderung

Eisenreich weiter: „Das gute
Ergebnis zeigt, dass wir mit unse-
rer Bildungspolitik auf dem rich-
tigen Weg sind.“ In den getesteten
Kompetenzbereichen Lesen,
Zuhören und Mathematik beleg-
ten die bayerischen Grundschüler
den ersten Platz. Besonders freu-
te sich der CSU-Abgeordnete
darüber, dass Bayern nicht nur ei-
nen hohen Anteil an Schülerinnen
und Schüler in der höchsten
Kompetenzstufe habe, sondern
auch vergleichsweise wenige
Schülerinnen und Schüler in der
schlechtesten Gruppe aufweise.
„Das zeigt, dass es an bayeri-
schen Schulen besser als in ande-
ren Ländern gelingt, gerade auch
die schwächeren Schüler zu för-
dern“, so Eisenreich weiter.

Rahmenbedingungen

Um die Rahmenbedingungen
weiter zu verbessern, investiere
der Freistaat massiv in Bildung.
„Bildung ist und bleibt für die

CSU-Landtagsfraktion ein In-
vestitionsschwerpunkt. Im neu-
en Doppelhaushalt 2013/2014

sind mehr als 1.300 zusätzliche
Lehrerstellen für weitere Ver-
besserungen, wie den Ausbau
der Ganztagsangebote, kleinere
Klassen, die Verstärkung der in-
dividuellen Förderung und die
Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention vorgese-
hen“, erläuterte Eisenreich ab-
schließend. 

Hartz IV-Empfängerzahlen im September:

6,07 Millionen
als Allzeittief
Aussichten trüben sich ein

Mit 6,07 Millionen Leistungsempfängern wurde im September
erstmals die 6,1 Millionen-Marke unterschritten – ein bundes-
weiter Tiefstwert auf hohem Niveau. Noch immer bezieht bun-
desweit jeder 14. Bundesbürger Hartz IV-Leistungen, in den
Stadtstaaten doppelt so viele. Die monatlich immer neuen Allzeit-
tiefstwerte bei den Leistungsbeziehern sind erfreulich, der starke
Rückgang bei den Arbeitsmarktintegrationen kündigt aber eine
Trendwende zu steigenden Zahlen in nächster Zeit an.

Der Deutsche Landkreistag hat
jüngst die SGB II-Empfängerzah-
len (Hartz IV) für den Monat Sep-
tember veröffentlicht. Erfreulich
sind die noch immer sinkenden
Zahlen der Leistungsempfänger,
die Monat für Monat zu neuen
Tiefstwerten führen. Allerdings
haben die sinkenden Zahlen die 6-
Mio.-Grenze noch nicht unter-
schritten, so dass das Niveau der
Hilfebedürftigkeit noch immer
sehr hoch ist.

Trendwende

Es zeichnet sich eine Trendwen-

de zu steigenden Zahlen ab, da im
Jahresverlauf die Zahl der Arbeits-
marktintegrationen erheblich und
stärker als die Zahl der erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten
zurückgegangen ist. Die Zahl der
gelingenden Arbeitsmarktintegra-
tionen dürfte ein Frühindikator für
die Entwicklung des Bestands der
Leistungsempfänger darstellen. 

Der Wert von rund 6,07 Mio.
Menschen stellt das bisherige All-
zeittief seit Bestehen des SGB II
dar. Die Hilfebedürftigkeit im
SGB II spreizt sich zwischen 3,3
% der Einwohner in Bayern und
16,5 % in Berlin. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
blendend da wie lange nicht mehr:
„Die Wirtschaft wächst so stark
wie unmittelbar nach der Wieder-
vereinigung, noch nie hatten so
viele Menschen einen Arbeits-
platz, die Jugendarbeitslosigkeit
in Deutschland ist die niedrigste
aller EU-Länder und Deutschland
ist mit Abstand am besten aus der
weltweiten Finanzmarkt- und
Wirtschaftskrise gekommen.“

Kommunalbilanz

Tatsache sei, dass die kommu-
nalfreundliche Politik der CDU
und CSU-geführten Bundesregie-
rung Früchte trage, erklärte Götz.
Die Kommunalbilanz könne sich
sehen lassen. So rechne man für
das laufende Jahr 2012 bundes-
weit mit einem kommunalen
Haushaltsüberschuss von rund 2,5
Milliarden Euro. Nach Einschät-

(Fortsetzung von Seite 1)
übergreifenden Politikansatz zu
kommen, der demografisch be-
sonders betroffenen Gebieten
wirklich hilft und Entwicklungs-
prozesse wirksam unterstützt.
Dabei geht es nicht zuletzt auch
um wechselseitiges Vertrauen
und eine Fokussierung auf das
gemeinsame Ziel, nämlich die
Unterstützung vor allem ländli-
cher Gebiete, die besonders stark
vom demografischen Wandel be-
troffen sind“, stellte der Präsi-
dent fest.

Kooperation

Stichwort interkommunale Zu-
sammenarbeit: Das Präsidium des
Deutschen Landkreistages forder-
te den Bund auf, sicherzustellen,
dass die gerade im ländlichen
Raum immer wichtiger werdende
Kooperation von Kommunen
nicht über eine drohende Umsatz-
steuerpflichtigkeit erschwert wird.
Hans Jörg Duppré sprach sich für
eine zügige gesetzliche Klarstel-
lung aus. „Interkommunale Zu-
sammenarbeit ist ein zentraler
Baustein bei der Bewältigung der
demografischen Herausforderun-
gen und darf nicht durch steuer-
rechtliche Vorschriften behindert
werden.“

Duppré erläuterte, dass nach
einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs (BFH) vom vergangenen
Herbst kommunalen Koopera-
tionen die Umsatzsteuerpflich-
tigkeit droht. „Der Anwendungs-
bereich solcher Beistandsleistun-
gen ist vielgestaltig, es geht bei-
spielsweise um Personal- oder
Beihilfeabrechnungen für einzel-
ne Kommunen, Rechnungsprü-
fungen für kreisangehörige Ge-
meinden oder auch die gemein-
same Ausbildung von kommu-
nalen Nachwuchskräften.“ Er
wies außerdem darauf hin, dass
neben den Kommunen auch
Bund und Länder sowie Kir-
chen, Sozialversicherungen und
Fernseh- und Rundfunkanstalten
in gleicher Weise unmittelbar
von der Entscheidung des Bun-
desfinanzhofes betroffen seien.

(Fortsetzung von Seite 1)
gesamt rund 1 Mio. Euro geför-
dert werden. Vor kurzem sei der
„Staatszuschuss“ für Energienut-
zungspläne sogar von 50 auf 70
Prozent aufgestockt worden.

Dass die Staatsregierung nicht
untätig sei, zeige die Vorberei-
tung eines neuen 3D-Windatlas
sowie virtueller erneuerbarer
Energie-Marktplätze, mit de-
ren Hilfe zum Beispiel Investo-
ren leichter geeignete Flächen
für Solar- und Wärmeenergie
finden können.

Starke Partner

Mit Blick auf die Rolle der 18
regionalen Planungsverbände
meinte Hessel: „Sie sind starke
Partner. Sie haben die Möglich-
keit, Teile ihrer energiepolitischen
Vorstellungen in der staatlichen
Regionalplanung verbindlich um-
zusetzen. Dabei denke ich zum
Beispiel an die Sicherung von
Leitungstrassen oder von Stan-
dorten für Großprojekte wie Gas-
oder Pumpspeicherkraftwerke.
Außerdem können die regionalen
Planungsverbände Standortkon-
zepte zur räumlichen Steuerung
der Windkraftnutzung oder von
Freiflächen-Photovoltaikanlagen
erarbeiten. Zumindest in der
Steuerung der Windkraftnutzung
sind die meisten Planungsverbän-
de bereits aktiv. Auf Grundlage
eines regionalen Energiekonzep-
tes könnten sie eventuell noch
passgenauer steuern.“

Die Staatssekretärin unterbrei-
tete das Angebot, die Regionalen
Planungsverbände bei der Erstel-
lung und Umsetzung regionaler
Energiekonzepte konzeptionell
wie finanziell maßgeblich zu un-
terstützen: Zum einen mit Mitteln
für befristet einzustellendes Per-
sonal, zum anderen bei der Finan-
zierung der Projektkosten einsch-
ließlich eines notwendigen Gut-
achtens. Bei den für die Geneh-
migungsverfahren zuständigen
Bezirksregierungen soll dem-
nächst ebenfalls eine weitere Stel-
le speziell für Fragen der Energie-
wende geschaffen werden.

Großes Projekt

Laut dem Sprecher der Ar-
beitsgemeinschaft der Regiona-
len Planungsverbände in Bayern,
Traunsteins Landrat Hermann
Steinmaßl, ist die Energiewende
das größte Projekt seit Bestehen
der Bundesrepublik. Da das Bild
Bayerns sich grundlegend verän-
dern werde, seien längst neue
Gesetze und Regelungen nötig.
Hier hätten vor allem die Land-
kreise zu wenige Kompetenzen,
kritisierte Steinmaßl.

Georg Huber, Landrat von
Mühldorf am Inn und energiepo-
litischer Sprecher des Bayeri-
schen Landkreistags, bemängel-
te ebenso die eingeschränkten
Gestaltungsmöglichkeiten: „Wir
übernehmen die Verantwortung,
können aber nicht überall mitre-
den und wenn es dann am Ende
nicht klappt, sind wir trotzdem
an allem schuld.“

Michael Sedlmair, Bürgermei-
ster von Ismaning und stellver-
tretender Vorsitzender des
Bayerischen Städtetags, äußerte

Die Koalition stellt für die Inte-
gration von Menschen mit Mi-
grationshintergrund mehr Bun-
desmittel zur Verfügung als je-
mals zuvor. Die Städtebauförde-
rung wurde auf hohem Niveau
verstetigt. Dies gilt auch für den
Haushaltsansatz 2013. Die Mit-
tel zur Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur werden
nach den Eckwerten zum Bun-
deshaushalt 2013 und dem Fi-
nanzplan bis 2016 um jährlich
gut 33 Millionen Euro auf knapp
570 Millionen Euro erhöht. Zu-
dem ist mit den Ländern verein-
bart, dass eine Entscheidung
über die „Entflechtungsmittel“
beim GVFG zur Verbesserung
der kommunalen Verkehrsver-
hältnisse und beim sozialen
Wohnungsbau bereits im Herbst
dieses Jahres erfolgt. Götz: „Aus
Gründen der Planungssicherheit
ist dies für die Städte und Ge-

Erfahrungen gereift sei. Zugleich
lehnt er die vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte finanzi-
elle Gleichstellung von Asylbe-
werbern und Hartz-IV-Empfän-
gern ab. Die schwarz-gelbe Bun-
desregierung strebe nach dem
Karlsruher Urteil eine Änderung
des Asylbewerber-Leistungsge-
setzes an, das die bisherige Ta-
schengeld-Regelung für Asylbe-
werber verfassungsfest machen
solle. Der Innenminister wies
darauf hin, dass er nichts davon
halte, mit zu hohen finanziellen
Leistungen für einen „Attrakti-
vitätsschub“ unter Asylbewer-
bern zu sorgen.

Auch in der Debatte um er-
leichterte Zuwanderungsmög-
lichkeiten für Fachkräfte von
außerhalb der EU halte er an be-
stehenden Prinzipien fest, beton-
te Friedrich. Dazu gehöre der
Grundsatz, etwa Fachkräfte aus
Fernost nur dann einreisen zu
lassen, wenn sie einen Arbeits-
platz in Deutschland nachweisen
könnten.

Bewährte Grundsätze

An bewährte Grundsätze sollte
sich auch die EU halten: an eine
nachhaltige Finanzpolitik und
Subsidiarität. Das gelte auch mit
Blick auf die Pläne für Sparkas-
sen und Genossenschaftsbanken
„Strukturen, die funktionieren,
zerschlägt man nicht, sondern
man nimmt sie sich als Vorbild.
Deshalb werden wir unsere Spar-
kassen und Genossenschaftsban-
ken nicht in einen europäischen
Risikopool schmeißen“, erklärte
Friedrich. Das Regionalprinzip
und der Föderalismus Deutsch-
lands seien Dinge, die für die eu-
ropäische Ebene als Vorbild gese-
hen werden müssen.

„Europa ist eine große Idee“,
konstatierte Bundestagspräsident
Prof. Dr. Norbert Lammert und
ergänzte: „Gemeinsam sollten
wir uns um den Geist der Frei-
heit bemühen!“ Er wies darauf
hin, dass der europäische Eini-
gungsprozess ohne die deutsche
Einheit nicht hätte stattfinden
können und umgekehrt die deut-
sche Einheit nicht hätte stattfin-
den können, wenn es den eu-
ropäischen Gedanken nicht ge-
geben hätte. Lammert zufolge
hat Deutschland von der Solida-
rität der EU-Länder bislang am
meisten profitiert. Dennoch gel-
te das Prinzip: „Nur wer Solidität
nachweist, kann auf Solidarität
bauen.“ Dies sei jetzt mit dem
ESM-Fiskalpakt geschehen. 

Bayerns Ministerpräsident
Horst Seehofer hieß die Delegier-
ten eingangs „im gelobten Land“
auf dem Boden der Franken in-
mitten des kulturellen Hochamts,
der Wiesn“, willkommen. Als
wichtige gesamtgesellschaftliche
Aufgabe definierte er die „Ein-
gliederungshilfe für Behinderte“,
die jetzt als Bundesgesetz festge-
schrieben werden müsse.

Seehofer erklärte, dass die
Schwächeren grundsätzlich die
Solidarität der Stärkeren verdient
haben. Allerdings müssten sie
auch eigene Anstrengungen un-
ternehmen, um von diesen Hilfen
unabhängig zu werden. Mit Blick
auf die Diskussion um das Be-
treuungsgeld bemerkte Bayerns
Ministerpräsident, dass die Uni-
onsparteien auch hier den Grund-
satz der Wahlfreiheit verteidigen
müssten. Auch warnte er vor ei-
ner Inflationsgefahr, wenn die
Geldmengen unbegrenzt erhöht
würden.

„Ohne starke Kommunen ist
kein Staat zu machen“, bekannte
Seehofer nach der Tagung. Bei
der KPV-Bundesversammlung
in Nürnberg habe er erneut erle-
ben können, dass CDU und CSU
auf starke Kommunalpolitiker
bauen. Seehofer: „Wir stehen zu
unseren Kommunen – in Bayern
und im Bund.“ Der kommunale
Finanzausgleich in Bayern habe
mit über 7 Milliarden Euro eine
Rekordhöhe erreicht. Und für
den Bund gelte: „Die Gewerbe-
steuer bleibt!“ DK

die Befürchtung, dass die Kom-
munen die direkte Kontrolle
über alternative Energieprojekte
verlieren könnten, wenn vor al-
lem die Regionalen Planungs-
verbände das Zepter in die Hand
nehmen würden. Sedlmair kriti-
sierte, dass der Staat die Investi-
tionshöhe der Kommunen in ei-
gene Anlagen zur alternativen
Stromerzeugung rechtlich be-
grenzen will. „Uns nur eine
Stromproduktion in Höhe des ei-
genen Bedarfs zu gestatten ist
falsch“, meinte der Bürgermei-
ster. „Schließlich sind wir gem-
einnützig und müssen uns alle
sechs Jahre dem Votum der Bür-
ger stellen.“ 

Über die Bedeutung der Netze
bei der Energiewende informier-
te schließlich Thomas Barth,
Vorstandsvorsitzender E.ON
Bayern AG. Im regionalen Ver-
teilnetz der E.ON Bayern habe
die Energiewende kräftig an
Fahrt aufgenommen, so Barth.

Würde der Rechtsprechung des
BFH gefolgt, würden Beistands-
leistungen künftig mit 19 Pro-
zent Umsatzsteuer belastet. „Das
gilt auch für Beistandsleistun-
gen, die Bund, Länder und Kom-
munen mit- und untereinander
erbringen.“

Eine Zusammenarbeit von
Bund, Ländern und Kommunen
mit- und untereinander sei dann
nur noch sinnvoll, wenn auch
nach der Belastung mit Umsatz-
steuer noch ein Effizienzgewinn
im Vergleich zur Leistungserbrin-
gung ohne eine Zusammenarbeit
verbleibe. „Ist ein solcher Effizi-
enzgewinn nicht zu erzielen, wäre
ein Verzicht auf die Durch-
führung der Zusammenarbeit die
wirtschaftlich notwendige Kon-
sequenz“, erläuterte Duppré. Vor
allem vor dem Hintergrund de-
mografisch bedingter Anpas-
sungsprozesse sei dies aus kom-
munaler Sicht schmerzlich: „Ent-
wicklungsprozesse erfolgen zu-
nehmend interkommunal, indem
Gemeinden und Landkreise ihre
Kräfte und Kompetenzen bün-
deln, um zu tragfähigen Lösun-
gen zu gelangen und Effizienzre-
serven zu heben. Darin liegt vie-
lerorts der Schlüssel beim Um-
gang mit den Herausforderungen
des demografischen Wandels.
Daher ist das BFH-Urteil gerade
für Gebiete mit immensen demo-
grafischen Herausforderungen
ein echter Schlag ins Gesicht!“

Gesetzliche Klarstellung

Deshalb sei es wichtig, dass ei-
ne zügige gesetzliche Klarstel-
lung erfolge, weil sonst mit der
drohenden Umsatzsteuerpflich-
tigkeit ein erhebliches Hemmnis
für die kommunenübergreifende
Problemlösung bestehe, betonte
der Landkreistagspräsident. Es
gehe hier nicht um die ordnungs-
politische Debatte ‚Privat oder
Staat‘, sondern vielmehr darum,
„ob zwei Kommunen in den ge-
nannten Bereichen zusammenar-
beiten dürfen oder ob sie es künf-
tig aus steuerlichen Gründen wie-
der alleine machen“. DK

Am Stand des Deutschen Sparkassen- und Giroverbands (v. l.):
Dr. Mirko Weiß, Peter Götz, Constanze von Hassel und James
Weber. 

Blickpunkt...

Pro Gesetzes-Check...

Im E.ON-Netz hätten die erneu-
erbaren Energien heute bereits
einen Anteil von nahezu 40 Pro-
zent, womit sie bereits über der
Zielmarke von 35 Prozent lägen,
die die Bundesregierung für das
Jahr 2020 gesetzt hat. 

Photovoltaik-Boom

Ausschlaggebend für diese
Entwicklung sei der gigantische
Photovoltaik-Boom im Netzge-
biet des Energieunternehmens.
Dazu seien bis heute über
200.000 Photovoltaik-Anlagen
in das Netz integriert worden. 

Hohe Investitionen tätige das
Unternehmen in das regionale
Verteilnetz –allein 260 Millionen
Euro im Jahr 2012. Rund 90 Mil-
lionen entfielen auf die Netzein-
bindung von EEG-Anlagen. Das
regionale Verteilnetz bezeichnete
Barth als Dreh- und Angelpunkt
für eine erfolgreiche Energiewen-
de. Deshalb werde mit Hoch-
druck am Netz der Zukunft gear-
beitet, erklärte der Vorstandsvor-
sitzende. Text und Bild: DK

Rolle der...

Teilhabechancen von Menschen 
mit Behinderung weiter verbessern

Bayerns Sozialministerin Christine Haderthauer
hat die Teilhabe von Menschen mit Behinderung
am allgemeinen Arbeitsmarkt als zentrales Ele-
ment einer auf Inklusion angelegten Behinderten-
politik hervorgehoben. Haderthauer: „Unser Ziel
ist es, Menschen mit Behinderung noch bessere
Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in
Bayern zu eröffnen. Erfreulicherweise sinkt zwar
deren Arbeitslosenzahl seit Jahren, aber nicht im
gleichen Umfang wie bei nicht behinderten Men-
schen. Daher setzen wir weiter mit umfangrei-
chen Maßnahmen Anreize für private Arbeitgeber
und unterstützen die berufliche Teilhabe von

Menschen mit Behinderung. Gleichzeitig wollen
wir mit dem Aktionsplan der Bayerischen Staats-
regierung zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention in der breiten Öffentlichkeit das
Bewusstsein für die berechtigten Belange von
Menschen mit Behinderung stärken.“

Allein im letzten Jahr hat der Freistaat zur För-
derung der Ausbildung, Beschäftigung und be-
ruflichen Rehabilitation von Menschen mit Be-
hinderung Leistungen aus der Ausgleichsabgabe
in Höhe von insgesamt ca. 55 Millionen Euro be-
reitgestellt. Auch im Jahr 2012 sind Ausgaben in
gleicher Höhe vorgesehen. 

zungen des Bundesfinanzministe-
riums werde dieser sich bis 2016
sogar kontinuierlich auf rund 5,5
Milliarden Euro steigern. „Das ist
ein Ergebnis, das sich vor weni-
gen Jahren noch keiner vorstellen
konnte“, bemerkte der Bundes-
vorsitzende. Damit sei die „rot-
grüne kommunale Finanzmisere,
die im Jahr 2003 lange vor der in-
ternationalen Finanzmarkt- und
Wirtschaftskrise mit einem Kom-
munaldefizit von über acht Milli-
arden Euro ihren Höhepunkt er-
reichte“, für die meisten Städte,
Gemeinden und Kreise überwun-
den.

Diese Trendwende bei den
Kommunalfinanzen sei auf einen
Paradigmenwechsel in der Bun-
despolitik zurückzuführen, „den
wir als KPV zusammen mit der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
initiiert haben und auf den wir
stolz sein können“, sagte Götz. 

„Der große Wurf“ sei in dieser
Legislaturperiode mit der stufen-
weisen Übernahme der Kosten
der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung gelun-
gen. Damit habe man das kom-
munalfeindliche Gesetz der rot-
grünen Bundesregierung aus
dem Jahre 2003 korrigieren kön-
nen. Zusammen mit dem Bil-
dungspaket bedeute das eine
nachhaltige Befreiung von dyna-
misch steigenden Kosten bis
einschließlich 2020 von bis zu
50 Milliarden Euro. Profitieren
werden davon besonders die fi-
nanzschwachen Kommunen, die
unter strukturell bedingten Fi-
nanzproblemen leiden. „Das ist
die größte Kommunalentlastung
in der Geschichte der Bundesre-
publik“, stellte Götz fest.

Neben diesen politischen Wei-
chenstellungen konnte Götz zu-
folge erreicht werden, dass sich
noch mehr Kreise und Städte
selbständig um Langzeitarbeits-
lose kümmern können. Künftig
beteilige sich der Bund mit einer
festen Quote an den tatsächli-
chen Unterkunftskosten für
ALG-II-Empfänger. Außerdem
wurde die Zuständigkeit für das
neue Bildungspaket in die Hände
der Kommunen gelegt. Der
Bund erstattet die Kosten kom-
plett. Darüber hinaus wird die
frühkindliche Sprachförderung
vom Bund massiv unterstützt.

meinden besonders wichtig. Da-
mit wird eine weitere Forderung
der KPV erfüllt.“

Stabile Situation

Der Landesvorsitzende der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CSU, Landrat Stefan
Rößle (Donau-Ries), verwies auf
die stabile Situation von Bayerns
Städten und Gemeinden. Ein
Grund hierfür sei der kommunale
Finanzausgleich. Mit einem Volu-
men von über 7 Milliarden Euro
sei das Ergebnis für die Gemein-
den positiv zu werten. Rößle be-
tonte zudem, die KPV stehe zu
dem Ziel, dass Bayern bis zum
Jahr 2030 schuldenfrei ist.

Als wichtige Zukunftsaufga-
ben für die Gemeinden bezeich-
nete der KPV-Vorsitzende die
Umsetzung der Energiewende
auf kommunaler Ebene, die Be-
wältigung des demografischen
Wandels auf dem flachen Land,
die Stärkung des Ehrenamtes so-
wie die Gesundheitsversorgung,
verbunden mit einer verbesser-
ten finanziellen Ausstattung der
kommunalen Krankenhäuser
durch die Kassen. In Sachen En-
ergiewende mahnte Rößle eine
bessere Koordinierung der ein-
zelnen Schritte an, insbesondere
bei der Netzausbauplanung. Die
Bürger bei größeren Projekten
stärker zu beteiligen, nannte er
als weiteres großes Ziel. Die Zei-
ten seien vorbei, „in denen man
Projekte in den Gremien be-
schlossen und dann der Bevölke-
rung präsentiert hat“.

Asylrecht

Bundesinnenminister Dr. Hans
Peter Friedrich sprach sich gegen
Forderungen auf EU-Ebene nach
einer Lockerung der Asylrechts-
regelungen aus. „Ich sehe kei-
nen Grund, so blauäugig zu sein,
die Schleusen in Europa aufzu-
machen“, hob der CSU-Politiker
hervor und verwies dabei auf die
Konflikte in Syrien und anderen
arabischen Ländern. Hier werde
man in den nächsten Jahren oh-
nehin neuen Herausforderungen
gegenüberstehen.

Friedrich hält deshalb strikt
am bestehenden deutschen Asyl-
recht fest, das nach jahrelangen
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Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen Gebäude 
in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprech partner kümmert sich 
um alle Leistungen, von der ersten Analyse über die Bauausführung 
bis zur Abnahme.  

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profi tieren von geringeren Energiekosten, schonen 
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung 
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für Anrufe aus den Mobilfunknetzen.
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Klima schonen
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Gebäudesanierung

Unscheinbar aber wirkungsvoll: Das neue Mini-Blockheizkraft-
werk des Modellversuchs „Smart Local Generation“ im Hinter-
grund ist kaum größer als eine normale Gebäudeheizung. Von
links: E.ON-Projektleiter Dr. Roland Hofer, Osterhofens Bürger-
meisterin Liane Sedlmeier, E.ON-Bayern Vorstand Egon Westphal
und E.ON-Regionalleiter Ostbayern Christoph Henzel stellten den
neuen Netzstabilisator jetzt der Öffentlichkeit vor. Foto: obx-news

Pilotversuch bei E.ON Bayern: 

Energiewende im Keller
Regensburg (obx) - „Energieautark“ zu werden, davon träumen
mittlerweile immer mehr Kommunalpolitiker. Wirklich ener-
gieautark ist bis heute aber noch keine Gemeinde in Deutschland.
Selbst wenn installierte Solarzellen oder sonstige erneuerbare En-
ergiequellen theoretisch den Stromverbrauch eines Orts decken.
Scheint die Sonne nicht oder ist es windstill, muss auch weiterhin
das überregionale Netz angezapft werden. Für die überregionalen
Versorger wie E.ON Bayern aber wird es angesichts des anhalten-
den Drangs zu schwer kalkulierbaren wetterabhängigen Kraftwer-
ken immerschwieriger, jederzeit Netzstabilität zu garantieren. Jetzt
erprobt Bayerns größter Energieversorger im niederbayerischen
Osterhofen neue Speichertechniken, die auch in Zukunft bei weiter
wachsendem Anteil der alternativen Energien für eine zuverlässige,
schwankungsfreie Stromversorgung sorgen sollen. 

40 Prozent des Stroms kom-
men im E.ON Bayern-Netz be-
reits aus regenerativen Quellen.
Mit dem Modellversuch „Smart
Local Generation“ will der Ver-
sorger jetzt Puffer schaffen, die
Netzstabilität gewährleisten sol-
len. Herz des Systems sind dezen-
tral installierte Mini-Blockheiz-
kraftwerke, die mit Gas beheizt
etwa bei stillstehenden Wind-
kraftwerken Strom produzieren
und ins Netz einspeisen. Diese
Anlagen sind aber auch in der La-
ge bei einer Stromüberproduktion
etwa an heißen Sonnentagen
Strom aus dem Netz zu saugen

und mit dem Strom Wasser zu er-
hitzen, das dann zwischengespei-
chert und bei Bedarf verwendet
wird.

Wichtiges Regulativ

„In der Fläche eingesetzt, kön-
nen diese Mini-Blockheizkraft-
werke ein wichtiges Regulativ im
Netzbetrieb der Zukunft werden“,
sagte E.ON Bayern-Technikvor-
stand Egon Westphal bei Inbe-
triebnahme der ersten Pilotanlage
im niederbayerischen Osterhofen.
Der Pilotversuch soll bis Mitte
2013 dauern. Neben E.ON Bay-

ern sind daran das Bayerische
Zentrum für angewandte Ener-
gieforschung als wissenschaftli-
cher Begleiter, der Heizungsher-
steller Viessmann und die E.ON
Ruhrgas beteiligt.

Netzstabilität

Erfüllt die Pilotanlage die Ziel-
vorgaben, könnte das Netz der
„Smart Local Generation“-Kraft-
werke systematisch ausgebaut
werden - als Ergänzung zu den
vielen tausend Kilometern Hoch-
spannungsleitung, die im Rah-
men der Energiewende Deutsch-
land in den nächsten Jahren
durchziehen sollen. Anders als
bei den geplanten Pumpspeicher-
kraftwerken, die ebenfalls zur
Netzstabilität beitragen sollen, ist
Widerstand von Natur- und Um-
weltschützern nicht zu erwarten.
Die neuartigen Mini-Kraftwerke

sind kaum größer als die Heizung
eines Einfamilienhauses und las-
sen sich praktisch in jedem Keller
verstecken.

Vorreiterrolle

Ostbayern ist heute Vorreiter
bei der Energiewende. Der Anteil
der regenerativen Energien im
E.ON Bayern-Netz liegt bereits
heute bei 40 Prozent, fünf Prozent
höher als der von der Bundesre-
gierung für 2020 angepeilte Wert.
Das Ziel der Bayerischen Staats-
regierung, den Anteil der Regene-
rativen bis 2021 auf 50 Prozent
der gesamten Stromerzeugung zu
steigern, wird nach Einschätzung
von Thomas Barth, Vorstandsvor-
sitzender von E.ON Bayern, im
Netz des Konzerns bereits in Kür-
ze erreicht. In Bayern seien mit
4.300 Megawatt Photovoltaik-
Leistung bereits heute deutlich
mehr Solarzellenfelder installiert
als in den gesamten USA. Die in-
stallierte Solarzellenfläche ent-
spricht in etwa der Größe eines
durchschnittlichen bayerischen
Regierungsbezirks. 

Hochspannungsleitungen:

Vom Reizthema 
zum Joker

für den Umweltschutz
Regensburg (obx) - Rund 8000 KilometerHochspannungsleitungen
durchziehen Bayern. Für Naturschützer sind diese Leitungstrassen
immer wieder ein Reizthema, ebenso wie Wasserkraftwerke und
Pumpspeicherkraftwerke, also all die Komponenten, die Voraus-
setzung für die Realisierung des Traums von der Energiewende
sind. Zumindest in einem Punkt scheint die Aufgeregtheit der „Wir
sind gegen Alles“-Front überzogen: Experten des bayerischen Um-
weltministeriums zeichnen ein ganz anderes Bild der umstrittenen
Mastenwälder und Kabelstränge. 

Ökologen sehen in heiß disku-
tierten Stromtrassen zunehmend
ein wertvolles Biotop-Netzwerk
und Überlebensinseln für gefähr-
dete Tiere und Pflanzen. Knapp
300 Quadratkilometer der bayeri-
schen Trassen-Schneisen sind
nach Einschätzung von Fachleu-
ten im Umweltministerium als
Rückzugsgebiet für Flora und
Fauna besonders wertvoll. Das
entspricht etwa einem Fünftel der
Fläche aller in Bayern ausgewiese-
nen Naturschutzgebiete. 

„Strom-Biotope“ 

Im Landschaftspflegekonzept
des Freistaats heben die Experten
aus dem Umweltministerium die
Bedeutung der „Strom-Biotope“
für den Naturschutz hervor: So
bieten die gehölzfreien Natur-
flächen unter den Hochspan-
nungsleitungen beispielsweise in
trockenen Gebieten wie dem
Nürnberger Reichswald seltenen
Reptilien wie der Kreuzotter ei-
nen geschützten Lebensraum.
Das attraktive Nahrungsangebot
in den künstlichen Lichtungen
schützt darüber hinaus angren-
zende Wälder vor unerwünsch-
tem Wildverbiss.

Begleitete Maßnahmen

Betreiber der Hochspannungs-
leitungen im Freistatt ist die E.ON
Netz, die mit ihrem Leitungsnetz
der E.ON Bayern die Grundlagen
für eine sichere Stromversorgung
schafft. Das Unternehmen inve-
stiert nach eigenen Angaben jähr-
lich rund eine Million Euro in die
Pflege der unbewirtschafteten
Trassen-Abschnitte. Die Pflege-
maßnahmen an ökologisch beson-
ders bedeutsamen Standorten wer-
den von Fachleuten der unteren
Naturschutzbehörden und von
Biologen begleitet.

In Bayern fördert E.ON Netz
derzeit auch zwölf Beweidungs-

projekte unter Hochspannungs-
leitungen: Schafe und Hochland-
rinder halten die Trassen auf na-
turnahe Art und Weise frei von
unliebsamem Bewuchs und tra-
gen damit schonend zur ökologi-
schen Vielfalt bei. Auf den von
E.ON gepflegten Schneisen mit
Halbtrockenrasen in der Ober-
pfälzer Alb fanden Biologen be-
reits große Bestände der gefähr-
deten Steppenanemone, von 
Katzenpfötchen, Küchenschelle,
Frauenschuh, Fliegen-Ragwurz
und anderen seltenen Orchideen-
Arten.

Aufwertung

„Durch die fachgerechte Pflege
der Naturräume unter den Strom-
leitungen werden nicht nur einzel-
ne Arten geschützt, sondern auch
ganze Biotope großflächig erhal-
ten und aufgewertet“, sagt E.ON-
Netz-Sprecherin Michaela Fiedler.
Auf sandigen Böden in der Ober-
pfalz und Mittelfranken werden
beispielsweise weitläufige Tras-
sen-Strecken von Sträuchern, Bü-
schen und Bäumen freigehalten.
So kann der regionaltypische, bunt
blühende Heidecharakter erhalten
bleiben.

Unter oberbayerischen Strom-
leitungen wird auf Moorvegetati-
on und auf Pfeifengras-Streu-
wiesen nachwachsendes Gehölz
aufwändig entfernt, so dass die
Tier- und Pflanzenwelt davon
profitiert und Besonderheiten
wie Mehl-Primel, Fransen-Enzi-
an und Zauneidechse überleben
können.

Ergänzend zur Pflege der Natur-
flächen unter den Hochspan-
nungsleitungen werden auch von
E.ON Bayern seit Jahren systema-
tisch Nisthilfen beispielsweise für
Störche und Fischadler auf den
Strommasten montiert oder ausge-
diente Trafo-Stationen als Unter-
schlupf für seltene Vogelarten um-
gebaut. 

LED-Leuchten
für Altötting 

Im Auftrag der Stadt Altötting hat E.ON Bayern die
Straßenbeleuchtung gewartet. 93 hochwertige dekorative
Leuchten sind von Quecksilberdampfleuchtmittel auf mo-
derne LED-Leuchten umgebaut worden. Bürgermeister
Herbert Hofauer und Stadtbaumeister Richard Wiesinger
überzeugten sich vor Ort vom Abschluss der Umbaumaß-
nahme.

Von der Modernisierung der Straßenbeleuchtung durch das
Energieunternehmen E.ON Bayern profitiert Altötting ökono-
misch und ökologisch: Die neuen LED-Module erzeugen ge-
genüber der bisherigen Leistung von 89 Watt mit nur noch 16
Watt die gleiche visuelle Lichtmenge. Die Umrüstung der
Straßenleuchten bringt damit pro Jahr eine Stromeinsparung
von gut 27.500 Kilowattstunden mit sich. Durch die Ein-
sparung amortisiert sich die kommunale Investition in Höhe
von 26.500 Euro rein rechnerisch bereits innerhalb von gut
vier Jahren. Zudem verringert sich der CO2-Ausstoß in Altöt-
ting ab sofort pro Jahr um 13,6 Tonnen.

„Wir bieten den Kommunen die Sicherheit für eine Straßen-
beleuchtung nach dem neuesten Standard ohne technisches
Risiko bei gut kalkulierbaren Kosten“, beschreiben Franz
Bloier, Kommunalbetreuer von E.ON Bayern, und Siegfried
Mitteregger vom Netzcenter Eggenfelden dieses Dienstlei-
stungskonzept.

Die bislang eingesetzten Quecksilberdampfleuchten werden
ab 2015 vom Markt genommen. Danach werden die LED-
Leuchten die konventionelle Technik ablösen. Die Lebens-
dauer der LED-Leuchten beträgt nach Herstellerangaben 12
bis 15 Jahre. Sie enthalten kein Schwermetall und haben auch
einen sehr geringen UV-Anteil. 

Energiewende:

Bayern auf gutem Weg
Zum Abschluss der Tagung der umweltpolitischen Sprecher von
CDU und CSU in München erklärte Dr. Otto Hünnerkopf, umwelt-
politischer Sprecher der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, bei
der Energiewende sei Bayern auf einem guten Weg. Gemeinsam mit
Dieter Dombowski, dem Vorsitzenden der CDU-Fraktion im Land-
tag von Brandenburg, der auch Vorsitzender der umweltpolitischen
Sprecher von CDU und CSU ist, stellte Hünnerkopf die „Münchner
Resolution – Energiewende in Deutschland aktiv gestalten“ vor. 

„Bundesweit liegt der Anteil der
erneuerbaren Energien an der
Stromerzeugung aktuell bei knapp
25 Prozent“, stellte Hünnerkopf
fest, „in Bayern bereits bei über 30
Prozent. Unser Ziel von 50 Pro-
zent in Bayern bis 2020 ist daher
erreichbar.“ Für die weitere Ent-
wicklung der Energiewende sei ei-
ne noch stärkere Kooperation zwi-
schen Bund, Ländern, Kommu-
nen, aber auch mit den europäi-
schen Nachbarn sowie den Bür-
gern, der Wirtschaft und der Wis-
senschaft notwendig.

Die Umweltsprecher der Uni-
onsfraktionen sehen eine Prüfung
des gemeinsamen Netzentwick-
lungsplans durch die Bundes-
netzagentur auf Grundlage der
Ausbauziele für verschiedene er-
neuerbare Energien in Bund und
Ländern als zielführend an. Zu-
dem fordern die Sprecher Bund
und Länder auf, die Genehmi-
gungsprozesse für die dringend
notwendige Netzinfrastruktur zu
beschleunigen und stärker aufein-
ander abzustimmen. Auch müssen
bestehende Stromnetze moderni-

siert und durch neue Technologi-
en, wie beispielsweise Hochtem-
peraturseile, in ihrer Kapazität er-
weitert werden. 

Die von Bundesumweltminister
Peter Altmaier vorgeschlagene
Möglichkeit der Beteiligung der
Bürger an den Investitionen in die
Übertragungsnetze und deren Er-
träge (Bürgerdividende) werde
von den Umweltsprechern aus-
drücklich begrüßt, erläuterte Hün-
nerkopf.

Abschließend mahnte der Abge-
ordnete, die Potenziale zur weiteren
Einsparung von Energie konse-
quent zu nutzen. Neben dem Aus-
bau der Erneuerbaren Energien
komme der Energieeinsparung
durch den Einsatz energieeffizien-
ter Technologien sowie intelligenter
Überwachungs- und Steuerungs-
mechanismen, wie z. B. smart grids
oder smart metering, eine hohe Be-
deutung zu. Die geplanten steuerli-
chen Anreize hinsichtlich der ener-
getischen Gebäudesanierung müs-
sen im Vermittlungsausschuss end-
lich voran gebracht werden, heißt
es dazu in der Resolution. 
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Woher ich meine

  Energie habe?

 Natürlich von ESB.

Günstig, umweltfreundlich, unkompliziert – Ökostrom aus 100 % Wasserkraft und Erd-
gas von Energie Südbayern lohnen sich für Sie und für die Natur. Zählen Sie auf unseren 
TÜV-zertifi zierten Kundenservice. Über 165.000 Haushalte profi tieren davon. Erfahren 
Sie mehr unter www.esb.de oder über unsere kostenlose Hotline: 0800 0 372 372

Ökostrom und Erdgas zum fairen Preis

Energie Südbayern GmbH

Neuer Gasliefervertrag
Landkreis sichert sich Energie zum Festpreis 

Im Rahmen einer europaweiten öffentlichen Ausschreibung
sicherte sich der Landkreis Fürstenfeldbruck die Versor-
gung seiner Verwaltungsgebäude und Schulen mit Erdgas zu
einem günstigen und marktgerechten Fixpreis für die näch-
sten zwei Jahre.

Er ist damit wieder ein Stück weit unabhängig von den aktuel-
len Schwankungen am Energiemarkt. Die Ausschreibung war
wegen der zum Ende September 2012 auslaufenden Verträge er-
forderlich geworden. Aufgrund der Verbrauchswerte des Vorjah-
res und der damit verbundenen Kosten von rund 600.000 Euro
kam nur eine europaweite Ausschreibung in Betracht. Der Kreis-
ausschuss als Ferienausschuss hat jetzt das Ausschreibungser-
gebnis gebilligt. Neuer Erdgaslieferant für alle davon betroffe-
nen Gebäude ist die Firma Energie Südbayern GmbH in Mün-
chen, bekannter unter dem Kürzel ESB. Die Zuschlagsentschei-
dung richtete sich in diesem Fall allein nach dem günstigsten
Preis.

Der Gasbezug wird durch die Kreiskämmerei in regelmäßigen
Abständen neu ausgeschrieben. „Insgesamt hat der Landkreis
damit bisher gute Erfahrungen gemacht“, heißt es in einer Mit-
teilung des Landratsamtes. 

Erneuerbare Energien in Bayern:

VBEW-Stromszenario 2021
„Stromlücken“ im Winter und in der Nacht

Der VBEW hat in einem Szenario den Verlauf zwischen der
Stromnachfrage und der regenerativen Stromerzeugung für das
Jahr 2021 untersucht. Zur Sicherung der Stromversorgung über
das ganze Jahr sind auf lange Sicht weiterhin konventionelle
Kraftwerke, wie Gaskraftwerke notwendig, die als Partner der
erneuerbaren Energien die hohe Volatilität der regenerativen
Stromerzeugung ausgleichen. 

„Während im Jahr 2021 die
Stromnachfrage in Bayern von
April bis Oktober, wenn die
Sonne scheint und der Wind
weht, überwiegend durch Was-
serkraft-, Biomasse-, Photovol-
taik- und Windkraftanlagen ge-
deckt werden kann, werden die
erneuerbaren Energien in den
sonnenarmen Monaten des Jah-
res auch in zehn Jahren nicht
ausreichend zur Deckung des
Stromverbrauches zur Verfü-
gung stehen,“ sagte Norbert
Breidenbach, Vorsitzender des
Verbands der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e.V. –
VBEW. Langzeitstromspeicher
sind derzeit nur eine technische
Option an der noch viel ge-
forscht und entwickelt werden
muss.

Witterung schafft schwer
quantifizierbare Risiken

Für die Berechnung des
VBEW-Stromszenarios 2021
wurde statistisches Material aus
dem Jahr 2011 mit den Zielen
der Bayerischen Staatsregie-
rung aus dem Bayerischen En-
ergiekonzept „Energie Innova-
tiv“ verknüpft und auf das Jahr
2021 hochgerechnet. 

Der gewöhnliche Wochenver-
lauf ist dadurch geprägt, dass an
den Werktagen deutlich mehr
Strom als an den Wochenenden

verbraucht wird. Auch im Janu-
ar 2021 wird den ganzen Tag
mehr Strom nachgefragt wer-
den, als mit erneuerbaren Ener-
gien in Bayern erzeugt werden
kann.

Schon im April, wenn das
Wetter schöner wird, kann es
aber sein, dass zumindest stun-
denweise mehr regenerativer
Strom erzeugt wird als benötigt. 

Überproduktion in
Extremsituationen 

Im Extremfall ist es sogar so,
dass an trüben und windstillen
Wintertagen die erneuerbaren
Energien – außer Wasserkraft und
Biomasse – so gut wie gar nicht
zur Stromerzeugung eingesetzt
werden können. Wohingegen an
einem sonnigen Sommertag
hauptsächlich die Photovoltaik
stundenweise quasi zu viel
Strom erzeugen wird.

„Die Photovoltaik ist generell
an kühlen sonnigen Tagen um
die Mittagszeit am leistungs-
fähigsten. Wenn dies etwa an ei-
nem Sonntag der Fall ist, an dem
in der Regel wenig Strom ver-
braucht wird, dann wird in Bay-
ern massiv zu viel Strom produ-
ziert, den die Netzbetreiber dann
in das Übertragungsnetz einspei-
sen oder die Anlagen abregeln
müssen,“ erläuterte Breiden-
bach.

Konventionelle Kraftwerke
versus Stromimport

Das VBEW-Stromszenario
zeigt, dass dies 2021 noch ausge-
prägter der Fall sein wird. Für die
Deckung des Strombedarfs in den
Abend- und Nachtstunden sowie
im Winter müssen die bayeri-
schen Energieversorger entweder
verstärkt konventionelle Kraft-
werke zur Stromerzeugung ein-
setzen oder eben Strom aus dem
Ausland importieren. 

Erdgas: Partner
der Erneuerbaren 

„Erdgas ist zu einem wichti-
gen Partner beim Umbau der En-
ergieversorgung auf die erneuer-
baren Energien geworden,“ so
Breidenbach. Denn Erdgas-
kraftwerke können das schwan-
kende Angebot von Wind- und
Sonnenstrom flexibel ausglei-
chen. Erdgasbetriebene Heiz-

kraftwerke und dezentrale
Blockheizkraftwerke ermögli-
chen durch die Technik der
Kraft-Wärme-Kopplung eine
hocheffiziente Energienutzung.
Insbesondere im Wärme- und im
Mobilitätsbereich spielt auch das
zu Bio-Erdgas aufbereitete Bio-
gas eine zunehmend tragende
Rolle.

Anreize schaffen für
private Investitionen 
in Gaskraftwerke

„Wenn die mit Erdgas befeu-
erten Kraftwerke langfristig den
Umbau des Kraftwerkparks auf
regenerative Energieträger be-
gleiten sollen, müssen sich diese
Investitionen für die Anlagenbe-
treiber jedoch auch betriebswirt-
schaftlich rechnen,“ so Breiden-
bach. Diese Anlagen sind aber
aufgrund des Einspeisevorran-
ges der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien immer we-
niger ausgelastet, so dass ihre
Rentabilität auch unter Berück-
sichtigung der hohen Betriebs-
kosten derzeit nicht gegeben ist.
„Dies ist der Grund, warum zur
Zeit keiner, weder die privaten,
noch die kommunalen Stromver-

sorgungsunternehmen, in die für
die Energiewende so notwendi-
gen Regelkraftwerke investiert,“
sagte der Verbandsvorsitzende
Breidenbach. 

Pilotprojekt „Smart Operator“
Aufbau des intelligenten Stromnetzes mit offiziellem Spatenstich gestartet 

Den Spatenstich für das Pilotprojekt „Smart Operator“ haben
in Schwabmünchen, Eduard Oswald, Vizepräsident des Deut-
schen Bundestages, Lorenz Müller, Erster Bürgermeister der
Stadt Schwabmünchen, Johann Häusler, stellvertretender Land-
rat des Landkreises Augsburg, und Dr. Markus Litpher, Mit-
glied des Vorstands der Lechwerke (LEW), gemeinsam mit zahl-
reichen Projektteilnehmern  ausgeführt. 

Die Lechwerke bauen im
Stadtteil Wertachau das erste in-
telligente Stromnetz innerhalb
ihres Netzgebiets auf. Mehr als
100 Haushalte der Siedlung be-

teiligen sich an dem Projekt, das
bis Ende 2014 läuft. Ziel ist es,
Erfahrungen im Betrieb eines in-
telligenten Stromnetzes zu sam-
meln. Die LEW untersuchen,
welchen Beitrag die Steuerung
einzelner, intelligenter Kompo-
nenten zum Ausgleich von Ver-
brauch und Erzeugung zum Bei-
spiel durch Fotovoltaikanlagen
im Verteilnetz leisten kann.

Herzstück und Namensgeber
des Projekts ist der so genannte
„Smart Operator“: Die elektroni-
sche Steuerungseinheit regelt
selbstständig die einzelnen Kom-
ponenten des intelligenten Net-
zes, um Erzeugung und Ver-
brauch besser in Einklang zu
bringen.

Glasfasernetz

Wesentlicher Bestandteil ist
ein neues Glasfasernetz, an das
die teilnehmenden Haushalte in
der ersten Projektphase direkt
angeschlossen werden. Über die-
se Infrastruktur kommunizieren
die intelligenten Bausteine des
Netzes miteinander. Die Teilneh-
mer profitieren außerdem von
leistungsfähigen Breitbandinter-
netanschlüssen, die ihnen über
das Netz zur Verfügung stehen. 

„Die Gestaltung der Energie-
wende erfordert ein Umdenken
von uns allen - bei der Erzeu-
gung, Verteilung und beim Ver-
brauch von Energie. Die Ent-
wicklung und Erprobung intelli-
genter Netze ist aus der Sicht der
Bundespolitik eine der wichtig-
sten Aufgaben, damit Deutsch-
land die Ziele der Energiewende
rechtzeitig erreichen kann“, sag-
te Oswald, der auch Mitglied des
Beirates der Bundesnetzagentur
ist. „Ich freue mich, dass die
Lechwerke, die Stadt Schwab-
münchen und die beteiligten
Bürger das Stromnetz der Zu-
kunft erproben. Gemeinsam die
Herausforderungen anpacken -
das wird hier in der Wertachau
beispielhaft umgesetzt.“ 

Bürgermeister Lorenz Müller
betonte die Bedeutung des Pro-
jekts für Schwabmünchen: „Die
Stadt und die teilnehmenden
Bürger in der Wertachau sind
stolz darauf, dieses Projekt zu
unterstützen. Wir profitieren nicht
nur von neuen Technologien und
dem Anschluss an das Breit-
bandnetz, sondern tragen in un-

serer Region aktiv zur Umset-
zung der Energiewende bei.“

Impulse setzen

Auch der stellvertretende
Landrat des Landkreises Augs-
burg, Johann Häusler, zeigte sich
erfreut über den Start des Pro-
jekts: „Der Landkreis Augsburg
will Impulse für den Klima-
schutz setzen. Dabei sind Inve-
stitionen in den Ausbau der
Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien aber nur ein Bau-
stein, denn: Wir müssen diese
Stromquellen optimal in das
Stromnetz einbinden, um ihr Po-

dauert bis 2014: Im ersten Ab-
schnitt baut LEW bis Ende die-
ses Jahres in der Siedlung ein
Glasfasernetz auf, an das die teil-
nehmenden Haushalte ange-
schlossen werden. Die Lechwer-
ke tauschen in den Häusern die
bestehenden Zähler gegen intel-
ligente Stromzähler aus. Diese
messen Spannung und Ver-
brauch eines Haushalts und
übertragen die ermittelten Werte
über das Glasfasernetz. Auf Ba-
sis dieser Informationen ent-
wickelt die Rheinisch-Westfäli-
sche Technische Hochschule Aa-
chen (RWTH) die Programmie-
rung für das Gehirn des intelli-
genten Stromnetzes - den „Smart
Operator“.

In der zweiten Projektphase ab
Anfang 2013 soll der „Smart
Operator“ dann in das Stromnetz
integriert werden. Parallel will
LEW das Netz um intelligente
Bausteine wie Energiespeicher,
Wärmepumpen und intelligente
Haushaltsgeräte erweitern. Der
„Smart Operator“ ermittelt unter

V.l.: LEW-Vorstandsmitglied Dr. Markus Litpher, MdB Eduard
Oswald, Vizepräsident des Deutschen Bundestags, Erster Bür-
germeister Lorenz Müller und stellvertretender Landrat Johann
Häusler beim Spatenstich.

tenzial nutzen zu können. Das
,Smart Operator’-Projekt der
Lechwerke ist deshalb auch für
den Landkreis ein wichtiges Pro-
jekt in Sachen Energiewende.“ 

„Intelligente Netze sind eine
unverzichtbare Grundlage für die
Energieversorgung der Zukunft“,
sagte Dr. Markus Litpher, Vor-
standsmitglied der Lechwerke.
„Wir erproben in der Wertachau
Technologien, mit denen das Po-
tenzial der schwankenden Strom-
erzeugung aus erneuerbaren En-
ergien so gut wie möglich ge-
nutzt werden kann.“ Litpher er-
läuterte, dass die Lechwerke bis-
her mehr als 54.000 Fotovoltaik-
anlagen an ihr Netz angeschlos-
sen haben. Für den notwendigen
Netzausbau investiere das Unter-
nehmen deshalb jedes Jahr er-
hebliche Summen. „Wenn wir
Erzeugung und Verbrauch vor
Ort besser in Einklang halten,
sinken auch die Kosten für den
Ausbau der Stromnetze. Davon
profitieren wir alle“, so der
LEW-Vorstand 

Das Projekt „Smart Operator“
gliedert sich in zwei Phasen und

anderem anhand von Wetterprog-
nosen die zu erwartenden Ein-
speiseleistungen sowie Lasten,
Aufnahmefähigkeit und Spei-
chermöglichkeiten im Stromnetz.
Er stimmt diese Faktoren auf Ba-
sis der aktuellen Messwerte auf-
einander ab und bringt sie in Ein-
klang.

Zum Spatenstich waren neben
den Vertretern aus der Politik
auch zahlreiche Kreis- und
Stadträte, Mitglieder des Siedler-
vereins Wertachau sowie viele
der am Projekt teilnehmenden
Bürger gekommen. 

Die LEW-Gruppe ist als regio-
naler Energieversorger für rund
500.000 Kunden in Bayern und
Teilen Baden-Württembergs tätig.
LEW beschäftigt mehr als 1.700
Mitarbeiter, ist mit 35 Wasser-
kraftwerken einer der führenden
Erzeuger von umweltfreundlicher
Energie aus Wasserkraft in Bay-
ern und bietet Dienstleistungen in
den Bereichen Netz- und Anla-
genbau, Energieerzeugung und
Telekommunikation an. Die
Lechwerke AG gehört zur RWE-
Gruppe. 



An die Spitze 
mit Bio-Erdgas

Andreas Eggensberger, 

Bio-Hotelier in Hopfen am See

Bio-Erdgas, CO2-neutral 
und aus der Heimat

Klima schonen, Heimat stärken – 
unser Bio-Erdgas macht’s möglich

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de
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Bayerngas UK nimmt 
erstes Gasfeld in Betrieb 

Start der Gasförderung 
aus dem britischen Gasfeld Clipper South

Mit der Inbetriebnahme des britischen Gasfeldes Clipper South
verfügt die Bayerngas UK Ltd., Westerham/Kent, erstmals über
eine eigene Produktion. Die vermuteten Reserven für Bayerngas
UK Ltd. belaufen sich auf ca. 1,2 Milliarden Standardkubikmeter.

Die maximale Förderrate wird
für 2013/2014 angestrebt, womit
die Produktionsphase rund 15 Jah-
re betragen kann. Gerry Harrison,
Geschäftsführer Bayerngas UK
Ltd., unterstreicht die gute Zusam-
menarbeit der Projektpartner: „Die
Inbetriebnahme von Clipper South
erfolgt nur zwei Jahre nach unse-
rer Beteiligung an der Lizenz.
RWE Dea ist ein verlässlicher Be-
triebsführer und wir hoffen, dass
wir die innerhalb der Lizenzpart-
nerschaft gemeinsam erworbenen
Erfahrungen für weitere, technisch
ähnlich herausfordernde Projekte
nutzen können.“ 

Lizenzpartner

Die Bayerngas UK Ltd., eine
100-Prozent-Tochter der norwegi-
schen Bayerngas Norge AS, Oslo,
hält 25 Prozent an der Lizenz mit
dem Gasfeld Clipper South. Die
weiteren Lizenzpartner sind RWE
Dea mit einem Anteil von 50 Pro-

zent und Fairfield Energy mit ei-
nem Anteil von 25 Prozent. 

Arne Westeng, Geschäftsführer
der Muttergesellschaft Bayerngas
Norge AS, hebt die Bedeutung des
Projekts für die britische Tochter-
unternehmung und die aktive Rol-
le der Bayerngas Norge-Gruppe
hervor: „Clipper South ist für uns
die erste Produktion in Großbri-
tannien und deshalb ein wesentli-
cher Meilenstein für die Bayern-
gas UK. Wir werden weiterhin ei-
ne aktive Rolle bei der Fertigstel-
lung der Feldesentwicklung spie-
len und freuen uns, das verbleiben-
de Bohrprogramm mit dem Be-
triebsführer RWE Dea und dem
Partner Fairfield Energy zu opti-
mieren.“

Das Gasfeld liegt in der südli-
chen britischen Nordsee rund 100
km von der Küste entfernt. Die
Wassertiefe beträgt 24 m. Das
Gasreservoir befindet sich in ca.
2500 m unterhalb des Meeres-
grundes. 

Stadt Donauwörth:

Neue Konzessionsvergabe
für Erdgas

Bewährte Partnerschaft mit erdgas schwaben wird fortgesetzt
Im Vergabeverfahren der Stadt Donauwörth um das Erdgas-We-
genutzungsrecht konnte die Netzgesellschaft von erdgas schwaben,
schwaben netz, überzeugen und die Konzession gewinnen. Ober-
bürgermeister Armin Neudert sowie erdgas schwaben-Prokurist
Georg Radlinger und Markus Kittl, Sprecher Geschäftsführung
schwaben netz, unterzeichneten im Donauwörther Rathaus offizi-
ell die Verlängerung des Wegenutzungsvertrags.

Der schwäbische Energiever-
sorger geht damit für zehn Jahre in
die Verlängerung: „Seit der Nach-
kriegszeit ist erdgas schwaben
Partner an der Seite der Stadt Do-
nauwörth, die bereits seit 1863
über eine lückenlose Gasversor-
gung verfügt“, erläuterte OB Ar-
min Neudert. “

Beachtliches Jubiläum

Nächstes Jahr kann Donau-
wörth mit 150 Jahren Gasver-
sorgung  also ein beachtliches
Jubiläum verzeichnen. Rund ein
Jahrhundert lang war der moder-
ne Energieträger im Gaswerk
produziert worden, zunächst um
die Gasleuchten auf den Straßen

und in den ersten Bürgerhäusern
zu speisen und es später auch
zum endlich rußfreien Heizen
und Kochen zu verwenden.“

1976 schließlich brach auch für
Nordschwaben das Erdgaszeitalter
an. Die Erdgaserschließung, vor-
ausblickend vorangetrieben vom
damaligen Bayerischen Minister
für Wirtschaft und Verkehr Anton
Jaumann, beendete die „Inselver-
sorgung“ der Stadt Donauwörth.
Sie machte das bis dahin land-
wirtschaftlich geprägte Donau-
Ries wettbewerbsfähig und sorgte
dafür, dass global agierende Pro-
duzenten auf eine sichere, zuver-
lässige und bezahlbare Energie-
versorgung setzen konnten.

Erste Reihe - von links: Markus Kittl, Sprecher Geschäftsführung
schwaben netz, OB Armin Neudert, Stadt Donauwörth, Georg
Radlinger, Prokurist erdgas schwaben, Uwe Sommer, Prokurist
schwaben netz. Zweite Reihe - von links: Thomas Schröttle, Stadt-
rat, Martin Reitinger, Stadtrat, Gertrud Hammer, Kämmerin, Si-
grid Helmer, Stadträtin, Dr. Bernd Lerch, Stadtrat. 

Die klimaschonende
Alternative

erdgas schwaben und die Große
Kreisstadt Donauwörth verbindet
in der Energieversorgung also ein
langer gemeinsamer Weg. Die er-
sten kommunalen Gebäude, die
ans Gasnetz angeschlossen wur-
den, waren 1864 die Schule in der
Klostergasse und das Rathaus.
Heute profitieren von der Feuer-
wehr bis zum Käthe-Kruse-Muse-
um, von der Turnhalle bis zum
Wasserwerk knapp 30 kommuna-
le Einrichtungen von der nachhal-
tigen und klimaschonenden Ver-
sorgung mit Erdgas. „Erdgas ist
Wunschenergie Nr.1, auch in Do-
nauwörth. Vor gut einer Woche
konnten wir den neuesten Hausan-
schluss für einen Kunden in Do-
nauwörth legen“, bestätigte Mar-
kus Kittl den ungebrochenen
Trend zur Zukunftsenergie. 

„Mit Erdgas hält sich Donau-
wörth alle Optionen offen – ob
diese heute Erdgas und heimisches
Bio-Erdgas heißen oder morgen
Rieser Windgas oder Wasser-
stoff“, ergänzte Radlinger. Die al-
lein 2011 an Donauwörth geliefer-
ten insgesamt 220 Mio. kWh Erd-
gas bedeuten für die Stadt eine
Einsparung des Treibhausgases
CO2  von 13. 200 Tonnen. In den
letzten 5 Jahren hat Donauwörth
damit rund 55.600 Tonnen CO2
vermieden. Oder sagenhafte 4,5
Millionen mittelgroße Laubbäume
zur CO2-Bindung gepflanzt.

Heute schon ‚zero emission‘
in Donauwörth

Täglich praktizierter Klima-
schutz ist das Fahren mit Bio-Erd-
gas. Seit April 2011 bieten alle erd-
gas schwaben Tankstellen Bio-
Erdgas aus biogenen Reststoffen
an. „Damit können die Donauwör-
ter fast CO2 frei fahren!“, hob Ge-

org Radlinger hervor. Im Jahr
2002 als öffentliche Betriebstank-
stelle auf dem Gelände der Be-
triebsstelle Donauwörth von erd-
gas schwaben gestartet, bietet seit
2005 heute die Erdgas-Zapfsäule
in der Agip-Tankstelle, Bgm.-He-
fele-Straße 1, modernen Komfort. 

„Die Stadt Donauwörth nutzt in
ihrem Fuhrpark die Vorteile von
Erdgasfahrzeugen bereits“, be-
stätigteOB Neudert. Auch die Dia-
konie Sozialstation Donauwörth
ist mit stolzen 15 Erdgas-Pandas
in der Stadt unterwegs. Alle Fahrer
haben allein im Jahr 2011 mit
ihren Fahrten 222 Tonnen des Kli-
makillers CO2 vermieden. 

Konsequenter Weg

Den umweltfreundlichen As-
pekt von Erdgas wussten bereits
im Jahr 1988 die Teilnehmer des
Zweizeiler-Wettbewerbs anläss-
lich des Jubiläums „125 Jahre
Gasversorgung in Donauwörth“
zu schätzen. Die drei Gewinner-
Sprüche hatten ihn alle im Fokus,
und der Sieger dichtete: „Heizt mit
Erdgas du dein Heim, wird dir die
Umwelt dankbar sein.“

Mit Bio-Erdgas und Bio-Strom
geht erdgas schwaben den Weg
der nachhaltigen Energieversor-
gung konsequent weiter. Bei der
Produktion von Bio-Erdgas ist
erdgas schwaben Pionier und
nimmt bundesweit eine Vorreiter-
rolle ein. Und seit gut zwei Jahren
ist man dabei, die Möglichkeiten
von Erdgas als idealem Partner
der erneuerbaren Energien zu er-
forschen. Im Projekt „Power-to-
Gas“ etwa, das die Speicherung
von aus Wind und Sonne erzeug-
tem Strom über das Erdgasnetz
ermöglichen soll, ist der Energie-
versorger aus Schwaben inzwi-
schen Ansprechpartner Nummer
Eins für politische Entschei-
dungsträger. 

Ideale Kombi – BHKW
und Bio-Erdgas 

Mit einem Blockheizkraftwerk (BHKW) wird dezentral Strom und
Wärme erzeugt, d. h. genau da, wo sie auch gebraucht werden. Da-
bei wird das Maximum aus der eingesetzten Energie geschöpft,
über 90 Prozent werden vor Ort verwertet 

Inzwischen gibt es BHKWs für
jede Größenordnung vom Indus-
triebetrieb bis zum Privathaushalt.
erdgas schwaben fördert die An-
schaffung eines Mikro-BHKW.
Betrieben mit Erdgas oder Bio-
Erdgas, wurde es speziell für
Ein- und Zweifamilienhäuser
oder Kleingewerbetreibende ent-
wickelt.

Jedes BHKW arbeitet hocheffi-
zent, dank dem Prinzip der Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK): Ein
Motor, betrieben mit Erdgas oder
Bio-Erdgas, produziert Strom und
dessen Abwärme wird für Hei-
zung und Warmwasser genutzt.
Bei Bedarf liefert ein Brennwert-
gerät zusätzliche Wärme. Wird
mehr Strom erzeugt als ver-
braucht, wird er über den Strom-
zähler ins öffentliche Netz einge-
speist und vergütet. Richtig auf
den Verbrauch ausgelegt, amorti-
siert sich die Investition in ein
BHKW innerhalb weniger Jahre.

Ein Erdgas-BHKW funktio-
niert, wie jede Erdgastechnik, her-
vorragend mit CO2-neutralem
Bio-Erdgas. Diese ideale Kombi
macht die CO2-Bilanz der Hei-
zung sogar negativ.

erdgas schwaben investiert jähr-
lich über 10 Mio. Euro in den Be-
reich erneuerbarer Energien und
bietet Bio-Erdgas aus vier regio-
nalen Anlagen an, so zum Bei-
spiel aus Altenstadt,: Hier wer-
den biogene Abfälle aus Unter-
nehmen der Umgebung entsorgt,
indem man daraus Bio-Erdgas
gewinnt.

Durch die Vernetzung vieler
kleiner BHKWs entsteht ein
großes virtuelles Kraftwerk. Eine
von erdgas schwaben in Auftrag
gegebene Untersuchung stellt fest:
Würde in jedem dritten Haus in
Bayern ein BHKW installiert,
könnte eine Stromleistung bereit-
gestellt werden, die drei Isar-1-Re-
aktoren ersetzt. 

Langweid, Möttingen, Altusried und Monheim:

Kontinuität heißt 
das Zauberwort

Die Gemeinden  Langweid, Möttingen, Altsuried und Mon-
heim haben ihre Erdgas-Wegenutzungsverträge mit der
schwaben netz gmbh um weitere zehn Jahre verlängert. Mit
dem Wegenutzungsvertrag, vormals Konzession genannt, ist
die Pflicht zur Wartung und Instandhaltung der Leitungen für
die Gemeinden durch den Netzbetreiber verbunden. Der ver-
trag verpflichtet diesen zudem zur Zahlung einer gesetzlich
vorgeschriebenen Konzessionsabgabe.

In Langweid wurde der neue
Wegenutzungsvertrag von Jürgen
Gilg, 1. Bürgermeister Landweid,
Markus Kittl, Sprecher der Ge-
schäftsführung schwaben netz und
Uwe Sommer, Prokurist schwa-
ben netz, unterzeichnet.

Die Lech-Gemeinde ist seit
1986 an das Erdgasnetz ange-
schlossen. „Für ein Textilunter-
nehmen wie Huntsman Germany
(vormals Chemische Fabrik Pfer-
see) ist die sichere, günstige und
zuverlässige Erdgaslieferung ein
wichtiger Standortfaktor. Ihr An-
liegen gab damals den Ausschlag
für die Erschließung“, betonte
Sommer. 

Der Bedarf nach Erdgas war all-
gemein groß, das Netz wurde
schnell ausgebaut: Nach einem
Jahr bereits konnten 111 Haushal-
te, 44 Gewerbe- und Industriebe-
triebe sowie 7 Kommunaleinrich-
tungen Erdgas beziehen. Als netz-
betreibende Gesellschaft im Un-
ternehmensverbund der erdgas
schwaben betreut die schwaben
netz heute im Gemeindegebiet
von Langweid (mit den Ortsteilen
Langweid-Foret und Stettenhofen)
ein Leitungsnetz mit einer Länge
von 30,7 Kilometern und 531 Erd-
gas-Netzanschlüssen.

Auch für den Klimaschutz in
der Gemeinde Möttingen geht´s
für weitere zehn Jahre in die Ver-
längerung. Seit 1986 wird Möttin-
gen mit Erdgas versorgt. Heute
weist das Erdgas-Leitungsnetz fast
14 Kilometer und nahezu 254
Hausanschlüsse auf. Die komfor-
table Versorgung der Bürger und
der Ausbau einer guten Infrastruk-
tur sind für Erwin Seiler, 1. Bür-
germeister der Gemeinde, beson-
ders wichtig. Denn diese Faktoren
sind für den Zuzug neuer Familien
und die Ansiedlung neuer Gewer-
betriebe maßgeblich. 

Auch Altusrieds 1. Bürgermei-
ster Heribert Kammel, Markus
Kittl, Sprecher der Geschäfts-
führung schwaben netz, und Uwe
Sommer, Prokurist schwaben netz,
sehen einer weiteren erfolgreichen
Zusammenarbeit mit Freude ent-
gegen. Der Markt Altusried wird

seit 1988 mit Erdgas versorgt. Im
selben Jahr wurde der erste Kon-
zessionsvertrag zwischen der erd-
gas schwaben und der Marktge-
meinde geschlossen. Allein im
Jahr 2011 konnten die Bürger und
Bürgerinnen des Allgäuer Fest-
spielortes 2.720 Tonnen des Kli-
makillers CO2 einsparen. Sie
hätten fast 218.000 mittelgroße
Laubbäume pflanzen müssen, um
die gleiche CO2-Bindung in ei-
nem Jahr zu realisieren.

„Kompakt – kraftvoll – einla-
dend. Das ist das Motto von Mon-
heim, darum passen wir auch so
gut zusammen“, unterstrich Uwe
Sommer anlässlich der Vertrags-
unterzeichnung mit der Stadt
Monheim. Erster Bürgermeister
Anton Ferber lobte die bisherige
Zusammenarbeit mit schwa-
ben netz. „Das Angebot hat ge-
stimmt und die Erfahrung der letz-
ten dreißig Jahre zeigt, dass unser
Vertrauen gerechtfertigt ist.“

Beeindruckende Zahlen

Sommer präsentierte beein-
druckende Zahlen: 2011 wurden
in Monheim ca. 18 Mio. kWh
(18.050 MWh) Erdgas abgenom-
men, daraus resultiert eine CO2-
Einsparung von rund 1.080 Ton-
nen gegenüber Heizöl.

Im Jahr 1981 hat erdgas schwa-
ben mit dem Bau der ersten 10 Ki-
lometer begonnen, erinnerte sich
Georg Radlinger, Leiter Erneu-
erbare Energien erdgas schwa-
ben. „Heute beauftragt erdgas
schwaben die schwaben netz,
netzbetreibende Gesellschaft im
Unternehmensverbund von erdgas
schwaben, mit Bau, Betrieb und
Instandhaltung des Erdgas-Lei-
tungsnetzes“, so Radlinger. 

Für den Wirtschaftsstandort
Monheim war die Versorgung mit
Erdgas ein wichtiger Erfolgsfak-
tor. Zuletzt wurden die Gewerbe-
gebiete „Südliche ST 2214“ und
das Rappenfeld erschlossen. Das
Leitungsnetz hat heute eine Län-
ge von fast 30 Kilometern und
ist mit rund 450 Hausanschlüs-
sen verbunden. 
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„Wir bohren und schweißen unter Wasser. Und kontrollieren regelmäßig 

die Turbinen, Wehre und Dämme. So kann die Lechwerke-Gruppe 

sauberen Ökostrom in sicheren Wasserkraftwerken an Lech, Wertach, 

Iller, Günz und Donau produzieren.“

Wilhelm Reitsam, Kraftwerkstaucher der
Bayerischen Elektrizitätswerke 

WASSER. KRAFT. LEW.

www.lew.de

Anhaltender Trend
zur Rekommunalisierung

Gemeinsamer Leitfaden „Konzessionsverträge“
von Städtetag, Gemeindebund und VKU

Unverändert hält der Trend zur Übernahme von Strom- und
Gasnetzen durch Kommunen und kommunale Unternehmen
an. Das zeigt die Analyse des Konzessionswettbewerbs der ver-
gangenen Jahre: Seit 2007 gibt es über 60 Stadtwerke-Neu-
gründungen und über 170 Konzessionsübernahmen durch
Kommunen und kommunale Unternehmen. Daneben laufen
bundesweit noch eine Vielzahl an Strom- und Gasverträgen im
Jahr 2015 bzw. 2016 aus.

Um Kommunen und kommu-
nale Unternehmen im Konzessi-
onswettbewerb zu unterstützen,
stellten der Deutsche Städtetag,
der Deutsche Städte- und Gemein-
debund und der Verband kommu-
naler Unternehmen (VKU) in Ber-
lin ihren aktuellen gemeinsamen
Leitfaden „Konzessionsverträge –
Handlungsoptionen für Kommu-
nen und Stadtwerke“ vor.

Rechtssicherer Netzerwerb
wird erschwert

Besorgt äußerten sich die drei
Verbände darüber, dass das Ener-
giewirtschaftsgesetz (EnWG)
seit seiner Novelle 2011 den
rechtssicheren Netzerwerb wei-
ter erschwert. Auch angesichts
des bestehenden Rechtsrahmens
nehmen Gerichte und das Bun-
deskartellamt in jüngster Zeit ge-
genüber Netzübernahmen durch
Kommunen und kommunale
Unternehmen eine kritische Hal-
tung ein. Vielfach werden Verga-
bekriterien als wettbewerbswid-
rige Bevorzugung eigener kom-
munaler Unternehmen ausgelegt
und für unzulässig erklärt.

Recht auf kommunale
Selbstverwaltung

„Beim Wettbewerb um Strom-
und Gasnetzkonzessionen darf
das Recht auf kommunale

Selbstverwaltung nicht einge-
schränkt werden. Wir fordern im
Rahmen der derzeitigen Novelle
des Energiewirtschaftsgesetzes
klare Regelungen für eine
rechtssichere Konzessionsverga-
be, die auch kommunale Netzü-
bernahmen ermöglichen“, er-
klärten die drei Hauptgeschäfts-
führer Dr. Stephan Articus
(Deutscher Städtetag), Dr. Gerd
Landsberg (Deutscher Städte-
und Gemeindebund) und Hans-
Joachim Reck (VKU).

Gelingen der Energiewende
im Fokus

Im Fokus der Netzübernah-
men steht dabei vor allem das
Gelingen der Energiewende.
„Die Kommunen und ihre Un-
ternehmen engagieren sich ge-
meinsam für den Umbau des En-
ergiesystems“, so die Hauptge-
schäftsführer. Der Neuabschluss
von Konzessionsverträgen eröff-
ne Kommunen und kommunalen
Unternehmen viele Handlungs-
optionen, die über den reinen
Netzbetrieb hinausgehen. „Das
Energiesystem wird sich künftig
stärker dezentral ausrichten. Ei-
ne besondere Rolle spielen dabei
die Verteilnetze, die überwie-
gend von kommunalen Versor-
gern betrieben werden. Auch
deshalb ist es richtig, dass sich
Stadtwerke um auslaufende

Konzessionsverträge bewerben.“
Die Informationsbroschüre

„Konzessionsverträge - Hand-
lungsoptionen für Kommunen
und Stadtwerke“ wurde erstmals
2009 herausgegeben und hat sich
als wichtiger Orientierungsrah-
men für kommunale Unterneh-
men und Entscheidungsträger der
Kommunalpolitik etabliert. Im
Mittelpunkt der Neuauflage stehen
die aktuellen energiepolitischen
Rahmenbedingungen, netzwirt-
schaftliche Effekte sowie Ent-
wicklungsmöglichkeiten für beste-
hende und neu gegründete Stadt-
werke. Zahlreiche Gast- und Pra-
xisbeiträge skizzieren die Erfah-
rungen, die Kommunen und kom-
munale Unternehmen mit der
Konzessionsübernahme vor Ort
gemacht haben.

Stadtwerke 
Landsberg am Lech GmbH

Von ersten Erfahrungen mit
der Gründung und dem Betrieb
eines Stadtwerkes berichtet in
der Publikation unter anderem
Norbert Köhler, Geschäftsführer
der Stadtwerke Landsberg am
Lech GmbH. Die früheren Städ-
tischen Werke waren nach sei-
nen Worten zuständig für die
Wasserversorgung, die Abwas-
serentsorgung sowie -ausreini-
gung, den Betrieb eines Freiba-
des, von zwei Parkgaragen
(1.000 Stellplätze) und von zwei
Fernwärmenetzen (Nennleistung
je 1,5 MW). 

Mit dem Beschluss zur Re-
kommunalisierung des Strom-
versorgungsnetzes erfolgte zum
1. Januar 2010 die Überführung
in ein Kommunalunternehmen,

die Stadtwerke Landsberg KU.
Die Gründe für die Rekommu-

nalisierung seien mehrschichtig
gewesen, berichtet Köhler. So
waren die Stadträte der Stadt
Landsberg einstimmig der Mei-
nung, dass kommunale Energie-
politik in kommunale Befug-
nis/Entscheidung zurückzufüh-
ren sei. Aus Sicht der Stadtwerke
Landsberg waren noch weitere
Gründe entscheidend: Die Stadt-
werke sanieren in der Stadt
Landsberg am Lech seit Mitte
der 90er Jahre des letzten Jahr-
hunderts Kanäle/Wasserleitun-
gen und Straßen in Zusammen-
arbeit mit dem Tiefbauamt der
Stadt nach einem abgestimmten
Verfahren. Köhler zufolge „woll-
ten wir für möglichst viele Spar-
ten verantwortlich sein bzw. hier
der Herr des Verfahrens, um eine
bessere Auslastung bzw. Flexibi-
lität für unsere Planer und unse-
ren Rohrleitungsbau zu errei-
chen. Wir haben uns von der
Übernahme des Netzes und der
Netzbetreiberrolle Gewinne für
das Unternehmen versprochen.“

Umwandlung zu einem
Kommunalunternehmen

„In den oben genannten Ge-
schäftsbereichen firmierten wir
als kommunaler Eigenbetrieb“,
fährt Köhler fort. Mit dem Ein-
stieg in den Energiebereich sei
eine Umwandlung zu einem
Kommunalunternehmen (KU)
vollzogen worden. Zur Bewälti-
gung der neuen Aufgaben der
technischen Betriebsführung des
Stromnetzes, der Abrechnung
einschließlich des Energieda-
tenmanagements sowie des Ver-
triebes musste Personal einge-
stellt und ausgebildet werden.
Der Personalstand wuchs inner-
halb eines Jahres von 65 auf 85
Mitarbeiter an. Zur besseren Be-
wältigung der Aufgaben wurde
die Organisation von einer spar-
ten- auf eine funktionsgestützte
Struktur umgestellt. Der Über-
gang eines Netzes war zu diesem
Zeitpunkt kein standardisiertes
Verfahren. Die Verhandlungen
mit dem früheren Netzbetreiber
zogen sich über zwei Jahre hin.
Sie konnten ohne Rechtsstreit
abgeschlossen werden.

Leerrohrnetz

Mit dem Stromnetz in der
Stadt Landsberg am Lech wurde
auch ein ca. 80 Kilometer um-
fassendes Leerrohrnetz erwor-
ben. Mit diesem werden vielfäl-
tige Ziele verfolgt:
 Zusammen mit M-net konnte
das Kommunalunternehmen die
Ausschreibung zum Anschluss
von vier Landsberger Ortsteilen
an das schnelle Internet für sich
entscheiden. Die Stadtwerke
Landsberg sind dabei für den
Aufbau des „passiven Netzes“
zuständig.
 Die „freien Fasern“ der Glas-
faserkabel werden für den Auf-
bau einer Vernetzung der beste-
henden Infrastruktur (Wasser/
Fernwärme/Abwasser/Strom)
zum Messen, Steuern und Re-
geln von Brunnen, Behältern,
Becken, Trafostationen etc. ge-
nutzt. „Dies können wir auch für
den Auf- und Ausbau von
KWK-Anlagen oder Ähnlichem
nutzen“, so Köhler.

KWK-Inseln im Visier

Ziel der Stadtwerke Landsberg
KU ist es, vor Ort „das Infra-
strukturunternehmen der Stadt
Landsberg“ zu werden. Wie Köh-
ler darlegt, „verfügen wir be-
reits seit mehreren Jahren über
einen Geothermieclaim. Diesen
konnten wir bisher nicht wirt-
schaftlich erschließen. In dem für
diese Technik vorgesehenen Be-
reich möchten wir KWK-Inseln
aufbauen, die wir bei einer Geneh-
migung des Geothermieprojekts
kurzfristig mit einem Wärmenetz
verbinden könnten.“ Ein weiteres
Ziel sei schließlich die „Energie-
wende vor Ort“. DK

Unternehmen der Thüga-Gruppe:

Bau einer
Demonstrationsanlage
in Frankfurt am Main

Zwölf Unternehmen derThüga-Gruppe werden eine Demonstrati-
onsanlage bauen und betreiben, mit deren Hilfe Strom aus Wind
und Sonne in Wasserstoff umgewandelt und in ein kommunales
Gasnetz eingespeist werden kann. Der entsprechende Beschluss da-
zu ist Ende August gefasst worden. Die Anlage wird im Netzgebiet
der Netzdienste Rhein-Main in Frankfurt am Main errichtet. 

Mit dem Bau soll nach Vorlie-
gen aller Genehmigungen noch im
zweiten Quartal des nächsten Jah-
res begonnen werden, so dass die
Anlage Ende 2013 in Betrieb ge-
hen würde. In dem bis Ende 2016
dauernden Demonstrationsbetrieb
wollen die Unternehmen Erfah-
rungen sammeln, wie eine solche
Anlage unter Praxisbedingungen
funktioniert. Zudem soll mit dem
gestarteten Demonstrationsvorha-
ben ein Beitrag zu den klimapoliti-
schen Zielen der Bundesregierung
geleistet werden. 

Bundesweites Novum

„Wichtig war uns, dass wir den
Sprung von einer Labor- zu einer
Demonstrationsanlage vollziehen
und erstmalig in Deutschland rea-
lisieren, dass der so erzeugte Was-
serstoff in ein kommunales Gas-
netz eingespeist wird“, so Michael
Riechel, Mitglied des Vorstandes
der Thüga Aktiengesellschaft, einer
der zwölf Projektpartner. Aus Sicht
der Unternehmen ist die Einspei-
sung in das Endverteilungsnetz be-
sonders interessant, da über 80 Pro-
zent der erneuerbaren Energien
fernab der Übertragungsnetze er-
zeugt werden und durch die Ein-
speisung in ein kommunales Gas-
netz eine direkte regionale Ver-
marktung des erzeugten Wasser-
stoffs, zum Beispiel für die beson-
ders effiziente Kraftwärmekopp-
lung (Stromerzeugung bei gleich-
zeitiger Nutzung der Abwärme)
oder beispielsweise die Nutzung als
Kraftstoff, möglich ist. Die Anlage
wird pro Stunde rund 60 Kubikme-
ter Wasserstoff erzeugen und so in
einer Stunde 3.000 Kubikmeter mit
Wasserstoff angereichertes Erdgas
in das Netz einspeisen. 

Der ausgewählte Standort in
Frankfurt am Main eignet sich be-
sonders, weil dort die gesamte In-
frastruktur zum Anschluss einer
Elektrolyseanlage vorhanden ist.
Zudem ist ein notwendiger Min-
destgasabsatz selbst in verbrauchs-
schwachen Sommermonaten ge-
währleistet. Denn der Anteil von
Wasserstoff im Erdgasnetz darf
maximal fünf Prozent betragen,
beziehungsweise zwei Prozent,
wenn sich eine Erdgastankstelle
im Netz befindet. Am Standort ist
außerdem eine Wärmeerzeu-
gungsanlage vorhanden, die
bei der Verbrennung Kohlenstoff-
dioxid erzeugt. Dies bietet die

Möglichkeit, in einer gegebenen-
falls zweiten Demonstrations-
phase nach 2016 Erfahrungen zu
sammeln, wie aus Wasserstoff und
Kohlenstoffdioxid synthetisches
Methan erzeugt wird. Im Gegen-
satz zum Wasserstoff kann synthe-
tisches Methan unbegrenzt in das
Erdgasnetz eingespeist werden. 

Projektpartner

Zu den Projektpartnern gehören
die badenova AG & Co. KG, Erd-
gas Mittelsachsen GmbH, Ener-
gieversorgung Mittelrhein GmbH,
erdgas schwaben GmbH, Gasver-
sorgung Westerwald GmbH, Mai-
nova Aktiengesellschaft, Stadt-
werke Ansbach GmbH, Stadtwer-
ke Bad Hersfeld GmbH, Thüga
Energienetze GmbH, WEMAG
AG, e-rp GmbH sowie die Thüga
Aktiengesellschaft als Projektko-
ordinatorin.

„Wir freuen uns, dass sich in
diesem Projekt kleinere, mittle-
re und größere Partner der Thüga-
Gruppe engagieren, denn die
Strom zu Gas-Technologie wird
für Versorgungsunternehmen aller
Größenordnungen interessant
werden“, fasst Riechel die Zusam-
mensetzung der Partner zusam-
men. Nach Ansicht der Thüga er-
möglicht das gemeinsame Vorge-
hen zudem eine effiziente und ko-
stengünstigere Entwicklung der
Speichertechnologie. Die Betriebs-
phase wird von wissenschaftlichen
Projektpartnern begleitet. 

Batterie der Zukunft

Aus Sicht der Projektpartner
werden bundesweit die nächsten
Jahre durch die Erforschung und
Entwicklung der Energiespeicher
geprägt sein. Diese können die vo-
latile Einspeisung der erneuerba-
ren Energien mittel- und langfri-
stig ausgleichen. Angesichts der
hohen zu speichernden Energievo-
lumina kommt der in dieser De-
monstrationsanlage eingesetzten
Technologie eine große Bedeu-
tung zu. Sie ist derzeit die einzige
erkennbare Technologie, um gro-
ße Mengen Energie saisonal zu
speichern und gleichzeitig die
Stromnetze unter Nutzung des be-
reits zur Verfügung stehenden Erd-
gasverteilnetzes zu entlasten. „Das
Erdgasverteilnetz kann die Batte-
rie der Zukunft sein“, resümiert
Riechel. 

Schwäbischer Bezirkstag:

Positives Zeichen für vernünftige
Nutzung der Windkraft

Thierhaupten (pm). Auch der schwäbische Bezirkstag will
ein positives Signal zu einer vernünftigen Nutzung der
Windkraft setzen. Als Verordnungsgeber ist der Bezirk
Schwaben zuständig für landkreisüberschreitende Land-
schaftsschutzgebiete, in Schwaben also den Naturpark
Augsburg-Westliche Wälder.

Nachdem bislang in diesem Bereich allerdings erst bei Jettingen-
Scheppach Planungen sind, beschloss der Bezirkstag, für dieses
Gebiet die Landschaftsschutzverordnung zu ändern, soweit die im
Verwaltungsverfahren erforderlichen Stellungnahmen der Fach-
behörden und Träger öffentlicher Belange, insbesondere der Kom-
munen, sich positiv zur Windkraftnutzung äußern. Ein Zonie-
rungskonzept für den kompletten Naturpark werde derzeit zurück-
gestellt, so Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert. 

Zum einen gäbe es aktuell keine weiteren Anträge für Windkraft-
räder in diesem Bereich, vor allem aber sei man mit Ministerpräsi-
dent Seehofer und dem bayerischen Umweltministerium in Kon-
takt, um die Zusage einer ausreichenden Finanzierung der notwen-
digen Gutachten durch den Freistaat, wie vergleichsweise auch im
Altmühltal, zu erhalten. 
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Energiewende. 
Gemeinsam geht’s.

Die Bundesregierung hat die Energiewende beschlossen, aber 
umgesetzt wird sie bei Ihnen und bei uns vor Ort. Lassen Sie uns 
diese Herausforderung gemeinsam meistern: Wir investieren 
seit Jahren in eine umweltschonende Energieversorgung und 
unterstützen unsere Kunden in den Bereichen Energieeffi zienz 
und Elektromobilität.

Weitere Infos unter www.n-ergie.de oder telefonisch unter 0800 100 8009 
(kostenfrei innerhalb Deutschlands).

Die Geschäftsführer der StWN Städtische Werke Nürnberg
GmbH, Josef Hasler (Vorsitzender, Bildmitte) und Karl-Heinz
Pöverlein (rechts) sowie Tim Dahlmann-Resing, Vorstand Markt
und Vertrieb der VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg
(links) informierten über das Geschäftsjahr 2011 und aktuelle
Themen im Rahmen des Jahrespressegesprächs. 

Jahrespressekonferenz der Städtischen Werke Nürnberg:

Geschäftsjahr 2011 mit
erfreulichem Ergebnis

Tochterunternehmen konnten im Berichtsjahr überzeugen
Die Unternehmen im Konzern Städtische Werke Nürnberg, die
N-ERGIE Aktiengesellschaft – die VAG Verkehrs-Aktiengesell-
schaft Nürnberg sowie die wbg Nürnberg GmbH Immobilienun-
ternehmen – standen 2011 vor großen Herausforderungen. Diese
meisterten die Konzernunternehmen, wie der Vorsitzende der Ge-
schäftsführung der Städtische Werke Nürnberg GmbH, Josef Has-
ler, beim Jahrespressegespräch des Konzerns sagte: „Wir haben
2011 unsere Ziele erreicht, teils übertroffen. Wir konnten den Kon-
zernumsatz und den Konzernjahresüberschuss steigern sowie den
von der Stadt Nürnberg auszugleichenden Fehlbetrag erheblich
senken. Wir werden auch 2012 unseren Weg konsequent weiterge-
hen und unsere Wettbewerbsfähigkeit sichern. Wir nehmen die
Herausforderungen in allen unseren Geschäftsfeldern offensiv an
und setzen uns fürdie Bürgerinnen und BürgerderStadt Nürnberg
und unseres Versorgungsgebietes in derRegion ein. Verantwortung
und Nachhaltigkeit bestimmen unser Handeln.“

Der Konzernumsatz erhöhte
sich 2011 um 145,6 Millionen Eu-
ro oder 5,8 Prozent auf 2.647,1
Millionen Euro. Die Umsatzerlöse
wurden zu 81,9 Prozent aus dem
Strom- und Gasgeschäft erzielt
(Vorjahr 80,3 Prozent). Der Anteil
der Verkehrseinnahmen ist mit 4,4
Prozent (Vorjahr 4,5 Prozent) an
den Umsatzerlösen beteiligt. Der

Konzernjahresüberschuss belief
sich auf 62,4 Millionen Euro nach
18,9 Millionen im Vorjahr. Im St-
WN-Konzern waren 2011 im Jah-
resdurchschnitt 4.270 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie 168
Auszubildende beschäftigt. Der
StWN-Konzern ist damit einer der
zehn größten Arbeitgeber in Mit-
telfranken. Mit Blick auf die künf-

tige Entwicklung bekräftigte Josef
Hasler, dass der Konzern auch
weiterhin anstrebe, in allen Ge-
schäftsfeldern sowohl kommunal-
politische als auch betriebswirt-
schaftliche Zielsetzungen zu ver-
folgen.

Die Energiewende ist für
die N-ERGIE eine Chance 

Die N-ERGIE steigerte ihren
Umsatz 2011 auf 2.524,8 Millio-
nen Euro und verbesserte den Jah-
resüberschuss auf 24,2 Millionen
Euro. Dies in einem Jahr, das im
Zeichen der Energiewende stand
und durch die Umstrukturierung
der Energieerzeugung gekenn-
zeichnet ist. Die Unternehmens-
strategie der N-ERGIE ist bereits
seit Jahren konsequent auf die
kontinuierliche Erweiterung der
Eigenerzeugung aus erneuerbaren
Energien ausgerichtet. Der Bau ei-
nes Biomasse- Heizkraftwerks

und zweier Bioerdgasanlagen so-
wie der Erwerb von Photovol-
taik- und Windparkgesellschaften
gehören zu den wichtigsten 2011
realisierten Projekten. Außerdem
treibt die N-ERGIE den Aus- und
Umbau des Stromnetzes kräftig
voran, um die steigenden Mengen
regenerativ erzeugten Stroms auf-
zunehmen. In Nürnberg erweitert
die N-ERGIE das Fernwärmenetz,
engagiert sich darüber hinaus im
gesamten Versorgungsgebiet für
Contracting und Energieeffizienz-
maßnahmen. „Wir sind gut aufge-
stellt und sehen die Energiewende
als große Chance“, bringt Josef
Hasler, Vorstandsvorsitzender der
N-ERGIE die Position des führen-
den Energieversorgers in der Regi-
on auf den Punkt. 

VAG: Investitionen und
wirtschaftliches Ergebnis
als Herausforderungen 

Auch die VAG erwirtschaftete
2011 ein erfreuliches Ergebnis.
Die Umsatzerlöse stiegen auf
140,5 Millionen Euro, der Jahres-
fehlbetrag hat sich im Vergleich zu
2010 um 13,7 Millionen Euro auf
53,5 Millionen Euro stark verrin-
gert. Die VAG hat ihr Verkehrsan-
gebot 2011 nochmals ausgebaut:
So wurde zum Fahrplanwechsel
die U-Bahn-Linie U3 um zwei
Bahnhöfe erweitert und endet nun
am Verkehrsknotenpunkt Frie-
drich-Ebert-Platz.

Mit der Inbetriebnahme der
neuen Straßenbahntrasse in der
Pillenreuther Straße war die Mög-
lichkeit gegeben, das Straßen-
bahnnetz zum Fahrplanwechsel
im Dezember neu und effizienter
zu strukturieren. Mehr Komfort
bieten die neuen U-Bahn-Züge der
Baureihe DT3-F, die sowohl im
automatischen wie auch im kon-
ventionellen U-Bahn-Betrieb ein-
gesetzt werden können. Darüber
hinaus versprechen die neun neu-

en Busse dank umweltschonender
Motoren eine noch bessere Um-
weltbilanz für den ÖPNVin Nürn-
berg. 

Sowohl der Netzausbau als
auch die Themen Klima- und Um-
weltschutz, spielen für die VAG
auch künftig eine bedeutende Rol-
le. So wird derzeit die Verlänge-
rung der Straßenbahnlinie 4 von
Thon bis Am Wegfeld vorbereitet.
Und auch die nochmalige Verlän-
gerung der U3 über Klinikum
Nord bis Nordwestring steht be-
reits an. Darüber hinaus investiert
das Unternehmen in die Infra-
struktur und in Fahrzeuge. 

Preiswerter und zeitgemäßer
Wohnraum von der wbg 

Die wbg ist das der Stadt Nürn-
berg verbundene Immobilienun-
ternehmen. Für das Jahr 2011
weist sie ein positives Ergebnis
von 11,1 Millionen Euro aus. Sie
profitiert vom Wachsen der Stadt
und dem florierenden Immobili-

enmarkt. Der Umsatz der wbg
stieg 2011 auf 118 Millionen Eu-
ro. 2010 waren es 106 Millionen
Euro.

Ziel der wbg ist es, den Immobi-
lienbestand nach ökonomischen,
ökologischen und sozialen Kriteri-
en zu sichern und weiterzuent-
wickeln. Dafür setzte die wbg im
Jahr 2011 sechs Bauprojekte mit
Gesamtkosten in Höhe von zwölf
Millionen Euro um. 33 Wohnein-
heiten wurden neu gebaut, Objek-
te mit 197 Wohneinheiten energe-
tisch modernisiert. Darunter auch
ein Gebäude in der Schultheißal-
lee, das im Rahmen eines Projek-
tes der Deutschen Energie-Agen-
tur saniert wurde. 

Weitere Schwerpunkte waren
die Fortführung der Modernisie-
rung am Nordostbahnhof und in
Mögeldorf sowie die Umsetzung
einer weiteren Modernisierungs-
maßnahme in der Parkwohnanla-
ge West. Für den laufenden Unter-
halt wurden zusätzlich rund 18
Millionen Euro eingesetzt. 

Solare Eigenverbrauchslösungen
für Bürger und Gemeinden

Der Einsatz von Photovoltaik bietet für Betreiber photovoltaischer
Anlagen nach wie vor Möglichkeiten zur Kostenersparnis, vor al-
lem durch effiziente Energieverbrauchslösungen. Seit Jahrzehnten
steigen die Energiepreise stetig an. Sicher ist, dass die Strompreise
auch in den kommenden Jahren drastisch ansteigen werden. Allein
in den Jahren zwischen 2004 und 2010 sind die Strompreise um
rund 30 Prozent teurer geworden. Obwohl die Einspeisevergütung
für Photovoltaikanlagen aufgrund der Degression immer weiter
sinkt, wäre Solarstrom schon nächstes Jahr günstiger als der Haus-
haltsstrom der Energieversorger. 

So werden regenerative Energi-
en auch zukünftig ein sehr wichti-
ger Bestandteil der Energieversor-
gung bleiben da eine effizient ge-
steuerte Eigenverbrauchsanlage
für Anlagenbetreiber viele Vorteile
bietet. Sie machen sich unabhän-
gig von Stromversorgungsunter-
nehmen, das öffentliche Stromnetz
wird entlastet und der Strom wird
dort produziert, wo er verbraucht
wird.

Was ist Eigenverbrauch?

Das Grundprinzip des Eigen-
verbrauchs ist ganz einfach. Der
Nutzer der Anlage verbraucht so
viel Strom wie möglich selbst und
mindert den Anteil an eingespei-
ster Energie in das öffentliche
Stromnetz. Somit erzeugt das
hauseigene Kleinkraftwerk eine
bestimmte Strommenge, je größer
der Anteil dieses Eigenverbrauchs
an dieser Menge ist, desto geringer

sind die Energiekosten des jeweili-
gen Haushalts.

Für wen ist 
Eigenverbrauch interessant?

Eigenverbrauch lohnt sich vor-
wiegend für Eigentümer von An-
lagen, die nach dem 1.1.2009 in-
stalliert wurden und Haushalte, die
Anlagen erweitern. Aber auch
Haushalte und Gewerbetreibende,
die bereits eine Photovoltaikanla-
ge betreiben, können auf die neue
Technologie aufrüsten. Entschei-
dend für die Rentabilität einer Ei-
genverbrauchsanlage ist das Nut-
zungsverhalten der Verbraucher.
D.h. Verbraucher wie Waschma-
schine oder Trockner sollten opti-
malerweise tagsüber laufen. Ist
dies nicht möglich, kann mithilfe
technischer Lösungen wie Zeit-
schaltuhren oder Energiemanage-
mentsysteme der Stromverbrauch
effizient an die Lebensgewohnhei-

ten angepasst werden. Dadurch
wird der in der Anlage erzeugte
Strom je nach Wetterlage zum di-
rekten Verbrauch geleitet. Über-
schüssiger Strom gelangt in einen
Stromspeicher, wo er für den spä-
teren Verbrauch bereit steht, zum
Beispiel abends, nachts oder bei
Bewölkung, wenn die Solaranla-
gen keinen Strom produziert.

Welche Chancen ergeben
sich für Gemeinden?

Für Gemeinden ergeben sich
vielfältige Chancen. Durch die
Unterstützung der einzelnen Bür-
ger mit einer PV-Anlage lässt sich
einfach und schnell die Energie-
versorgung der Gemeinde von
zentral auf dezentral umstellen. Je-
de Eigenverbrauchsanlage über-
nimmt zudem einen aktiven Part
zur Netzstabilisierung, da weniger
Energie zu Stoßzeiten in das Netz
geleitet wird. Die Klimaziele kön-
nen erreicht werden, und dass
auch ohne aufwendigen Bau von
Windrädern oder große Solar-
parks, denen Bürger oftmals kri-
tisch gegenüberstehen und die mit
hohen Kosten und organisatori-
schem Aufwand verbunden sind.
Viele dezentrale Erzeugungsanla-
gen benötigen auch weniger Infra-
struktur als wenige „Großkraft-
werke“. Zudem schafft die Unab-
hängigkeit von Atomstrom Attrak-
tivität und Lebensqualität für die
ganze Region. 

Mit den technischen Lösungen
für Eigenverbrauchsanlagen hat
sich Donauer Solartechnik in Gil-
ching an die neuen Marktgegeben-
heiten angepasst. Durch sinkende
Förderungen und die Preisstruktur
der Module wandelt sind neue
Produkte gefragt. Die Eigenver-
brauchssyteme sind aber nicht die
einzigen Produkte, die Donauer
anbietet. Mit dem neuen Ge-
schäftsbereich E-Mobility hat sich
Donauer auf eine vielversprechen-
de Wachstumsbranche der kom-
menden Jahrzehnte eingestellt. Ins-
besondere die Branche der Elektro-
fahrräder hat sich bisher rasant ent-
wickelt. Donauer hat seine Experti-
se aus der Solarbranche im neuen
Geschäftsbereich E-Mobility ge-
bündelt und bietet neben E-Bikes
auch einen Solar Bikeport an, der
Ladestrom für die E-Bikes oder E-
Scooter zur Verfügung stellt. Der
Donauer Solar Bikeport funktio-
niert netzunabhängig und eignet
sich für umweltfreundliche Mobi-
litätssysteme in aller Welt. 

Saubermann und Klimaschützer
Sieben Donaukraftwerke zwischen Bad Abbach und Passau

erzeugten 770 Millionen Kilowattstunden Strom
Regensburg. (osr) „Wer die Energiewende ernst nimmt, kommt an
der Wasserkraft nicht vorbei.“ Jan Kiver, Pressesprecher der
Rhein-Main-Donau AG(RMD), legte bei einem Pressegespräch die
Erzeugungsbilanz der sieben Laufwasserkraftwerke zwischen Re-
gensburg und Passau im vergangenen Jahr vor. Sie haben 770 Mil-
lionen Kilowattstunden CO2-freien Strom erzeugt.

Das seien, so Kiver, knapp
zehn Prozent weniger als im
„Superjahr“ davor. Immerhin
reiche die Erzeugung rein rech-
nerisch aber, um 220.000 Privat-
haushalte zu versorgen. Oder an-
ders ausgedrückt: Die Strom-
menge reicht aus, sämtliche Ein-
wohner von Regensburg, Strau-
bing, Deggendorf und Passau ein
Jahr lang mit Strom aus Wasser-
kraft zu versorgen.

Im Vergleich zum deutschen
Energiemix haben diese Donau-
kraftwerke das Klima um eine
halbe Million Tonnen CO2 ent-
lastet. 250 Megawatt Leistung
stecken in den sieben Wasser-
kraftanlagen an den Standorten

Bad Abbach, Regensburg, Geis-
ling, Straubing und Kachlet bei
Passau.

Die Kraftwerke reinigen aber
auch die Donau. Die Rechenreini-
gungsanlagen an den Kraftwerken
„filtern“ pro Jahr viele hundert
Tonnen Schwemmgut aus dem
Wasser - in erster Linie pflanzli-
ches Treibgut, aber auch Wohl-
standsmüll und Schrott. Allein im
Jahr 2011 wurden an den sieben
Anlagen in diesem Donauab-
schnitt 3.500 Tonnen Rechengut
aus dem Wasser gezogen, durch
eine Fachfirma getrennt und ord-
nungsgemäß entsorgt, wofür die
RMD 400.000 Euro bezahlen
musste. 
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Oberland:

Freistaat vergibt Regionalverkehr an
Bayerische Oberlandbahn GmbH

DerZuschlag fürden Betrieb derNahverkehrszüge im Bayerischen
Oberland soll an die Bayerische Oberlandbahn GmbH (BOB) ge-
hen. Im Januar hatte die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG)
die Regionalverkehrsleistungen zwischen München, Bayrischzell,
Tegernsee und Lenggries europaweit ausgeschrieben. Ab Dezember
2013 erwartet die Fahrgäste im Oberland ein besseres Angebot, das
die BEG bei der BOB in Auftrag geben wird. Fritz Czeschka, Ge-
schäftsführer der BEG: „Wir werden das Angebot für die Fahrgä-
ste verbessern, auch wenn die Ausschreibung preislich nicht das Er-
gebnis gebracht hat, das wir uns erhofft haben.“

Der Vertrag mit der Bayerischen
Oberlandbahn GmbH soll ab De-
zember 2013 für elf Jahre laufen.
Czeschka: „Die Integral-Züge und
die Werkstatt in Lenggries werden
über die gesamte Vertragslaufzeit
weiter genutzt. Auch die Arbeits-
plätze in der Region bleiben beste-
hen, das bewährte Kuppel- und
Flügelkonzept wird fortgeführt.“
Für das verdichtete Angebot sind –
neben der gesamten Integral-Flot-

te – weitere Fahrzeuge erforder-
lich, die die BOB beschaffen wird.
Der neue von der BEG geforderte
Fahrplan bietet werktags (Mo-Fr),
neben den stündlichen umsteige-
freien Verbindungen zwischen al-
len Endpunkten und München, et-
liche zusätzliche Züge in den
Hauptverkehrszeiten von und
nach Schliersee, Lenggries und
Tegernsee. Infolge des Einsatzes
verschiedener Fahrzeugtypen lässt

es sich nicht vermeiden, dass bei
den zusätzlich zum durchgehen-
den Stundentakt verkehrenden Er-
gänzungszügen in Einzelfällen in
Holzkirchen oder Schaftlach um-
gestiegen werden muss. Gleiches
gilt in den späteren Abendstunden
ab etwa 21 Uhr. 

Auch an den Wochenenden be-
stellt der Freistaat mehr Fahrten
ins Oberland und zurück. Bisher
nur in der Hochsaison verkeh-
rende Ausflugszüge fahren dann
ganzjährig.

Leistungen
über dem Status quo 

„Wir werden bei der BOB wie
angekündigt ab Ende 2013 Lei-
stungen bestellen, die deutlich
über dem Status quo liegen“, be-
tont der BEG-Geschäftsführer.
„Der angebotene Preis liegt aller-
dings über dem, was wir uns vor-
gestellt hatten. Wir werden uns
nicht alle von uns in der Aus-
schreibung gewünschten Verbes-
serungen leisten können. Daher
müssen wir in Teilbereichen noch
Anpassungen vornehmen.“ Hier
könnte es beispielsweise um die
Öffnungszeiten der Verkaufsstel-
len gehen. Czeschka: „Wir können
uns vorstellen, bei den ursprüng-
lich geforderten 70 Wochenstun-
den zu sparen. Die heutigen Öff-

nungszeiten wollen wir aber min-
destens beibehalten.“

Alle Züge zwischen München
und Holzkirchen sollen mit Zug-
begleitern besetzt werden. Ab
Holzkirchen soll, wie heute schon,
fast jeder zweite Zug mit Service-
personal besetzt sein. Die Service-
angebote in den Kundencentern
sollen mindestens mit den schon
heute bewährten Öffnungszeiten
fortgeführt werden.

Beteiligung am 
BEG-Qualitätsmesssystem

Der künftige Betreiber im Ober-
land verpflichtet sich, am Qua-
litätsmesssystem der BEG teilzu-
nehmen. Damit prüft die Bayeri-
sche Eisenbahngesellschaft die
Sauberkeit, die Funktionsfähigkeit
der Ausstattung, die Fahrgastinfor-
mation im Zug, die Servicequalität
und die Kundenfreundlichkeit.
Außerdem gelten hohe Anforde-
rungen hinsichtlich Pünktlichkeit
und Anschlusssicherung. Werden
vertraglich vereinbarte Qualitäts-
ziele nicht erfüllt, erhebt die BEG
Strafzahlungen. 

Weitere Verbesserungen
in Südbayern ab Ende 2013

Die BEG verbessert das Ange-
bot nicht nur im Oberland. Ende
2013 gehen in Südbayern zwei
weitere im Wettbewerb vergebene
Netze in Betrieb, die mehr Züge
und eine bessere Qualität bringen:
der Meridian (Bayerische Ober-
landbahn) zwischen München,
Salzburg und Kufstein sowie die
Werdenfelsbahn (DB Regio). 

Verkehrsinfrastruktur: 

„Wir brauchen neue
Einnahmequellen“

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) begrüßt die
Vorschläge derDaehre-Kommission und die damit einhergehenden
Beratungen der Verkehrsministerkonferenz zur Finanzierung der
deutschen Verkehrsinfrastruktur. Die Verkehrsminister setzen sich
für zusätzliche Finanzierungsinstrumente ein, weil die Kommission
allein für Erhalt, Betrieb und Sanierung derVerkehrsinfrastruktur
eine Deckungslücke von sieben Milliarden Euro festgestellt hat. 

VDV-Präsident Jürgen Fenske:
„Wenn der Bundeshaushalt für
den Erhalt der Infrastruktur nicht
genug hergibt, dann brauchen wir
neue Einnahmequellen. Denkver-
bote darf es dabei nicht mehr ge-
ben, sonst bleibt die Qualität der
deutschen Verkehrswege und die
Mobilität der Bürgerinnen und
Bürger auf der Strecke.“

Fonds-Lösung

Angesichts der Deckungslücke
von mindestens sieben Milliarden
Euro bei der Verkehrsinfrastruktur
diskutierten die Verkehrsminister
unter anderem über die Einrich-
tung eines haushaltsunabhängigen
Fonds. Dieser soll die notwendige
Finanzierung des Sanierungs- und
Erneuerungsbedarfs langfristig si-
cherstellen.

Der VDV sieht in dieser Fonds-
Lösung den richtigen Ansatz.
Auch den Vorschlag einer Infra-
strukturabgabe, um den Fonds mit
den notwendigen zusätzlichen
Mitteln auszustatten, unterstützt
der Verband: „Der Grundgedan-
ke einer Abgabe oder Gebühr, die
in einen haushaltsunabhängigen
Fonds fließt, aus dem dann die Sa-
nierung der Infrastruktur finanziert
wird, ist richtig. Die deutsche Ver-
kehrsinfrastruktur hat einen hohen
volkswirtschaftlichen Nutzen, die-
ser muss durch eine stetige, verläss-
liche und nachhaltige Finanzie-
rung gesichert werden“, so VDV-
Präsident Jürgen Fenske. 

Transparenter Einsatz

Eine zusätzliche Finanzierung
durch die Bürger muss dann aber
auch zu spürbaren Verbesserungen
der Verkehrsverhältnisse führen:
„Wenn die Menschen eine Infra-
strukturabgabe zahlen sollen, dann
müssen sie auch den Vorteil durch
einen zuverlässigen ÖPNV und
ordentliche Straßen haben. Die zu-
sätzlichen Einnahmen müssen
transparent und bedarfsgerecht für
den Erhalt und die Sanierung ein-
gesetzt werden. Ein gleichzeitiges
Absenken der Investitionsmittel
für die Verkehrswege darf es nicht
geben. Denn das wäre ein Null-
summenspiel und würde die
Deckungslücke in der Verkehrsin-
frastruktur nicht schließen“, er-
klärte Fenske weiter. 

Neben der Möglichkeit einer In-
frastrukturabgabe haben die Ex-

perten der Kommission, die vom
ehemaligen Verkehrsminister aus
Sachsen Anhalt Karl-Heinz Daeh-
re geleitet wird, weitere Finanzie-
rungsinstrumente für den einzu-
richtenden Fonds untersucht und
daraus entsprechende Handlungs-
empfehlungen abgeleitet. 

Die Vorschläge der Daehre-
Kommission hält Fenske insge-
samt für den richtigen Schritt,
auch weil die Verantwortlichen
den schon vor Jahren von der Päll-
mann-Kommission eingeschla-
genen Weg der höheren Nutzerfi-
nanzierung konsequent fortführen
wollen.

Botschaft

„Der Zwischenbericht der
Daehre-Kommission ist aus meh-
reren Gründen bemerkenswert.
Zum einen beziffert er verkehrsträ-
gerübergreifend die seit Jahren be-
klagte Unterfinanzierung der In-
frastruktur. Und außerdem zeigt er
ohne Scheuklappen die ganze
Bandbreite möglicher zusätzlicher
Einnahmequellen auf, von der Er-
höhung der Energie- oder Kfz-
Steuer über die Ausweitung der
LKW-Maut bis eben hin zur Infra-
strukturabgabe. Die Botschaft da-
bei lautet: Es gibt dringenden fi-
nanziellen Handlungsbedarf und
deshalb muss man auch alle Mög-
lichkeiten in Betracht ziehen und
zwar verkehrsträgerübergreifend“,
betonte Fenske. 

Raus aus Sanierungsstau

„Endlich stehen die ungelösten
Fragen zur Verkehrsinfrastruktur
im Mittelpunkt des politischen In-
teresses. Dies müssen wir nutzen
und nicht gleich Denkverbote zu
den Vorschlägen der Daehre-
Kommission formulieren. Wir
brauchen Lösungen und offene
Diskussionen, damit wir endlich
aus dem Sanierungsstau heraus-
kommen“, hob Fenske abschlie-
ßend hervor.

Der VDV unterstützt die Ver-
kehrsminister und die Daehre-
Kommission in ihren Vorschlägen.
Nun müssen diese aber auch über
Landes-, Partei- und Ministeri-
umsgrenzen hinweg durch ent-
sprechende gesetzliche Regelun-
gen zu einer verlässlichen und
nachhaltigen Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur in Deutsch-
land führen. 

InnoTrans 2012: 

Schiene vergrößert
Umweltvorsprung

Neue Lokgeneration drosselt den Energieverbrauch 
Der Schienenverkehr hat seinen Umweltvorsprung in den Jahren
von 2000 bis 2011 weiter vergrößert. Das geht aus den neuesten
Zahlen des Umweltbundesamtes (UBA) hervor, die das Heidelber-
ger IFEU-Institut für die Datenbank „Umwelt & Verkehr“ regel-
mäßig aktualisiert und im Auftrag derAllianz pro Schiene, des Ver-
bandes der Bahnindustrie in Deutschland (VDB) und des Verban-
des Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) benutzerfreundlich
aufbereitet. Mit ihrer weiter gesteigerten Energieeffizienz zeige der
Schienenverkehr, wie in Zeiten des knapper und teurer werdenden
Erdöls die Mobilität künftig aussehen könne, teilten die drei großen
Verbände des Bahnspektrums im Rahmen der Bahntechnikfach-
messe InnoTrans in Berlin mit. 

Ronald Pörner, Hauptgeschäfts-
führer des Verbandes der Bahnin-
dustrie in Deutschland (VDB),
wies darauf hin, dass der Schienen-
verkehr seine Umweltbilanz in der
Vergangenheit immer weiter ver-
bessert habe, das gelte im Übri-
gen auch für Diesellokomotiven.
„Nicht anders als Autos und Lkw
belasten Dieselloks durch die
Emissionen eines Verbrennungs-
motors die Umwelt. Allein durch
den Austausch der 600 emissions-
intensivsten Lokomotiven in
Deutschland durch energieeffizien-
te Neufahrzeuge der jüngsten Ge-
neration, wie sie Zughersteller aus
Deutschland auf der weltgrößten
Fachmesse InnoTrans in Berlin
ausstellten, können Dieselemissio-
nen deutlich sinken: Kohlendioxid-
emissionen um 21 Prozent, Sticko-
xide um 71 Prozent und Rußparti-
kel um 97 Prozent.“

Angesichts dieses deutlichen
Umwelteffekts müssten emissi-
onsarme Neufahrzeuge nun auch
rasch zum Einsatz kommen, for-
derte Pörner. Allerdings stelle die
Finanzierung insbesondere für
kleinere Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen eine Investitionsbarriere
dar. „Eine von der Politik ausge-
lobte Umweltprämie könnte dage-
gen als Katalysator wirken: Der
Verjüngungsprozess der rund
3.000 Diesellokomotiven in
Deutschland würde beschleunigt
und die Umwelt spürbar entlastet.
Hiervon würde auch die Gesell-
schaft profitieren“, sagte Pörner. 

Die Allianz pro Schiene wies
darauf hin, dass der Verkehr für die
Wirtschaft und die Menschen auch

in Zukunft bezahlbar bleiben müs-
se. „Die Verbraucherpreise für
Verkehr sind in den vergangenen
Jahren deutlich schneller gewach-
sen als die Lebenshaltungskosten
in Deutschland insgesamt“, sagte
der Geschäftsführer der Allianz
pro Schiene, Dirk Flege. „Ein we-
sentlicher Grund für das überpro-
portionale Wachstum der Mobi-
litätskosten sind die Teuerungen
im Energiesektor“, so Flege. „Wir
gehen deshalb davon aus, dass in
Zukunft die Energieeffizienz im
Verkehr wesentlich darüber mit-
bestimmt, welcher Verkehrsträger
die Nase vorn hat.“

Systemvorteil der Schiene

Flege wies darauf hin, dass in
Deutschland schon heute rund 90
Prozent der Verkehrsleistung des
Schienenverkehrs elektrisch er-
bracht werden. Auch schlage der
Systemvorteil der Schiene bei den
Preissteigerungen zu Buche: We-
gen des geringeren Rollwiderstan-
des des Rad-Schiene-Systems sei-
en die Bahnen bereits heute um ein
Mehrfaches energieeffizienter un-
terwegs als ihre Wettbewerber auf
der Straße, hob Flege hervor. Im
Personenverkehr ist die Eisenbahn
doppelt so energieeffizient wie der
Pkw. Im Güterverkehr ist die
Schiene im Vergleich zum Last-
wagen sogar fast viermal energie-
effizienter.

VDV-Geschäftsführer Eisen-
bahnverkehr, Martin Henke, be-
tonte, dass die Güterbahnen bei
den CO2-Emissionen weiterhin
einen Riesenvorsprung vor dem

Lkw haben: „Im Verkehrsträger-
vergleich ist die Schiene in Sachen
Klimaschutz um den Faktor 4,5
besser als der Lkw.“ Auch im Ver-
gleich zum Pkw habe der Vor-
sprung zugenommen. „Im Perso-
nenverkehr liegt die Bahn um
den Faktor zweieinhalb vor dem
Pkw“, erklärte Henke. „Die Ergeb-
nisse des Umweltvergleichs zeigen,
dass das weit verbreitete Vorur-
teil, nach dem Lastwagen und
Pkw bei der Klimabilanz aufho-
len, falsch ist.“

„Die Wachstumsprognosen ge-
rade im Güterverkehr sprechen
ganz eindeutig dafür, den Bahnver-
kehr weiter auszubauen. Dazu
muss auch das Schienennetz erwei-
tert werden. Die Achillesferse ist al-
lerdings der Schienenlärm. Die Be-
völkerung darf nicht durch noch
mehr Schienenlärm belastet wer-
den. Gelingt dies nicht, wird der
notwendige Ausbau des Schienen-

verkehrs vor massive Probleme ge-
stellt werden“, stellte Uwe Brendle,
Leiter der Abteilung Verkehr und
Lärm im Umweltbundesamt, fest. 

Die Datenbank „Umwelt & Ver-
kehr“ der drei Verbände der Eisen-
bahnbranche ist eine Aufbereitung
der sogenannten TREMOD-Daten
des Umweltbundesamtes in Des-
sau. Die Datenbank gibt umfassend
und schnell Auskunft über die spe-
zifischen Emissions- und Ver-
brauchswerte der Verkehrsträger
Straße, Schiene, Wasser und Luft.
Sie enthält 8.800 Datensätze für
den Güterverkehr und Personen-
verkehr in Deutschland, die einen
Zeitraum von 1995 bis 2010 ab-
decken. Der heute vorgestellte Um-
weltvergleich der Verkehrsträger
Straße – Schiene für den Zeitraum
von 1995 bis 2011 ist eine Vorab-
Information zur Aktualisierung der
Daten für alle Verkehrsträger, die
für den Herbst 2012 geplant ist.

Sicher unterwegs zur Schule:

Mobi-Kids machen fit für
den Weg mit Bus und Bahn

Seit in Bayern das neue Schuljahr begonnen hat, sind auch wieder
viele Kinder und Jugendliche täglich mit Bus und Bahn unterwegs.
Um die Schülerinnen und Schüler fit fürden ÖPNVzu machen, hat
die VAG Verkehrs- Aktiengesellschaft Nürnberg in den vergange-
nen zwei Jahren ihr Kinder- und Jugendmarketing stetig ausge-
baut. Neu dabei sind nun: Unterrichtsmaterialien fürdie fünfte und
sechste Klasse, ein Flyer mit Tipps zum ÖPNV-Angebot und ein
Online-Quiz.

Je älter Kinder werden, desto
wichtiger ist es für sie, unabhängig
von den Eltern mobil zu sein. Die
Unterrichtsmaterialien für die
fünfte und sechste Klasse sollen
deshalb Schülern die nötigen
Kenntnisse vermitteln, damit sie
sich selbstständig im öffentli-
chen Verkehrsnetz zurechtfinden.
Sie lernen unter anderem Linien-
pläne zu lesen, eigene Wege zu
planen und dafür den passenden
Fahrschein zu wählen.

Zudem sollen die Schüler dazu
angeregt werden, sich kritisch mit
den Bedingungen und Folgen des
gegenwärtigen Verkehrs auseinan-
derzusetzen und unterschiedliche
Verkehrsmittel zu hinterfragen.
Darüber hinaus werden auch die
Aspekte Fairness, soziales Mitein-
ander, Umgang mit fremdem Ei-
gentum und Umweltschutz in den
Unterrichtsmaterialien behandelt.
Diese Themen sind nicht unbe-
dingt ÖPNV-spezifisch, die Ju-
gendlichen können sie sich aber
anhand der Beispiele aus dem öf-
fentlichen Nahverkehr erarbeiten
und dann auf andere Bereiche ih-
res (Schul-)Alltags übertragen.

Unterrichtsprogramm 
für alle Schularten geeignet

Das 38 Seiten umfassende Un-
terrichtsprogramm wurde von der
VAG in Zusammenarbeit mit
Pädagogen entwickelt. Es eignet
sich für alle Schularten. Die Mate-
rialien sollen Lehrern Anregungen
und Tipps geben, wie sie Jugendli-
chen das Thema Mobilität ab-
wechslungsreich und ansprechend
vermitteln können. Die VAG stellt
die Unterrichtsmaterialien Leh-
rern kostenlos zur Verfügung, das
gedruckte Unterrichtsprogramm
kann unter service@vag.de ange-
fordert werden, als Download ist
es unter www.vag.de/weitere-
schulen erhältlich.

Unter dem Motto „Wissen was
fährt“ stehen in dem neuen Flyer
für Jugendliche viele Tipps, wie
sie den ÖPNVin ihrer Freizeit nut-
zen können. Ob Entdeckungstour
durch die mittelalterliche Innen-
stadt, Inlineskaten und Fußball-
spielen am Dutzendteichareal oder
Staunen in einem der Museen: In
der Broschüre sind viele spannen-
de Ziele zusammengetragen. Ein
Plan des Nürnberger Schienennet-
zes hilft bei der Orientierung.
Außerdem liefert der Flyer die
wichtigsten Informationen rund
um Schüler- und FerienTicket. Er
liegt im KundenCenter der VAG
im Hauptbahnhof und immer auch
beim Info-Mobil, das dieses Jahr

noch im Oktober auf Tour ist, aus.
Woher hat die U-Bahn ihren Na-

men? Wie viele Kinder nutzen Tag
für Tag die VAG? Solche und wei-
tere Fragen zum Thema öffentli-
cher Nahverkehr erwarten die Spie-
ler im Online- Quiz unter
www.vag.de/quiz. Gerätselt wer-
den kann in einer leichteren Versi-
on, die für Kinder bis zum Alter
von etwa zwölf Jahren gedacht 
ist, und in einer etwas schwieri-
geren Variante für Jugendliche ab
13 Jahren. Frage für Frage helfen
die Spieler mit richtigen Antworten
der digital animierten U1 dabei, auf
ihrer Strecke von einer Station zur
nächsten zu gelangen. In jeder Run-
de gibt es neue Fragen. Bei vielen
Fragen erscheinen passende Links
für alle, die gerne noch mehr Hin-
tergrundwissen, Zahlen und Fakten
zum jeweiligen Thema hätten. Das
Online-Quiz fragt also nicht nur
Wissen ab, es schafft auch neues.

Neueste Versatzstücke

Das Quiz, der Flyer und die Un-
terrichtsmaterialien für die fünfte
und sechste Klasse sind die neue-
sten Versatzstücke im umfassen-
den Informationsangebot der
VAG, das Kindern und Jugendli-
chen unterschiedlicher Altersstu-
fen das Thema Mobilität näher-
bringt. Durch das Programm be-
gleiten die drei eigens dafür ent-
wickelten Figuren Vincent, Alex
und Gaby – die Mobi-Kids. Vin-
cent steht für die Vorschulkinder,
Alex für die Grundschüler und
Gaby für die Gruppe der Jugendli-
chen ab zehn Jahren.
Für Kinder im Vorschulalter gibt
es ein Mal- und Rätselheft sowie
eine Broschüre mit Bewegungs-
spielen und Vorschulmaterialien.
Außerdem wird für Vorschulkin-
der das Erlebnisprogramm „Un-
terwegs mit Bus und Bahn“ ange-
boten, bei dem die Kinder unter
anderem den Busbetriebshof er-
kunden können. Auf Grundschüler
sind das Alex-Infoheft, Unter-
richtsmaterialien für die erste bis
vierte Klasse und das Puppenthea-
terstück „Wuschel und Stinkso-
cke“, das in Kooperation mit der
Verkehrserziehung der Polizei an-
geboten wird, zugeschnitten. An
die Schüler weiterführender Schu-
len richten sich schließlich das Ga-
by-Infoheft und das Projekt Cool-
rider. Unter dem Motto „Hin-
schauen statt Wegschauen!“ haben
sich seit dem Beginn des Projekts
im Jahr 2002 mittlerweile über
2000 Schülerinnen und Schüler zu
ehrenamtlichen Fahrzeugbeglei-
tern ausbilden lassen. 
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Wenn’s auf Höchstleistung ankommt ist der Unimog Ihr Profi im Winter- 

dienst: permanenter Allradantrieb, ABS für exzellente Spurtreue, kompakte 

Maße und hohe Wendigkeit. Das beträchtliche Streuvolumen ermöglicht 

große Räumschleifen. Und sein Freisicht-Fahrerhaus gewährleistet hohen 

Komfort und sichere Sicht. Informieren Sie sich bei Ihrem Unimog Partner 

oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog

Sorgt zuverlässig und schnell für
freie und sichere Straßen.
Der Mercedes-Benz Unimog U300/U400/U500.
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Unimog U 500: 

Idealer Partner
im ganzen Jahr

Spezialausrüstung: Hochleistungs-Mähgeräte im
Sommer, neue Schneefrässchleuder für Winterdienst  
Stuttgart/Klagenfurt – Das Kompetenzzentrum 9 der Kärntner
Landesregierung ist zuständig für den Neubau und die Erhal-
tung des gesamten Kärntner Landesstraßen-, Brücken- und
Radwegenetzes inklusive der damit verbundenen Bauwerke. Es
hat jetzt einen Mercedes-Benz Unimog U 500 mit Allradlen-
kung, Vollfrässchleuder und zwei Hochleistungs-Mähern in
Dienst gestellt. Mit dieser Kombination sollen die permanent an-
fallenden Unterhaltungsarbeiten an den Straßen der anspruchs-
vollen Hochgebirgsregion über das ganze Jahr hinweg zuverläs-
sig erledigt werden.

Zur Verbesserung des Straßen-
dienstes ist erstmals eine Verein-
barung über die gemeinsame
Nutzung des Unimog und „sei-
ner“ Geräte zwischen dem Land
Kärnten und der Großglockner
Hochalpenstraßen AG (Grohag)
geschlossen worden.

Hohe Auslastung 
optimiert Kosten

Landeshauptmann Gerhard
Dörfler äußert sich anerkennend
über die enge Kooperation: „Mit
dem Unimog steigert sich der
Nutzungsgrad der Geräte be-
trächtlich; denn durch die Moder-
nisierung und ganzjährige Ausla-
stung des Fuhrparks werden die
Kosten für beide Vertragspartner
optimiert.“ Grohag-Vorstand Dr.
Johannes Hörl ergänzt: „Für beide
Partner bedeutet dies einen opti-
mierten Mitteleinsatz, dem in Zu-
kunft weitere Beispiele folgen
könnten.“

Allradgetriebene
Wendigkeit

Die Georg Pappas Automobil
AG, verantwortlich für den Ver-
trieb des Wörther Geräteträgers in
Österreich, nennt als ausschlag-
gebende Gründe für diesen be-
sonders anspruchsvollen Uni-
mog-Einsatz seine allradgetriebe-
ne Wendigkeit, die hohe Flächen-
leistung und den Umweltschutz,
der in dieser sensiblen Hochal-
penregion eine große Rolle spielt.
„Dank Euro 5-Motor mit starken
210 kW/286 PS Leistung, hy-
drostatischem Fahrantrieb und
günstigem Treibstoffverbrauch
können wir mit dem Unimog ei-
nen wichtigen Umweltaspekt rea-
lisieren und gleichzeitig selbst
komplizierteste Allround-Einsät-
ze auf, aber auch abseits der
Straße über das ganze Jahr hin-
weg zuverlässig gewährleisten“,
sagt Dipl.-Ing. Manfred Prentner
vom Kompetenzzentrum 9.
„Stand- und Umrüstzeiten sind

minimal, was für uns ein großer
Vorteil ist.“

Hochleistungs-Mähdienste
in den Sommermonaten 

Vom Frühjahr bis in den Herbst
sind extensive Mäheinsätze und
Unterhaltungsarbeiten entlang des
rund 2746 km langen Straßennet-
zes des Landes Kärnten angesagt,
zu denen sich weitere 48 km aus
dem Verantwortungsbereich der
Grohag addieren. Die lange Win-
terperiode hat tiefe Spuren auf
vielen Straßen hinterlassen, die
von beiden Partnern schnell repa-
riert sowie während der sommer-
lichen Touristensaison in Ord-
nung zu halten sind. Durch seine
niedrige Bauhöhe und die Profi-
Ausrüstung mit einer Unimog-
Mähtüre, einem Mulag-Rand-
streifenmäher MRM 300 und ei-
nem Heckausleger-Mähgerät
MHU 800 ist der U 500 ideal ge-
eignet für das Ausmähen von Di-
stanzen bis zu 7,3 m, gemessen ab
der Fahrzeugmitte. Gründliche
Mähergebnisse werden sowohl
links als auch rechts der Straße er-
zielt, sogar Einmann-Betrieb ist
möglich.

Die Mähgeräte arbeiten sich
dabei auch sehr dicht an
Brückenpfeiler und Leitpfosten
heran, da die Tastautomatik den
Mähkopf um alle Hindernisse
herumsteuert. Bei den Aus-
weichbewegungen ist die Mäh-
geschwindigkeit stufenlos regu-
lierbar.

Schnellwechselvorrichtung

Schnellwechselvorrichtung
und „Gearlock“, eine manuelle
Drehvorrichtung für Arbeitsgerä-
te, lassen einen schnellen Geräte-
wechsel zu. Das ist besonders
wichtig; denn neben Randstrei-
fen-Böschungsmähen und Licht-
raumprofilschneiden stehen im
Auftrag von Kärntner Landes-
regierung und Grohag auch Ka-
nalspülarbeiten, Kehrmaschi-

Das Land Kärnten und die Großglockner Hochalpenstraße AG
setzen den Unimog U 500 mit Allradlenkung und Vollfrässchleu-
der ein. 

neneinsätze und Frontladetätig-
keiten auf der Tagesordnung des
Unimog – damit ist der Geräteträ-
ger U 500 den ganzen Sommer
über zu 100 Prozent ausgelastet.

Keine „Winterpause“ 

Die Kärntner Landesregierung
setzt den Unimog während der
gesamten Winterdienstperiode
zur Beseitigung der gewaltigen
Schneemassen ein, die in den
österreichischen Alpen oft schon
ab Oktober bis tief in den Monat
Mai anfallen. Räumen, Pflügen
und Salzstreuen, aber auch Frä-
sen und Schleudern, zum Bei-
spiel bei der Seitenwall-Beseiti-
gung – das sind die typischen
Unimog-Jobs, für die der orange-
rote Alleskönner im Winterein-
satz prädestiniert ist. Neu ist die
Ausrüstung mit einer asymme-
trisch angeordneten Kahlbacher-
Frässchleuder KFS 950/2600,
die mit einem schwenkbaren
Wurfradgehäuse ausgerüstet ist.

Sie ermöglicht Räumbreiten bis
maximal 2600 mm, Räumhöhen
bis 1300 mm und Wurfweiten bis
30 m.

Herkules-Aufgabe

Mit dieser Ausrüstung kom-
men die Unimog-Fähigkeiten
ganz besonders deutlich bei der
alljährlichen Frühjahrsschnee-
und Passräumung rund um die
Großglockner-Hochalpenstraße
zum Tragen. Die Grohag muss
dort jedes Jahr bis zu 700.000 m³
Schnee von den Straßen und
Parkplätzen entfernen – würde
man dieses Volumen auf einen
Güterzug laden, hätte dieser eine
Länge von etwa 200 km und wür-
de von Salzburg bis nach Klagen-
furt reichen. Zur Bewältigung
dieser Herkules-Aufgabe setzt die
Grohag neben dem bewährten
Rotationspflügen-System Wal-
lack nun zusätzlich auf das Poten-
zial und die tatkräftige Unterstüt-
zung des U 500. 

Mäheinsätze und Schneebeseitigung erfolgen im österreichi-
schen Bundesland Kärnten künftig durch einen Mercedes-
Benz Unimog U 500. Den Ganzjahreseinsatz erledigt der Gerä-
teträger dank Hinterachs-Zusatzlenkung, Fahrhydrostat und
zwei Hochleistungs-Mähgeräten. 

Mercedes-Benz Citaro:

Start frei 
für Euro VI

Serienbeginn für den 
saubersten Linienbus mit Dieselantrieb 

Stuttgart/Mannheim - Neues Kapitel in der Linienbus-Ge-
schichte: Der erste serienmäßige Citaro nach Abgasstufe Euro
VI ist im EvoBus Werk Mannheim vom Band gelaufen. Mit dem
Serienstart übernimmt Mercedes-Benz erneut die Vorreiterrolle
für umweltfreundliche Omnibusse. 

Auf der Grundlage zukunftso-
rientierter Dieseltechnologie brin-
gen sie CO2–Entlastung und sau-
bere Umwelt in die Städte. „Mit
der frühzeitigen Einführung von
Euro VI bringen wir jetzt schon
einen sauberen Stadtbus auf den
Markt, der es den Verkehrsbetrie-
ben ermöglicht, mit wirtschaftlich
erschwinglichen Investitionen
den Umweltschutz rasch in die

breite Fläche zu bringen“, so
Hartmut Schick, Leiter Daimler
Buses. Mit dem Travego Edition
1 hat das Unternehmen bereits die
ersten Reisebusse nach Euro VI
ausgeliefert.

Hohe Ingenieurskunst:
High-Tech spart 
1.000 Liter Diesel im Jahr

Von Hause aus bedeutet die
Abgastechnik für Euro VI mehr
Kraftstoffverbrauch, doch der
Mercedes-Benz Citaro wird so-
gar sparsamer. Dafür haben die
Entwickler innovativen Gedan-
ken freien Lauf gelassen. Bei-
spiel: Beim Bremsen oder beim
Rollen im Gefälle erzeugen die
Lichtmaschinen „kostenlos“
Strom. Er wird an Bord in Super-
kondensatoren gespeichert.

Zweites Beispiel: Die Einstiege
der hinteren Türen sind jetzt nied-
riger. Beim Absenken („Knee-
ling“) und Anheben der Karosse-
rie an der Haltestelle benötigt der
Bus deshalb weniger Energie.
Insgesamt spart der Citaro nach
Euro VI etwa drei bis fünf Pro-
zent Kraftstoff, das bedeutet bei
einer üblichen Laufleistung rund
1 000 Liter Diesel oder 2,6 Ton-
nen weniger CO2 im Jahr.

Im Heck des Linienbus-Welt-

bestsellers arbeiten neue Moto-
ren. Die Reihensechszylinder
mit 7,7 l bzw. 10,7 l Hubraum
leisten 220 bis 290 kW (299 bis
394 PS). Sie kombinieren die
von Mercedes-Benz gewohnte
SCR-Abgasreinigung mit Ad-
Blue-Einspritzung und geschlos-
senem Partikelfilter jetzt mit ei-
ner Abgasrückführung.

Zahlreiche technische Lecker-

bissen kennzeichnen die Trieb-
werke. So verfügt das kleinere
Aggregat als erster Dieselmotor
der Welt über eine verstellbare
Auslassnockenwelle. Auch spritzt
er den Kraftstoff mit bis zu 2 400
bar ein – das entspricht etwa dem
tausendfachen Druck in einem
Pkw-Reifen. Der größere Sechs-
zylinder verfügt über das einzig-
artige Einspritzsystem X-PULSE
mit Druckverstärkung.

Der neue Citaro mit Euro VI
ist der sauberste Linienbus mit
Dieselantrieb. Die optimierte
Verbrennung und die aufwendi-
ge Abgasreinigung reduzieren
den Ausstoß an Rußpartikeln im
Vergleich zu Euro I vor 20 Jah-
ren auf nur noch drei Prozent.
Die Stickoxid-Emissionen sind
auf fünf Prozent gesunken.

Für die Motoren und die um-
fangreiche Abgasreinigung hat
der Citaro ein neues Heck erhal-
ten. Das potenzielle Mehrge-
wicht von Euro VI kompensiert
Mercedes-Benz mit einer Viel-
zahl von Maßnahmen, von ei-
nem leichten glasfaserverstärk-
tem Kunststoffdach (GfK) bis zu
einer gewichtsoptimierten Hin-
terachse. Deshalb bleiben die
Nutzlast und damit die Zahl der
Fahrgastplätze im Citaro unver-
ändert. 

Der erste serienmäßige Citaro nach Abgasstufe Euro VI. 
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Blütenpracht mit 
der Pflanzmaschine

„Alle Besucher der GaLaBau gehören zur Zielgruppe von Ver-
ver Export. Für uns steht heute schon fest, dass wir 2014 wieder
dabei sind“, erklärte die Pressestelle des Blumenzwiebel-Spe-
zialisten, der sich mit seinem Sortiment vor allem der Bewirt-
schaftung öffentlicher Grünflächen verschrieben hat.
Für die kommunalen Entscheider von größtem Interesse sind die
Möglichkeiten einer maschinellen Bepflanzung. Das Pflanzen der
Geophyten übernimmt Verver Export mit einer Pflanzmaschine. So
kommen die Frühblüher schnell und nachhaltig in den Boden. Die
Firma ist nicht nur Lieferant, sondern damit auch gleichzeitig auch
Dienstleister, da sowohl die Lieferung der Blumenzwiebeln als auch
die Pflanzung aus einer Hand kommen. Pro Tag lassen sich bis zu
300.000 Blumenzwiebeln bzw. eine Fläche von bis zu einem Hektar
bepflanzen. Das Verfahren eignet sich sehr gut für Parkanlagen,
Wiesen, Straßenbegleitgrün, Böschungen und Kreisverkehre. Eine
einmalige Pflanzung garantiert Blütenpracht für mehrere Jahre. 

The Naturals

Für den neuen Katalog ‚The Naturals‘ hat sich Verver Export
ausschließlich von der Natur inspirieren lassen. Die Pflanzen
aus diesem Blumenzwiebel-Sortiment verwildern und fügen
sich wunderbar in die Landschaft ein. Typische Anwendungs-
beispiele finden sich auf Friedhöfen, Golfplätzen und histori-
schen Parkanlagen.
Weitere Informationen: www.ververexport.nl/de

Das neue Holder-Modell in der 30-PS-Klasse: Der X 30. Der
multifunktionale Knicklenker bietet einen in dieser Fahrzeug-
klasse einzigartigen Bedien- und Arbeitskomfort. 

Der Holder X 30:

Neuentwicklung
setzt Maßstäbe

Einzigartiges 2-Besen-Kehr-Saugsystem 
und dreifach nutzbarer Multifunktionsbehälter

Holder präsentierte auf der GaLaBau 2012 in Nürnberg erst-
mals sein neues Modell in der 30-PS-Klasse, den Holder X 30.
Der multifunktionale Knicklenker bietet einen in dieser Fahr-
zeugklasse einzigartigen Bedien- und Arbeitskomfort. Auch in
Geschwindigkeit und Hydraulikleistung setzt er neue Maßstäbe.
Tatsächlich neue Wege geht das Metzinger Unternehmen jedoch
mit dem eigens für den Holder X 30 entwickelten Kehr-Saugsy-
stem und dem Multifunktionsbehälter aus Edelstahl, der sowohl
für Kehrsaugen, Mähsaugen und Bewässerung eingesetzt wer-
den kann.

„Die Schwerpunkte in der Ent-
wicklung lagen, basierend auf
zahlreichen Kundenbefragungen,
wieder einmal – wie schon bei
unserer erfolgreichen C-Reihe
mit 50 und 67 PS – auf Bedien-
und Fahrkomfort, Multifunktio-
nalität, perfekte Arbeitsergebnisse
in jeder Anwendung, sowie Ro-
bustheit und Zuverlässigkeit. Zu-
sammen mit den ideal auf das
Fahrzeug abgestimmten Anbau-
geräten darf man sich auf ein in
dieser Fahrzeuggröße neuartiges
und weltweit einzigartiges Multi-
funktions-Arbeitssystem freuen“
so Matthias Bienert, Leiter Pro-
duktmanagement & Marketing
der Max Holder GmbH. Im
Pflichtenheft standen als zentrale
Entwicklungsziele die Themen
Effizienz, Wirtschaftlichkeit und
Umweltschutz. Sämtliche Merk-
male dieser Entwicklung laufen
bei Holder unter dem Überbegriff
Holder Green-Efficient-Techno-
logy – kurz Holder G.E.T. 

20 Prozent wenigerVerbrauch

Der Holder X 30 verbraucht im
Vergleich zum Vorgängermodell
in vergleichbarer Anwendung
nicht nur 20 Prozent weniger
Kraftstoff, sondern erreicht dabei
eine Höchstgeschwindigkeit von
27 km/h, das ist 30 Prozent
schneller als in dieser Klasse üb-
lich. Die intelligente dynamische
Fahrantriebssteuerung bewirkt ei-
ne automatische Regelung der
Fahrpumpe in Abhängigkeit von
Last und Geschwindigkeit und
sorgt so für reduzierte Geräusch-
und Schadstoffemission, sowie
ideale Zugkraft in jeder Steigung.
Über einen Programmschalter
lassen sich die Kernanwendun-
gen Kehrsaugen, Mähsaugen,
Bewässerung und Winterdienst
einfach auswählen. Das sorgt je
nach Anwendung automatisch für
eine bedarfsgerechte Hydraulik-
leistung und liefert ein perfektes
Arbeitsergebnis. 

Bester seiner Klasse

Mit einer Hydraulikleistung
von 20 + 58 l/min ist der Holder
X 30 Bester seiner Klasse, wobei
er seine Maximalleistung bereits
bei knapp drei Viertel seiner Mo-
tornenndrehzahl erreicht. Der Di-
rektantrieb von Motor und Hy-
draulikpumpen garantiert außer-
dem eine lange Haltbarkeit und
einen wartungsarmen Betrieb.
Für den idealen Wärmehaushalt
der Maschine wurden eine opti-
male Kühlluftführung und ein
vergrößerter Hochleistungskühler
integriert. Sämtliche Stahlbautei-
le sind darüber hinaus speziell
KTL-beschichtet und die tropf-
freien Hydraulikkupplungen mit
einer ZiNi-Beschichtung verse-
hen, was eine  zuverlässige Be-
triebssicherheit und lange Le-
bensdauer des Fahrzeugs zu jeder
Jahreszeit sicherstellt.

Die großzügige Kabine und
deren durchdachte Ausstattung
setzen neue Maßstäbe in Kom-
fort, leichter Bedienung, kurzer
Einlernzeit und Arbeitssicher-
heit. Sie verfügt über Ausstiege
rechts und links und ein Schiebe-
fenster. Optional ist die Kabine
mit dem luftgefederten Gesund-
heitssitz inkl. Sitzheizung sowie
einer Klimaanlage mit intelli-

genter Luftführung wählbar.
Durch die mitschwingende Mul-
tifunktions-Armlehne und den
großen Holder-Joystick kann die
Maschine mit nur einer Hand
und ohne umständliches Um-
greifen bedient werden.

Beseneinzelsteuerung

Das speziell für den Holder X
30 entwickelte Kehr-Saugsystem
verfügt über ein voll bewegliches
2-Besensystem mit Beseneinzel-
steuerung, über eine Saugmund-
breite von 600 mm, einen Saug-
schlauchdurchmesser von 160
mm, eine Kehrbreite von bis zu
2100 mm sowie einen multifunk-
tional einsetzbaren Behälter aus
Edelstahl. In der Fahrzeugklasse
der kleinen knickgelenkten Gerä-
teträger sucht diese Funktionalität
seines Gleichen. Damit sind beste

Reinigungsergebnisse bei größt-
möglicher Flexibilität garantiert.

Tauscht man das Kehrsystem
mit wenigen  Handgriffen gegen
ein Mähwerk aus, ist der Holder
X 30 mit seinem Multifunktions-
behälter optimal für die Rasen-
pflege ausgestattet. Mit dem
größten Unterdruck-Sauggebläse
in diesem Fahrzeugsegment wird
in Verbindung mit dem langen
Saugrohr mit 160 mm Durch-
messer ein sehr hoher Befüllgrad
des Behälters erreicht – für lange
Arbeitsintervalle ohne Unterbre-
chung. Genauso einfach funktio-
niert der Wechsel zu den Anwen-
dungen Gießen, Schwemmen
oder Hochdruckreinigen. Durch
das intelligente Wasserbefüllsy-
stem und das ausgeklügelte
Tank-in-Tank Verbindungskon-

zept wird der Frischwassertank
mit dem Behältertank direkt ver-
bunden. Auch für den Winter-
dienst liefert der  Holder X 30 ein
perfekt abgestimmtes Anbau-
geräteprogramm. Von unter-
schiedlichen Räumschildern über
Frontkehrwalze und Pritsche bis
hin zu Aufsattelstreuer und An-
baustreuer. 

Ankuppelsystem

Abgerundet wird die Ausstat-
tung des Holder X 30 durch das
robuste Holder-Ankuppelsy-
stem. Damit können nicht nur
weitere Anbaugeräte aus dem
Holder-Programm, sondern auch
ausgewählte bestehende Anbau-
geräte einfach und problemlos
gewechselt werden. 

Lindner-Werksausstellung: 

Weltpremiere des Geotrac 134ep 
Von 25. bis 29. Oktober zeigt Lindner in Kundl sein gesamtes
Geotrac- und Unitrac-Programm. Höhepunkt ist die Weltpre-
miere des Geotrac 134ep. Der mit 144 PS stärkste Traktor der
Firmengeschichte überzeugt mit optimierten Verbrauchswer-
ten.

Ein umfangreiches Angebot
wartet auf die Besucher der tradi-
tionellen Lindner-Werksausstel-
lung in Kundl, die von 25. bis 29.
Oktober 2012 stattfindet. Im Mit-
telpunkt der Werksausstellung
steht der neue Geotrac 134ep.
Dieser ist der stärkste Traktor der
Firmengeschichte und punktet
mit seinen optimierten Ver-
brauchswerten – das heißt mehr
Motorleistung bei weniger Ver-
brauch. Bereits beim kürzlich
vorgestellten Geotrac 84ep ge-
lang es Lindner, den Treibstoff-
verbrauch pro Betriebsstunde um
rund einen Liter zu senken. Mit
dem neuen Traktor erweitert
Lindner die Geotrac-Serie 4 auf
acht Modelle – das Spektrum
reicht vom Geotrac 64 bis zum
134ep.

Neues Getriebe

Höchste Effizienz versprechen
beim 144 PS starken Geotrac
134ep außerdem die bedarfsge-
steuerte Hydraulikanlage sowie
das neu entwickelte Getriebe.
Die Gangabstufung und die Au-
tomatisierungstechnik sind auf
die Anforderungen der höheren
Leistungsstufe abgestimmt. Ein

weiteres technisches Highlight
ist das Lichtkonzept, das einen
äußerst sparsamen Energieein-
satz bei optimaler Ausleuchtung
der Arbeitsfläche gewährleistet.

Attraktive Herbstaktion

Bei der Werksausstellung war-
ten außerdem alle Informationen
zur Lindner-Herbstaktion, die
noch bis zum 30. November
läuft. Die attraktiven Angebote:
Lindner bietet im Rahmen der
Aktion 2.000 Euro Eintauschhil-
fe für alle Geotrac- und Unitrac-
Neufahrzeuge. Für den seit Au-
gust erhältlichen Geotrac 84ep
gibt’s außerdem 1.500 Euro ep-
Umweltbonus.

Kommunaltag

Ganz im Zeichen der Gemein-
den steht der Kommunaltag am
25. Oktober. Dort zeigt Lindner
neben dem Geotrac 134ep, der
Gemeinden im Winterdienst noch
schlagkräftiger macht, seine er-
folgreiche Unitrac-Reihe. Insge-
samt besteht die Unitrac-Serie aus
fünf Modellen, die in vier Motor-
isierungsvarianten zwischen 87
und 102 PS leisten. Der 3-Liter-

Turbodieselmotor im Unitrac 82S
und im 102S erfüllt die Abgaskri-
terien EURO5 und ist besonders
für den innerstädtischen Verkehr
geeignet. Die innovative Vierrad-
Lenkung ermöglicht einen Wen-
dekreisradius von 3,5 Meter und
kann in jeder Radposition ausge-
schaltet werden. Befinden sich
die Räder wieder im Nullpunkt,
wird die hintere Achslenkung au-
tomatisch gesperrt. Außerdem
überzeugt die Unitrac-Reihe mit
ihrer Fahrerkabine, die ohne
Geräteeinsatz und mit Hilfe eines
hydraulischen Mechanismus seit-
lich um 50 Grad kippbar ist. 

Ein weiterer Höhepunkt im
Rahmen der Werksausstellung ist
das Europafinale des Geotrac Su-
percup am 27. Oktober, für das
sich 30 Fahrer und 30 Fahrerin-
nen qualifiziert haben. Auf einem
anspruchsvollen Parallelparcours
suchen Lindner und Landjugend
die besten Traktorenprofis des Al-
penraums. Auf die Sieger warten
zwei Geotrac 84ep für ein Jahr in-
klusive Treibstoffkosten. 

Die Lindner-Unitrac-Kommunalfahrzeuge haben sich im Ganz-
jahreseinsatz bewährt. Unser Bild zeigt die Trilety-Aufbaukehr-
maschine mit Saugwagen, Wasserbehälter, Sprühanlage und
Kehrbesen. 

MdB Karl Holmeier testet Elektroauto:

„Weniger als 3 Cent
pro Kilometer“

630 gefahrene Kilometer, insgesamt knapp 71 verbrauchte KWh
und eine Menge an interessanten Erfahrungen - so lautet das Fazit
der knapp 10tägigen Testfahrt eines „Renault Fluence“, die MdB
Karl Holmeier im Rahmen seiner Sommertour durchführte. Vom
14. bis 22. Juli war der Abgeordnete „100% elektrisch, ohne
Schadstoffe, ohne Auspuff und ohne Auftanken“ unterwegs und
nutzte das von Renault Traurig in Furth im Wald zur Verfügung
gestellte Elektrofahrzeug intensiv.

Dabei konnte Holmeier ein
überaus positives Fazit ziehen:
Nach einer kurzen Eingewöh-
nungsphase war er begeistert vom
leisen, vollständig elektro-getrie-
benen Gefährt. So konnte er dem
Wagen „volle Alltagstauglichkeit
nicht nur für Politiker, sondern für
Jedermann“ attestieren. Insbeson-
dere der Verbrauch beeindruckte
ihn: „Für einen Kilometer wurden
knapp 2,8 Cent an Stromkosten
fällig“, hat er ausgerechnet. Ein-
mal „Volltanken“ kostet demnach
etwa 2,50 Euro. 

Holmeier: Elektroautos 
10 Jahre steuerfrei 

„Elektromobilität ist die Zu-
kunft und eine der zentralen The-
men“, stellte Karl Holmeier mit
Blick auf Initiativen wie „E-
Wald“, an der sich eine zuneh-
mende Anzahl von Gemeinden
beteiligt, fest. Dies wolle auch die
Bundesregierung in Zukunft ver-
stärkt fördern, berichtete er:

„Elektroautos sollen künftig statt
fünf zehn Jahre von der Kfz-Steu-
er befreit sein“, so MdB Karl Hol-
meier. „Bis 2020 sollen eine Mil-
lion Elektroautos auf Deutsch-
lands Straßen unterwegs sein“,
kündigte Holmeier die Zielset-
zung der Regierung an. 

Längere Strecken 
gut vorkalkulieren

Jedem Interessierten konnte
Holmeier eine Testfahrt ans Herz
legen, um die Fortbewegungsart
am eigenen Leib zu erfahren - und
er hat auch gleich einen Tipp aus
eigener Erfahrung parat: „Bei der
Ladungszeit und der Reichweite
von etwa 120 Kilometer lohnt es
sich, längere Strecken genau zu
kalkulieren“, rät er. 

Für das Angebot der Testfahrt
bedankte sich Karl Holmeier  bei
den Geschäftsführern Anni und
Hans-Jürgen Traurig für die Mög-
lichkeit der ausführlichen Test-
fahrt. 

Hans-Jürgen Traurig, MdB Karl Holmeier sowie Margareta Igl
bei der Rückgabe des Elektroautos „Renault Fluence“ (v. l.). 

Mercedes-Benz will für Pkw 
weiter Kältemittel R134a einsetzen 

Sindelfingen. Die Daimler AG hat den zuständigen Behörden
neue Untersuchungsergebnisse zur Verfügung gestellt, die den
sicheren Einsatz des neuen international anerkannten Kälte-
mittels R1234yf in Frage stellen.

Bislang sollte die klimaverträg-
liche Chemikalie in der weltweiten
Automobilindustrie eingesetzt
werden und wurde als sicher ein-
gestuft. Das hatten zahlreiche La-
bor- und Crashuntersuchungen er-
geben, die von internationalen Au-
toherstellern sowie unabhängigen

Instituten vorgenommen wurden. 
Trotz der vielfach bestätigten

unkritischen Ergebnisse wurde
das neue Kältemittel von der
Daimler AG zusätzlich nach ei-
nem neu im Hause entwickelten
Real Life Prüfverfahren gete-
stet, welches weit über die ge-
setzlichen Vorgaben hinausgeht. 

Bei dem neuen Real Life Test-
verfahren tritt das Kältemittel unter
Hochdruck in der Nähe von heißen
Teilen der Abgasanlage eines Ver-
suchsfahrzeugs dynamisch aus.
Das reproduzierbare Ergebnis, das
einen sehr schweren Frontalauf-
prall in Verbindung mit einem
Bruch der Kältemittelleitung nach-
stellt, zeigt, dass das Mittel, das un-
ter vergleichbaren Laborbedingun-
gen schwer zu entflammen ist, sich
in einem heißen Motorraum als
zündfähig erweisen kann. Ver-
gleichbare Tests mit dem aktuell
verwendeten Kältemittel R134a
ergaben keine Entflammung. 

Aufgrund der neu gewonnenen
Erkenntnisse und seiner hohen Si-
cherheitsmaßstäbe schließt Mer-
cedes-Benz den Einsatz dieser
Chemikalie in seinen Produkten
aus. Deshalb will das Unterneh-
men seine Fahrzeuge weiterhin
mit dem bewährten und sicheren
Kältemittel R134a ausstatten. 

Die Daimler AG hat die zustän-
digen Behörden über diesen Sach-
verhalt bereits informiert und
stellt Automobilherstellern und
Verbänden die Untersuchungser-
gebnisse zur Verfügung. 
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Nach einem Jahr ist bereits die Hälfte der Urnenkammern
belegt. Bild: André Czajka

Die Eröffnung des ersten Memoriam-Gartens auf dem Neuen
Ostfriedhof in Augsburg. Von links: Karl Hartmann, Herbert
Wörner, OB Dr. Kurt Gribl, August Bögle, Andrea Schlegl-
Keller, Susanne Schneider. Bild: TBF

Versprechen eingelöst: 

Augsburg hat seinen
Memoriam-Garten

Bereits im Rahmen derWintertagung des Bundes deutscher Fried-
hofsgärtner im Januar2011 gaben GärtnermeisterKarl Hartmann
und seine Augsburger Kollegen im Goldenen Saal des Augsburger
Rathauses OberbürgermeisterDr. Kurt Gribl ihrWort, an derUm-
setzung eines attraktiven Memoriamgartens für Augsburg zu ar-
beiten. So war es selbstverständlich und für Oberbürgermeister Dr.
Kurt Gribl eine besondere Freude, diesen ersten Memoriamgarten
im Stadtgebiet Augsburgs persönlich zu eröffnen. 

Unter dem Titel „Inseln der Ru-
he“ wurde von der ARGE Augs-
burger Friedhofsgärtner GmbH
auf dem Neuen Ostfriedhof in der
Zugspitzstraße eine Anlage ge-
schaffen, die sich deutlich von der
Gestaltung herkömmlicher Grab-
felder unterscheidet. So wurde
die Wegeführung geschwungen
angelegt und es entstanden da-
durch mehrere Teilbereiche, die
ansprechende Orte des Geden-
kens bilden. Neben mehreren
zum Verweilen einladenden Park-
bänken bildet ein zentral platzier-
ter Quellstein mit seinem Plät-
schern des Wassers eine Berei-
cherung der Anlage.

Vielfältige Auswahl

Auch bei der Auswahl der
Pflanzen für die Gestaltung der
Rahmenbepflanzung wie auch
für die Grabflächen selbst wurde
großen Wert auf Abwechslung
und Vielfalt gelegt. So fanden
zahlreiche Stauden ebenso Ein-
zug wie ausgefallene Formgehöl-
ze. Bunte Blumenbeete an meh-
reren Stellen setzen zu jeder Sai-
son entsprechende Akzente.

Bedeutung der Friedhöfe

In seiner Eröffnungsrede hob
OB Dr. Gribl die Bedeutung der
Friedhöfe hervor. „Was gibt im
Moment der Trauer mehr Trost,
als ein Grab auf einem ordentlich
gepflegten Friedhof? Beisetzun-
gen im Wald oder auf einer Wie-
se helfen da nicht weiter. Die
Augsburger Friedhofsgärtner lei-
sten mit ihrer Arbeit einen we-
sentlichen Teil und helfen da-
durch Bürgern in der Trauer.“ Das

Modell Memoriamgarten trägt
den Veränderungen in der Bestat-
tungskultur Rechnung und bietet
denjenigen Menschen eine gute
Alternative und einen Ort der
Trauer, denen das persönliche
Grab zwar wichtig ist, die aber
keine Möglichkeit der langfristi-
gen Grabbetreuung wissen.

Treuhandgesellschaft

Die Absicherung der dauerhaf-
ten Grabpflege erfolgt über die
TBF Treuhandgesellschaft baye-
rischer Friedhofsgärtner mbH.
Oberbürgermeister Dr. Gribl hob
diese Zusammenarbeit ausdrück-
lich hervor, „gibt es doch schließ-
lich keine bessere Lösung für ei-
ne reibungslose Abwicklung“. 

TBF-Geschäftsführer Thorsten
Baege gratulierte der Stadt und
den Bürgern Augsburg zu der at-
traktiven Anlage und dankte ins-
besondere dem Stadtrat wie allen
beteiligten Personen in der Ver-
waltung und in den zuständigen
Dezernaten für die uneinge-
schränkt konstruktive Zusam-
menarbeit. Ebenso reibungslos
erfolgte die enge Abstimmung
mit der Grabpflege- und Vorsor-
gegenossenschaft Schwäbischer
Steinmetzbetriebe e. G.. Nur
durch diese enge Abstimmung
untereinander war es möglich, ein
ansprechendes Grabsteinmodell
zu einem akzeptablen Preis für
die Bürger zu entwickeln.

Verschiedene Grabarten

In der Augsburger Anlage ste-
hen den Bürgern nunmehr ver-
schiedene Grabarten zur Verfü-
gung. Das Angebot umfasst Ur-

Die neuen Paul Wolff-Urnenstelen in Kirchsteinbek:

Im Zeichen einer
modernen Friedhofskultur

Der Kirchsteinbeker Friedhof in Hamburg ist ein Zeugnis von
gelebter Vielfalt in der Friedhofskultur. Die hiesigen Gräber
zeichnen sich durch ihren großen Gestaltungsreichtum aus,
der die unterschiedlichen Glaubens- und Wertvorstellungen
der Verstorbenen und ihrer Angehörigen widerspiegelt: grie-
chisch-römische, russisch-orthodoxe, katholische und prote-
stantische Traditionen ebenso wie die Bestattungskultur der
Sinti und Roma.

Doch auch wenn die Art und
Weise variiert, wie die An-
gehörigen der verschiedenen
Kulturkreise ihrer Toten geden-
ken, zeichnet sich insgesamt ein
gemeinsamer Trend ab: Überir-
dische Bestattungssysteme er-
fahren durchweg eine steigende
Akzeptanz. Bereits jede dritte
Beisetzung auf dem Kirch-
steinbeker Friedhof ist eine Ur-
nenbestattung. Schon ein Jahr
nach der Errichtung der neuen
Stelenanlage des Zulieferers
Paul Wolff ist die Hälfte der 40
Urnenkammern belegt, und
zwar sowohl von katholischen
und protestantischen als auch
von konfessionslosen Verstor-
benen.

Einstellungen im
Wandel der Zeit

Auch zwei polnische Katholi-
ken wurden in den letzten zwölf
Monaten in den Urnenstelen be-
stattet, obwohl – wie Friedhofs-
leiter Andreas Behrens zu be-
richten weiß – in dieser Glau-
bensgemeinschaft das Ein-
äschern der Verstorbenen bis-
her meistens auf Ablehnung
stieß. Aber die Zeiten ändern
sich und damit auch die Ein-
stellungen zum Thema Bestat-
tungskultur. 

Ästhetik
und Integrierbarkeit

Andreas Behrens spricht aus
Überzeugung und aus eigener
Erfahrung, wenn er prognosti-
ziert, dass in Zukunft auch

Menschen anderer Glaubens-
richtungen bzw. aus anderen
Kulturen verstärkt nach ober-
irdischen Urnenbestattungen
nachfragen werden. Die Akzep-
tanz hängt jedoch entscheidend
davon ab, so Behrens, dass die
Urnenstelen einen exklusiven,
ästhetischen und gepflegten
Eindruck machen und gut in die
Gesamtanlage integrierbar sind.
Darüber hinaus müssen die Hin-
terbliebenen die Möglichkeit
haben, das Urnengrab individu-
ell zu gestalten. Diesem Bedürf-
nis kommt die Urnenstelen-An-
lage von Paul Wolff sehr entge-
gen, weil von vornherein Grab-
leuchten und Blumenschmuck
an den einzelnen Kammern
vorhanden sind. 

Erweiterbare Anlage 

Aufgrund der sehr guten Re-
sonanz in der Gemeinde geht
Andreas Behrens davon aus,
dass schon in den nächsten Jah-
ren eine zweite Urnenstelen-
Anlage errichtet werden muss.
Wie auch bei der ersten Anlage
könnte der Bau des Fundaments
wieder durch das eigene Fried-
hofspersonal erfolgen. Da auch
das Genehmigungsverfahren
über den Kirchenvorstand
schon beim vergangenen Pro-
jekt schnell und problemlos ver-
lief, ist Behrens in dieser Hin-
sicht ebenfalls optimistisch.
Und weil die Anlage bedarfsori-
entiert nach und nach erweitert
werden kann, stellt sie für die
Verwaltung auch kein größeres
Investitionsrisiko dar. 

Brandneu:

friedhofskultur.com – Infos und
Infotainment online

Im Umgang mit der Vergänglichkeit spiegelt sich das Le-
ben in all seinen Facetten. Die neue Internetseite friedhofs-
kultur.com will nun auf dieses Thema neugierig machen.

Auf der Webseite entfaltet sich das Thema in all seinen Facetten
und Aspekten – historischen, ethischen, religiösen, künstleri-
schen, technischen und soziologischen. Dabei sollen auch die kul-
tigen, schrägen und manchmal skurrilen Seiten ihren Platz haben,
denn friedhofskultur.com will gleichermaßen informieren wie un-
terhalten - mit spannenden Bildern und Texten sowie aufschlussrei-
chen Videos aus vielerlei Quellen.

friedhofskultur.com folgt einem offenen Konzept, das sich re-
daktionell ständig weiterentwickelt. Als PR-Journalist aus Aachen
hat der Macher der Seite André Czajka schon seit langem mit dem
Thema zu tun. So arbeitet er für Hersteller von Friedhofsausstat-
tung und ist somit schon mal auf dem einen oder anderen Friedhof
zu finden. Darüber hinaus ist er der Meinung, dass im Bereich
Friedhofskultur bislang online noch wenig Gehaltvolles präsen-
tiert wird. Dies soll sich nun ändern. 

Landesgartenschau in Bamberg:

Begeisterte Besucher
Nach 165 Tagen ging die 16. bayerische Landesgartenschau in
Bamberg mit einem bunten Herbstfest zu Ende. Zum großen Fina-
le kamen die Besucher nochmals voll auf ihre Kosten. Bambergs
OberbürgermeisterAndreas Starke, Umweltstaatssekretärin Mela-
nie Huml und der Vorsitzende der Fördergesellschaft bayerischer
Landesgartenschauen, Roland Albert, zogen ein durchweg positives
Resümee.

„Diese Gartenschau war ein
voller Erfolg – nicht nur wegen
der rund 1.050.000 Millionen Be-
sucher, sondern auch weil wir es
geschafft haben, dass sich die
Bamberger Bürgerinnen und Bür-
ger mit „ihrer“ Gartenschau iden-
tifiziert haben“, freute sich auch
die Geschäftsführerin der LGS,
Claudia Knoll. Es sei immer wie-
der toll zu beobachten gewesen,
wie sich am späten Nachmittag
Familien, Freunde und Bekannte
mit Picknickkörben ausgestattet
getroffen haben, um gemeinsam
ihren wohlverdienten Feierabend
auf der Landesgartenschau zu ge-
nießen.

Treffpunkt auch für Jüngere

Die Bamberger Gartenschau
war auch ein Treffpunkt für viele
Kinder und Jugendliche: Rund
70.000 Kids machten einen Tages-
ausflug auf die LGS und knapp
29.000 Besuche zählte die Kasse
von Kindern und Jugendlichen,
die im Besitz einer Dauerkarte wa-
ren. Damit ging das Bamberger
Gartenschau-Konzept, das auch
auf eine jüngere Zielgruppe setzte,
voll auf: Die fünf Sams-Spielplät-
ze inklusive zweier Wasserspiel-
plätze lockten vor allem junge Fa-
milien auf die Gartenschau, der
Sportbereich „Freak City“ mit
Basketball- und Beachvolleyball-
feld war die Sammelstelle der Ju-
gendlichen, die nach dem Sport
auf den bunten Fatboys ganz auf
„Chillen“ setzten. 

Besuchermagnet

Den besten Überblick über das
Gelände boten die Pyramidenwie-
sen: Bestückt mit bunten Garten-

stühlen zählten sie zu den Besu-
chermagneten dieser Gartenschau. 

Rundweg

Auf einem rund zwei Kilometer
langen Rundweg konnten die Be-
sucher zudem über das Gelände
schlendern, sich in den Ausstel-
lungsbereichen über die unter-
schiedlichsten Themen rund um
den Garten informieren und eine
herrliche Blütenpracht in jahres-
zeitlich wechselnden Bepflanzun-
gen bestaunen: 255.000 Blumen-
zwiebeln, rund 50.000 Stauden
und Bodendecker und 5.500
Sträucher verwandelten zur Er-
öffnung das ERBA-Gelände in ein
Blütenmeer. Im Juni begeisterten
dann 46.000 neu gepflanzte Som-
merblüher die Besucher. Damit
diese bis zum letzten Tag die Blü-
tenpracht genießen konnten, wur-
den Ende August nochmals 5.500
Herbstblumen gesetzt.

Blumenhalle

Die Blumenhalle am Weiden-
ufer mit ihren 14 wechselnden
Schauen war ein weiterer Glanz-
punkt der Landesgartenschau
Bamberg: Fast wöchentlich wur-
den die Besucher mit einer völlig
neu gestalteten Ausstellung über-
rascht und konnten sich einen Ein-
blick über die kreative und kunst-
volle Arbeit der Gärtner und Flori-
sten verschaffen. 

Ein anderer Besuchermagnet
war das abwechslungsreiche Kul-
turprogramm mit mehr als 3.000
Veranstaltungen - angefangen von
Vorträgen bis hin zu großen Klas-
sik- und Popkonzerten: Die best-
besuchte Veranstaltung war das
Konzert der Band „Revolverheld“
mit 9.000 Gästen. Aber auch Lite-
raturlesungen, Kabarettshows,
Sportveranstaltungen und Garten-
kultur waren bei den Besuchern
sehr beliebt. 

2014 in Deggendorf

Die nächste Landesgartenschau
findet 2014 in Deggendorf statt.
Auf welche kulturellen Veranstal-
tungen sich Gartenschaubesucher
dann freuen dürfen, darüber ge-
währten die Niederbayern am letz-
ten Gartenschautag selbst einen
Einblick, ehe Bambergs Stadto-
berhaupt Starke offiziell die Fahne
der bayerischen Landesgarten-
schauen an den Deggendorfer
Oberbürgermeister Christian Mo-
ser übergab. DK

nenreihengräber, Partnergräber
bis hin zu Erdgrabstätten. Die
Grabpflege über die gesamte Nut-
zungsdauer jeder einzelnen Grab-
stätte wird über einen Treuhand-
Dauergrabpflegevertrag abgesi-
chert. So ist sichergestellt, dass
die gesamte Anlage vom ersten
bis zum letzten Tage der Nutzung
vollständig und fachgerecht ge-
pflegt wird.

Festpreis

Jede Variante wird zu einem
Festpreis angeboten, der die Dau-
ergrabpflege für 15 Jahre, das
Grabmal und dessen Beschrif-
tung beinhaltet. Die Grabanlage
sowie die dazugehörige Dauer-
grabpflege erwirbt der Kunde zu
einem festen Preis und ohne wei-
tere Folgekosten. Die Gelder die-
ser Dauergrabpflege-Verträge
verwaltet die TBF Treuhandge-
sellschaft bayerischer Friedhofs-
gärtner mbH. Durch die Treu-
handgesellschaft erfolgt außer-
dem eine regelmäßige Kontrolle
der friedhofsgärtnerischen Ar-
beit am Memoriamgarten. Auch
dies trägt zur Sicherstellung der
Pflege der Anlage bis zum Lauf-
zeitende des letzten vergebenen
Platzes bei.

Alle Kosten für die Planung, die
Vorbereitung der Flächen inklusive
notwendiger Arbeiten beim Verle-
gen von Strom- und Wasserleitun-
gen und dem Wegebau sowie die
vollständige Bepflanzung aller
Flächen wurden von der ARGE
Augsburger Friedhofsgärtner GmbH
übernommen. In der ARGE haben
sich folgende Friedhofsgärtnereien
zusammengeschlossen: Gärtnerei
Hartmann OHG, Augsburg, Gärt-
nerei Schlegel-Kelle e.K., Augs-
burg, Gärtnerei Schlieper & Hörauf
OHG, Stadtbergen sowie Gärtnerei
Wörner GmbH, Diedorf. 



KOMMUNALER BAU14 GZ11. 10. 2012

20 Jahre Klenzepark:

Ingolstadts Grüne Mitte
Unter dem Motto „20 Jahre Klenzepark – Ingolstadts Grüne Mit-
te“ luden das Gartenamt, das Kulturamt und die Erwerbsgarten-
baugruppe Ingolstadt zu einer dreitägigen Jubiläumsveranstaltung
in den Klenzepark ein. Geboten wurde eine bunte Mischung aus In-
formationen, Blumen- und Gartenarrangements der Ingolstädter
Gärtner, eine kleine Ausstellung über die Geschichte des Klenze-
parks sowie ein vielfältiges Rahmenprogramm mit Parkführungen,
Musik und kulinarischen Spezialitäten. Dabei wurde überdie künf-
tigen bayerischen Gartenschauen ebenso informiert wie über die
Ingolstädter Park- und Grünanlagen.

Nach der Eröffnung durch
Schirmherrin Karin Seehofer
und Oberbürgermeister Alfred
Lehmann luden die Erwerbs-
gärtner aus Ingolstadt und Um-
gebung mit dem Slogan
„Herbstlich willkommen!“ zu
einer großen und bunten Ver-
kaufsausstellung rund um die
Themen Garten, Floristik und
Dekoration ein. 

Vergangenheit
und Zukunft

Die Gesellschaft zur Förde-
rung der bayerischen Landes-
gartenschauen war mit einem
Beitrag zu den bayerischen
Landesgartenschauen der kom-
menden Jahre vertreten. Auf
dem Programm standen die
„Natur in Tirschenreuth 2013“
sowie die große Gartenschau
2014 in Deggendorf. Das Gar-
tenamt wiederum präsentierte
die Ingolstädter Gartenschau
von 1992, die zur Entstehung
des Klenzeparks führte – mit
Rückblick auf den Umbau und
die Entwicklung des Areals zur
Gartenschaufläche, die Durch-
führung der Landesgartenschau
bis hin zur heutigen Parkgestal-
tung und Nutzung. 

Einbezogen wurden auch die
jüngsten Entwicklungsmaßnah-
men wie etwa die Erweiterung
des Regenbogenspielplatzes
oder die Neugestaltung ver-
schiedener Stauden- und Wech-
selbeet-Bepflanzungen, bei-
spielsweise des Blütenbandes
am Turm Triva. 

Zeitplan für 2020

Darüber hinaus stellte das
Gartenamt das geplante Garten-
schaugelände im Nordwesten
der Stadt vor und erläuterte den
interessierten Besuchern nicht
nur die nächsten Schritte nach

der Bewerbung, sondern prä-
sentierte ebenso einen Zeitplan
mit ersten Ideen für 2020. Zu-
sätzlich wurden an den drei 
Veranstaltungstagen Führungen
durch den Park mit verschiede-
nen Themenschwerpunkten für
Kinder und Erwachsene ange-
boten – von einem Erlebnis-
rundgang durch die historischen
Festungsbauten über Führungen
zur Staudenverwendung, zu Ro-
sen und ihren Begleitern bis hin
zur Besichtigung der Partner-
stadt-Gärten.

20 Jahre Landesgartenschau
in Ingolstadt heißt auch 20 Jahre
Arzneipflanzengarten. Zum Ju-
biläum lud die frühere Direkto-
rin des Deutschen Medizinhi-
storischen Museums und amtie-
rende Kuratorin des Gartens
Professor Christa Habrich zum
Gespräch im Garten ein.

Aktions- und
Straßenkünstler

Auf dem übrigen Gelände
fanden weitere Veranstaltungen
mit Aktions- und Straßenkünst-
lern statt: So errichtete auf der
Wiese im Klenzepark der junge
Ingolstädter Künstler Markus
Jordan ein maßstabsgetreues,
beleuchtetes und begehbares
Abbild des bekannten Sandtner-
Stadtmodells von 1572 aus flu-
oreszierendem Kunststoff. Alle
Festbesucher hatten ansch-
ließend die Möglichkeit, durch
die Miniaturwelt des alten
Stadtbildes zu schlendern - ein
Erlebnis, das nach Einbruch der
Dunkelheit nochmals eine Stei-
gerung erfuhr. 

Eine Ausstellung in der Reit-
halle mit Filmvorführungen des
Ingolstädter Schmalfilmclubs
sowie eine Dokumentation des
Ingolstädter Fotoclubs zur LGS
1992 bildeten weitere Höhe-
punkte. DK

Eröffnung der neuen Freiheitshalle in Hof:

Strahlendes Wahrzeichen
Mit einem beeindruckenden Festakt ist die neue Hofer Frei-
heitshalle ihrer Bestimmung übergeben worden. Vor 1700 Gäs-
ten betonte Oberbürgermeister Dr. Harald Fichtner: „Die
Stadt hat ein neues Wahrzeichen, das über Jahrzehnte weithin
strahlen wird.“ Hof sei auf die Landkarte des internationalen
Entertainments zurückgekehrt. Und mit jeder Veranstaltung
feierten die Besucher „auch die Freiheit, in der wir leben“.

Die Halle sei zwar Signal und
Symbol, Ort der Kunst und der
Gedanken und unverzichtbar fürs
gesellschaftliche Leben, fügte
Fichtner hinzu. „Sie ist daneben
aber auch eines: knallharter Wirt-
schaftsfaktor für die Stadt.“

Es gehöre zu den bewegend-
sten Bildern der deutschen Ge-
schichte, wie die Menschen aus
der Noch-DDR 1989 hier zu Tau-
senden eine erste Bleibe fanden“,
erinnerte der Hofer OB an den
Vorgänger-Bau. Für die ganze
Welt sei Hof damals eine „Stadt
der Freiheit“ gewesen. Und so be-
greife man sich hier bis heute, zu-
mal jetzt „mit dem größten deut-
schen Bauwerk, das die Freiheit
im Namen trägt“.

Anregende Atmosphäre

Dem neuen Veranstaltungszen-
trum wünschte das Stadtober-
haupt, dass es ein Ort sein möge,
an dem größtmögliche Freiheit
für Kunst und Unterhaltung, für
die freie Rede und die Entwick-
lung von Gedanken herrscht. In
der leichten und anregenden At-
mosphäre des Baus könnten die
Ideen fliegen, betonte Fichtner.
Die Architekten hätten dem ge-
planten Inhalt eine Form gege-
ben, die nach außen spektakulär
sei und im Inneren von hoher
Ästhetik. Dabei sei das Haus in
seinen technischen Möglichkei-
ten und der Vielfalt praktischer
Nutzungen „das Beste, was man
auf dem deutschen Markt finden
kann“. Bereits jetzt sei der Ter-
minkalender prall gefüllt.

Innenminister Joachim Herr-
mann wies in seiner Festrede dar-
auf hin, die Freiheitshalle habe ihn
beeindruckt, vor allem durch „den
tollen technischen Standard“, der
Veranstaltern nun enorme Mög-
lichkeiten biete. Er würdigte die
„mutige Entscheidung“ und das
„großartige Ergebnis“. „Hochfran-
ken hat Lebenswillen, Hochfran-
ken hat Zukunftswillen“, machte
der Minister deutlich.

Herrmann zufolge beweist sich
Hof einmal mehr als wirtschaftli-
ches Kraftzentrum und Mittel-
punkt des kulturellen Lebens in
Hochfranken. Hier hätten sich
Menschen mit großer Energie auf
den Weg in die Zukunft gemacht.
Ein solides Fundament für den
Aufschwung der Region sei ge-
legt. Auch Herrmann gab seiner
Freude Ausdruck, in einer Zeit des

Friedens und der Freiheit leben zu
dürfen. Zur Idee der Freiheit,
mahnte er, gehöre es aber auch,
gegenüber den Intoleranten nicht
zu lange zu tolerant zu sein. Allen
Extremisten und Fundamentali-
sten müsse sich der Rechtsstaat
energisch entgegenstellen, um
diese Freiheit zu bewahren.

Darum gehe es auch in einem
gemeinsamen Europa, das seit
Jahrzehnten Garant für Freiheit
und Frieden sei. Europa, so rief
der Minister in Erinnerung, ver-
binde eine Gemeinschaft der
Werte, nicht nur eine gemeinsa-
me Währung.

Bundesinnenminister Dr. Hans-
Peter Friedrich unterstrich eben-
falls die Bedeutung der Halle weit
über die unmittelbare Region hin-
aus. Auf der Veranstaltungs-
Landkarte sei Hof nun nicht mehr
der weiße Fleck zwischen Nürn-
berg und Leipzig. Allein die Ver-
anstaltungen der vergangenen
zwei Wochen hätten gezeigt, was
hier nun wieder möglich sei - von
der Schlager-Show der Helene
Fischer bis zu den Konzerten der
Hofer Symphoniker.

Symbol für
Lebendigkeit der Region

Unisono wiesen die Festredner
darauf hin, dass die neue Freiheits-
halle Hof ein Symbol sei für die
Kraft und Lebendigkeit der Regi-
on, wie es stärker nicht sein könnte.

Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil hatte der Stadt Hof
bereits im Vorfeld der Eröff-
nungszeremonie gratuliert. „Die-
se repräsentative Einrichtung ist
für die ganze Region von großer
Bedeutung. Die umfassende Sa-
nierung in Höhe von knapp 36
Millionen Euro konnte zu einem
wesentlichen Teil mit Fördermit-
teln des Bayerischen Wirtschafts-
ministeriums in Höhe von mehr
als zehn Millionen Euro realisiert
werden“, unterstrich Zeil. 

Nachdem der umfassende Aus-
bau des Flughafens Hof-Plauen im
Jahr 2007 infolge eines abgelehn-
ten Planfeststellungsantrages ver-
worfen werden musste, vereinbar-
ten Freistaat und Flughafengesell-
schafter in einem sog. Plan B-Ver-
trag den Verbleib der eingeplanten
Fördermittel in der Region. In der
Folgezeit wurden damit neben der
Freiheitshalle unter anderem
Schulsanierungen sowie der Auto-
mobilzulieferpark gefördert. DK

Bereitstellung von Bauleitplänen im Internet:

Landkreis Starnberg
ist Vorbild

Der Landkreis Starnberg ist Vorzeige-Landkreis mit seinen
Angeboten zur Bauleitplanung im Internet. „Die barrierefreie
Einbindung in eigene Systeme ist ein wesentlicher Vorteil für
Planer und Architekten. Bauwillige Bürger und investitions-
willige Unternehmer haben auf diese Weise einen unmittelba-
ren Vorteil“, stellte Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer
zur Präsentation des Geodatendienstes des Landkreises im
Landratsamt Starnberg fest.

Die Bauleitpläne des Landkreises Starnberg standen schon
bisher im Internet zur Verfügung. Mit dem neuen Geodaten-
dienst können die Pläne nunmehr direkt und barrierefrei in Sy-
steme Dritter zur Verarbeitung von Geodaten eingebunden
werden. „Dies ist ganz im Sinn der OpenGovernment-Strate-
gie der Staatsregierung“, sagte Pschierer. „Ich habe große
Hoffnung, dass das Beispiel des Landkreises Starnberg einen
Ausstrahleffekt und eine Vorbildfunktion für andere Landkrei-
se in Bayern hat.“ Pschierer dankte besonders der kommuna-
len Familie für die Unterstützung bei diesem IT-Vorhaben und
wies auch auf andere aktuelle eGovernment-Projekte mit kom-
munalem Fokus hin, wie z.B. die Webbasierte Beteiligung der
Träger öffentlicher Belange in Bauleitplanverfahren oder den
Grabungsatlas.
Weitere Informationen im Internet: www.gdi.bayern.de 

Raumpädagogische Architektur für Kölner Kita MyDagisAlgeco:

Anspruchsvolle mobile
Bildungsräume für die Kleinsten
Die Gestaltung der räumlichen Umgebung einer Kita kann
sich nachhaltig auf die Persönlichkeitsentwicklung von Kin-
dern auswirken. Schon in den den ersten Lebensjahren benöti-
gen die Kleinsten viel Raum für Bewegung und selbstbestimm-
tes Handeln. Daher sollten Räume so gestaltet sein, dass sie den
kindlichen Forschungs- und Entdeckungstrieb fördern und
gleichzeitig soziale Beziehungen unterstützen. Auch Bereiche
für Ruhe und Entspannung sind wichtig. Räumliche Bedin-
gungen wie Größe, Materialien, Einrichtung, Farben, Akustik
und Licht beeinflussen Aktivität und Entspannung. Das archi-
tektonische Gesamtkonzept der von Algeco erstellten Kita My-
Dagis in Köln-Rodenkirchen und die raumpädagogische Ge-
staltung berücksichtigen diese Aspekte. 

Ein parkähnliches Gelände in
einem Kölner Künstlerviertel war
für MyDagis geradezu ideal. Die
verträumte, baufällige Villa war
aber viel zu klein für eine Kita mit
80 Kindern und fünf Gruppen.
Eine weitere Schwierigkeit war
die begrenzte Pachtzeit. Und die
Zeit drängte. Schon in wenigen
Wochen sollte das neue Gebäude
stehen. Hinsichtlich Qualität, Ar-
chitektur und raumpädagogi-
schem Konzept durften keine Ab-
striche gemacht werden.

Die Architektur

Die Architekten Katja Schmidt
aus Berlin und Hans-Georg
Baum aus Ulm planten einen mo-
dernen, lichtdurchfluteten Anbau

in Modulbauweise mit 435 m2
zusätzlicher Fläche. Bereits sechs
Wochen nach Auftragsbestäti-
gung durch den Modulbauspezia-
listen Algeco sollte das neue Ge-
bäude bezugsfertig übergeben
werden.

Die Architekten planten das
moderne, zweistöckige Gebäude
im rechten Winkel zur stilvollen
Villa und wählten eine natürliche
Außenfassade aus sibirischer Lär-
che. Sie kommuniziert moderne
Gemütlichkeit und wird integra-
ler Bestandteil der wildromanti-
schen Umgebung. Ein edler Glas-
durchgang verbindet beide Ge-
bäude elegant. Im Neubau sorgen
große Fensterfronten für viel
Licht und schaffen Nähe zur
natürlichen Umgebung. Jede der

insgesamt fünf Kita-Gruppen
verfügt über eigene kindgerechte
sanitäre Anlagen, einen Ruhe-
raum, einen großen Raum zum
freien Spielen und Toben und ei-
nen kleinen Lernraum mit unter-
schiedlichem Themenschwer-
punkt. Für die größeren Kinder
stehen Englisch, Wissenschaft,
Erfahrungen mit dem Computer
und Kunst auf dem Programm.
Bei den Kleinsten orientieren sich
diese Lernräume an der Reg-
giopädagogik und an den Kon-
zepten von Emmi Pikler. Für alle
Kinder gibt es zusätzlich einen
großen, lichtdurchfluteten Bewe-
gungsraum für Sport und Yoga.
MyDagis berücksichtigt auch
Elemente der Waldpädagogik
und betrachtet die Natur als wich-
tigen Lehrmeister. Die Kinder
verbringen daher viel Zeit
draußen. Damit der Weg zum
parkähnlichen Garten nicht weit
ist, hat fast jede Gruppe einen ei-
genen Ausgang zum Garten. Die
Kinder dürfen zwischen diesen
umfassenden Themen- und Bil-
dungsangeboten frei wählen.

Innenraumgestaltung

Alle Räumlichkeiten vermit-
teln im Innern ein behagliches
Raumklima. Die Wände sind
ganz bewusst in neutralem Weiß
gehalten, denn hier dürfen sich
die Kinder frei entfalten und die
Wände mit ihren kreativen Wer-
ken gestalten. Als Fußbodenbe-
lag wurde Linoleum gewählt.
Damit etwas Farbe ins Spiel
kommt und sich die Kinder gut
orientieren können, hat jede
Gruppe eine andere Fußboden-
farbe. Auch Flur und Bewe-
gungsraum heben sich farblich
ab. In den kindgerechten Sa-
nitärräumen können die Klein-
sten lustige Fliesenmotive be-
staunen.

Das farbliche Gesamtkonzept
der von Algeco gebauten Kita
entspricht den kindlichen Vorstel-
lungen. Alle Möbel und Spiel-
geräte sind kindgerecht. Sie wur-
den so ausgewählt, dass sie sich

dezent in die Räumlichkeiten in-
tegrieren und klare Strukturen
vorgeben. Gleichzeitig motivie-
ren sie die Kinder dazu, Neues zu
entdecken und auszuprobieren. 

Modulbau hat viele Vorteile 

Mit dem Projekt MyDagis
stellt Algeco unter Beweis, dass
Modulbauten in puncto Architek-
tur und Innenraumgestaltung
höchsten Ansprüchen genügen
können. „Kunden profitieren zu-
sätzlich von einer sehr kurzen
Bauzeit und sparen dabei noch
Geld, denn es entfallen die im
Festbau üblichen langen Phasen
der Vorfinanzierung. Räumlich
bleiben die Gebäude immer flexi-
bel. Ein Anbau, Umbau oder eine
geänderte Innenaufteilung sind
jederzeit problemlos möglich“,
erklärt der bei Algeco zuständige
Projektleiter Friedhelm Funk.
Und sollte das Gebäude einmal
an einen anderen Ort umziehen,
so lautet die Antwort von Algeco:
„Kein Problem.“ Die neue Kita
MyDagis erfüllt die Brandschutz-
richtlinien F 30 und entspricht der
aktuellen Wärmeschutz- und En-
ergiesparverordnung.

Über MyDagis 

Die studierte Soziologin Stefa-
nie König gründete Anfang Juli in
Köln-Rodenkirchen eine privat-
wirtschaftliche Kita nach skandi-
navischem Vorbild. Der Name
MyDagis setzt sich zusammen
aus englisch „My“ und schwe-
disch „Dagis“, was so viel wie
„Mein Kindergarten“ bedeutet. 

Kinder im Alter von vier Mo-
naten bis sechs Jahren sollen sich
hier in einer familiären Atmos-
phäre rundum wohlfühlen. Für-
sorge, Betreuung, Erziehung und
Lernen bilden eine Ganzheit, die
auf jedes Kind individuell abge-
stimmt wird. So stehen verschie-
dene Lern- und Spaßangebote
wie Englisch, Naturwissenschaf-
ten, Yoga, Kunst, Musik oder
Waldspaziergänge auf dem Pro-
gramm. Jedes Kind kann zwi-
schen verschiedenen Bildungs-
und Betreuungskonzepten frei
wählen und sich ganz individuell
entwickeln. Bioessen, die Nähe
zur Natur und die besondere 
räumliche Umgebung unterstrei-
chen den Wohlfühlaspekt und
motivieren zum Forschen und
Entdecken. 

TNS Infratest-Studie im Auftrag der LBS:

Eigene Immobilie trägt 
zur finanziellen Entlastung

im Alter bei
Lediglich die Hälfte der Deut-
schen glaubt, ihre Versorgung
im Ruhestand abschätzen zu
können. Das geht aus der neuen
Studie „Trendindikator 2012“
von TNS Infratest unter ande-
rem im Auftrag der LBS hervor.
Selbst bei den über 50-Jährigen
traut sich mehr als jeder Vierte
keine solide Prognose zu. 

Der Anteil der Bundesbürger, die
ihre finanzielle Situation im Alter
gut einschätzen können, nimmt ab.
Mit aktuell noch 50 Prozent ist der
Wert gegenüber den Vorjahren
leicht gesunken. Erwartungsgemäß
fällt jungen Erwachsenen bis zum
Alter von 29 Jahren die Vorhersage
am schwersten: Nur 18 Prozent von
ihnen können eine Annahme tref-
fen. In der Gruppe der 30- bis 49-
Jährigen ist der Anteil mit 38 Pro-
zent mehr als doppelt so hoch. Bei
den über 50-Jährigen liegt der Wert
zwar immerhin bei 72 Prozent –
das bedeutet aber, dass mehr als je-
der Vierte von ihnen unsicher über
seine finanzielle Situation im Ruhe-
stand ist. 

Zur finanziellen Entlastung im
Alter trägt vor allem eine eigene
Immobilie bei. Entsprechend kön-
nen Eigentümer ihre Versorgung
im Ruhestand auch besser ein-
schätzen als Mieter. Laut TNS

wissen heute 59 Prozent der Eigen-
heimbesitzer, wie sie später finanzi-
ell aufgestellt sein werden. Bei
Mietern sind es dagegen nur 43
Prozent. „Eigentümer haben die
Gewissheit, im Alter mietfrei zu
wohnen. Dieser Vorteil macht sich
mit mehreren hundert Euro im Mo-
nat bemerkbar, die sie zusätzlich
zur freien Verfügung haben“, sagt
Joachim Klein von der LBS. 

Wichtiger Baustein

Die sogenannte Eckrente be-
trägt laut Bundesarbeitsministe-
rium derzeit 1.265 Euro brutto
im Monat. Diese Summe erhält
heute ein Rentner bei Eintritt in
den Ruhestand, der 45 Jahre lang
den durchschnittlichen Beitrag in
die gesetzliche Rentenversiche-
rung eingezahlt hat. Allerdings
wird das Verhältnis dieser Stand-
ardrente zum aktuellen Durch-
schnittsverdienst eines Berufstäti-
gen weiter sinken – künftige Neu-
rentner müssen sich auf ein gerin-
geres Versorgungsniveau einstel-
len. „Die Bedeutung privater Vor-
sorge nimmt zu. Ein wichtiger
Baustein zur finanziellen Absiche-
rung im Alter ist ein riestergeför-
dertes Eigenheim“, sagt Joachim
Klein. 
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Ökohaus plus Umweltamt
Energetische Sanierung: 

Landkreis Würzburg investiert 1,5 Millionen Euro in neue Außenstelle

Würzburg. Sie steht symbolisch für den Übergang ins Zeital-
ter der erneuerbaren Energien: Die neue Außenstelle des
Würzburger Landkreises erzeugt bis zu 90 Prozent ihrer En-
ergie selbst. Seit Februar wurde das 1957 errichtete Bauwerk
des Landkreises in der Würzburger Friesstraße für 1,5 Million
Euro energetisch auf den neuesten Stand gebracht und von
Grund auf saniert. Von seinen Ökowerten liegt das Gebäude
laut Architekt Matthias Versbach „nun deutlich unter den vor-
geschriebenen Neubauwerten“.

Ursprünglich hatte der Land-
kreis mit der Sparkasse Mainfran-
ken vereinbart, gemeinsam ein
neues Bürogebäude neben dem
Hauptsitz des Landratsamtes zu
errichten. Eine Erweiterung der
Behörde war notwendig gewor-
den, da das Gesundheitsamt, bis
2011 in Würzburgs Stadtmitte eta-
bliert, ins Hauptgebäude ziehen
sollte. Finanziert werden sollte das
Sparkassen-Projekt mit dem Ver-
kauf des Gebäudes in der Fries-
straße. Doch im Laufe der Planun-
gen hatte sich der Anteil des Land-
kreises von 5,5 Millionen Euro auf
6,4 Millionen Euro erhöht. Land-
rat Eberhard Nuß: „Das war dann
nicht mehr interessant für uns,
drum zogen wir die Reißleine.“

Vorigen Monat nun siedelten
die letzten Mitarbeiter des Kreis-
umweltamtes sowie ein Teil der
Beschäftigten des Jugend- und Fa-
milienamtes in das, so Landrat
Eberhard Nuß, neue „ökologische

Vorzeigegebäude“ des Landkrei-
ses um. Das komplette Walmdach
des sanierten Baus ist mit einer
Photovoltaikanlage versehen.
Nach derzeitigen Schätzungen soll
die übers Jahr gerechnet dafür sor-
gen, dass um die 90 Prozent des
Strombedarfs selbst erzeugt wird.
Raffinierte Beleuchtungs-, Lüf-
tungs- und Dämmtechnik soll dem
Landrat zufolge demonstrieren,
„was Stand 2012 in Sachen Ener-
gieeinsparung sowie regenerativer
Energieerzeugung geht“.

Werterhöhung des Bauwerks

Der Kreistag stimmte der Maß-
nahme zu, obwohl die am Ende
doppelt so teuer war wie ursprüng-
lich geplant. Zunächst war die Re-
de von rund 800.000 Euro. Mit
diesem Geld hätten allerdings nur
die notwendigsten Sanierungs-
maßnahmen für das ehemals als
Landwirtschaftsschule genutzte

Gebäude realisiert werden kön-
nen. Doch die Kreisräte entschie-
den, den Ökokurs von Landrat
Eberhard Nuß, einem erklärten
Anhänger der Energiewende, mit-
zuverfolgen. Jede Teuerung der
Maßnahme wurde darum mitge-
tragen. „Wobei mit der Sanierung
und der nun optimalen Raumaus-
nutzung eine Werterhöhung des
Bauwerks einhergeht“, so Käm-
merer Dieter Krug.

Überschaubares Konzept

Dass sich die Beschäftigten des
Landratsamtes gut mit der neuen
Technik arrangieren können, die-
ses Anliegen hatte für Architekt
Matthias Versbach Priorität. So
kann der Sonnenschutz individuell
gesteuert werden. Der Giebel-
städter Spezialist für energetische
Sanierungen hält nichts von Jalou-
sien, die bei bestimmter Sonnene-
instrahlung automatisch nach oben
oder unten gehen – unabhängig
von den Bedürfnissen der Mitar-
beiter im Büro. Auch die Heiz-
technik folgt einem überschauba-
ren, einfach zu bedienenden Kon-
zept: „Denn es kann nicht sein,
dass bei jedem kleinen Problem
ein Spezialist von weither anreisen
muss.“ Pat Christ

Kinderförderungsgesetz und die Folgen:

Graeff zeigt 
Lösungsmöglichkeiten auf

In einem Jahr tritt das Kinderförderungsgesetz in Kraft, das Kin-
dern zwischen ein und drei Jahren einen einklagbaren Anspruch
auf Betreuungsplätze garantiert. Viele Kommunen werden aber
zum festgelegten Termin die notwendigen Plätze nicht anbieten
können. Die Gründe hierfür liegen in den oft eingeschränkten
Haushaltsmitteln der Städte und Gemeinden. Kurzfristig reali-
sierbar, etatschonend und professionell sind in dieser Situation die
Modulbauten der Graeff Container GmbH. Das Unternehmen
besitzt vielfältige Erfahrung aus dem Bau von Kindergärten und
-tagesstätten, mit seinem modularen System hat es bereits vielen
Verantwortlichen in Kommunen wirtschaftlich und architekto-
nisch überzeugende Baulösungen aufgezeigt.

Wesentliches Kriterium beim
Bau von Kinderbetreuungsein-
richtungen ist der Wohlfühlfaktor
für Kinder und Betreuer. Dieser
Aspekt darf bei der Planung und
beim Bau nicht vernachlässigt
werden – auch wenn es schnell
gehen muss. Hinzu kommen die
Sicherheit der Kinder, der Schall-
schutz insbesondere in den Ru-
heräumen, und andere, in den je-
weiligen Baurichtlinien festge-
legte Parameter. Graeff kennt
sämtliche Anforderungen aus ei-
ner Vielzahl von Projekten und
hat diese, wo sinnvoll, in die
Standards seiner Module inte-
griert.

Bereits das Basismodul von
Graeff erfüllt die Forderungen,
die an einen Kindergarten gestellt
werden müssen, denn es wurde

unter den hohen Ansprüchen ent-
wickelt, die in  der privaten Wirt-
schaft für  Büro- und Arbeitsräu-
me bestehen. Das heißt, dass be-
reits viele der erforderlichen Aus-
stattungen und Sicherheitsele-
mente Teil des Moduls sind und
nicht zeit- und kostenaufwendig
ergänzt werden müssen.

Durchdachte technische
Ausstattung der Basismodule

Zeitgemäßer Modulbau bietet
sowohl hohe Wirtschaftlichkeit
als auch die Umsetzung architek-
tonisch anspruchsvoller Konzep-
te. Dieser vermeintliche Spagat
wird durch die Serienfertigung
der Basismodule und deren
durchdachte technische Ausstat-
tung möglich. Auch spätere Än-

derungen bei Nutzung, Grundriss
und Gebäudegröße sind durch die
hohe Flexibilität in der Kombina-
tion einzelner Module oder die
Erweiterung um zusätzliche Ele-
mente kein Problem - ohne nen-
nenswerte Beeinträchtigung
durch Schmutz und Baulärm.

Kurze Planungs- und
Bauzeiten

Die Vorteile modularen Bauens
für Kommunen, die zum 31. Au-
gust 2013 „liefern“ müssen, lie-
gen auf der Hand. Kurze Pla-
nungs- und Bauzeiten, ein vorteil-
haftes Preisgefüge und die Flexi-
bilität in der Nutzung sprechen
für diese Bauweise. Graeff lie-
fert die Erfahrung aus dem Bau
einer Vielzahl von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen dazu.

„Wir wissen, wie sehr die
Kommunen auf die rechtzeitige
Fertigstellung der Kindergärten
angewiesen sind“, erklärt Rüdi-
ger Stipp, Mitglied der Geschäfts-
leitung bei Graeff. „Deshalb ge-
ben wir unseren Kunden nicht nur
einen verbindlichen Festpreis,
sondern auch die Zusage, dass der
Bau zum vereinbarten Termin
übergeben wird“. 

Die Modulbauten der Graeff Container GmbH: kurzfristig realisierbar, etatschonend und 
architektonisch anspruchsvoll. 

„Steinerne Brücke“ in Regensburg:

Ein zweites Leben für das
„Weltwunder“ des Mittelalters

Regensburg (obx) - Sie ist das größte abendländische Bauwerk
des Hochmittelalters und eine der ältesten weitgehend unver-
ändert erhaltenen Brücken Deutschlands: die Steinerne
Brücke im ostbayerischen Regensburg. Schon kurz nach ihrer
Fertigstellung vor 866 Jahren verhalf das 336 Meter lange
„Bauwunder“ als damals einziger Donau-Übergang zwischen
Ulm und Wien Regensburg zu einem unvergleichlichen Han-
delsreichtum. Bis heute profitiert die Weltkulturerbe-Stadt von
ihrem touristischen Wahrzeichen. 

Mit jährlich über 120.000
Passanten ist die altehrwürdige
Brücke belebter denn je in ihrer
jahrhundertelangen Geschichte.
Doch obwohl das Bauwerk be-
reits seit 15 Jahren für den Au-
toverkehr gesperrt ist, hat der
Zahn der Zeit die „Steinerne“
inzwischen zu einem Sanie-
rungsfall gemacht: Noch bis
2016 wird die Brücke mit gi-
gantischem Aufwand für rund
20 Millionen Euro instandge-
setzt.

Hinter dem Zeitplan

Vor allem eindringendes Si-
ckerwasser und Salze haben das
Mauerwerk der Steinernen
Brücke in den vergangenen
Jahrzehnten massiv geschädigt.
Bereits seit 2011 ist das nördli-
che Ende der Brücke in ein
Baugerüst gehüllt. Passanten
müssen einen provisorischen
Treppenabgang nutzen. Aktuell
liegt der erste von vier Bauab-
schnitten rund drei Monate hin-
ter dem Zeitplan. Denn die Sa-
nierer müssen „Stein für Stein“
über ihr Vorgehen an der
Brücke entscheiden, um mög-
lichst viel der originalen Bau-
substanz zu erhalten.

Trotz der Verzögerung wird
bereits mit den Arbeiten an den
weiteren der 14 Pfeiler und Bö-
gen begonnen. Außerdem schon
in Arbeit: Die Sanierung der
Rampe, die von der Steinernen
Brücke auf die Donau-Insel
Oberer Wöhrd führt. Die Pfeiler
der Rampe werden erneuert,
während der Überbau durch ei-
ne filigranere Stahlkonstruktion
ersetzt wird. Ab Frühjahr kom-
mendenJahres müssen Passan-
ten eine Behelfstreppe nutzen.
Bis Ende 2013 soll die erneuer-
te Rampe fertig sein.

FürAutoverkehr gesperrt

Noch bis 1997 rollten täglich
rund 10.000 Fahrzeuge über die
Steinerne Brücke. Nach einem
heftig umstrittenen Bürgerent-
scheid wurde das historische Bau-
werk schließlich für den Autover-
kehr gesperrt. Besonders das im
Winter verteilte Streusalz hatte zur
Schädigung des alten Gemäuers
beigetragen.

Seit 2008 dürfen auch keine
Busse mehr über die empfindli-
che Brücke fahren. Der öffentli-
che Nahverkehr muss seither
deutliche Umwege über andere
Brücken im Stadtgebiet neh-

men. Die Stadt sucht daher nach
einem Standort für den Bau ei-
ner Alternativbrücke, die den
Regensburger Norden wieder
direkter an die historische Alt-
stadt anbindet. Die neue Brücke
soll nur für Busse, Radfahrer
und Fußgänger offen sein.

Im Gespräch sind zwei Alter-
nativen: Eine Osttrasse würde
eine Brücke von der Maffei-
straße über den Nordarm der
Donau zum Gries führen. Die
Westtrasse sieht einen Brücken-
schlag von der Holzlände zum
Schopperplatz vor. Derzeit war-
tet die Stadt auf den Besuch ei-
ner UNESCO-Kommission, die
die Verträglichkeit der geplan-
ten Brücken-Varianten mit dem
Welterbe-Status der histori-
schen Regensburger Altstadt
prüfen soll.

Fit für die kommenden
Jahrhunderte

Währenddessen geht die Sa-
nierung der Steinernen Brücke
weiter. Das einmalige Bauwerk,
das bereits über 200 Jahre vor
seiner berühmten „Schwester“,
der Prager Karlsbrücke, errich-
tet wurde, hat im Laufe der
Jahrhunderte schon vieles über-
standen - darunter Sprengungen
im Dreißigjährigen Krieg und
zuletzt im Zweiten Weltkrieg
durch deutsche Soldaten. Jetzt
wird das „Bauwunder“ in rund
sechs Jahren für die kommen-
den Jahrhunderte fit gemacht -
in gut der Hälfte seiner nur elf-
jährigen Bauzeit. 

http://www.graeff-container.de
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bvse-Jahrestagung in Dresden:

Sekundärrohstoffe 
für mehr Wertschöpfung

Mehr als 400 Branchenexperten, Wissenschaftler und Entschei-
dungsträger aus Wirtschaft und Politik fanden sich zur bvse-Jah-
restagung in Dresden ein. Motto der dreitägigen Veranstaltung:
„Sekundärrohstoffe für mehr Wertschöpfung“.

Die Rohstoffvorräte der Erde
sind begrenzt und werden in
Zukunft knapper. Wirtschaft
und Gesellschaft brauchen eine
effiziente und umweltverträgliche
Rohstoffwirtschaft, die Rohstoff-
verbrauch und Wohlfahrt entkop-
pelt. Eine zentrale Rolle kommt
dabei der konsequenten Kreis-
laufführung von Stoffen und Ma-
terialien zu. Das war auch ein Er-
gebnis des diesjährigen Umwelt-
gutachtens des Sachverständigen-
rats für Umweltfragen. Prof. Dr.-
Ing. Martin Faulstich, Vorsitzen-
der des Sachverständigenrates

und Keynote-Speaker der bvse-
Jahrestagung, beleuchtete vor
diesem Hintergrund die Perspek-
tiven einer umweltverträglichen
Rohstoffwirtschaft.

Bilanz nach 111 Tagen

Inwiefern Sekundärrohstoffe
auch in Zukunft bereitgestellt
werden können, hängt nicht nur
von den technologischen und
wirtschaftlichen, sondern auch
von den ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen ab, mit de-
nen die Branche tagtäglich kon-

frontiert ist. Prof. Dr. Martin
Beckmann von der Münsteraner
Kanzlei Baumeister Rechtsan-
wälte zog deshalb nach 111 Ta-
gen Kreislaufwirtschaftsgesetz
ein erstes Fazit. 

Die stoffliche Verwertung hat
im neuen Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) nicht den Stellen-
wert gefunden, der ressourcenpo-
litisch sinnvoll gewesen wäre.
Zwar wurde die fünfstufige Ab-
fallhierarchie implementiert, die
das Recycling über die Verbren-
nung stellt, das Gesetz ist aber so
komplex ausgestaltet, dass eine
Umsetzung kaum möglich ist,
lautete Beckmanns Bilanz. Dabei
hätte die fünfstufige Abfallhierar-
chie das Potenzial, die Kreislauf-
wirtschaft und damit die Scho-
nung von Ressourcen mittel- bis
langfristig voran zu bringen. 

Unzureichendes Gesetz

Beckmann kam zu dem
Schluss, dass insbesondere die
Überkapazitäten der Müllver-
brennung die Bundesregierung
von einer eindeutigen Regelung
und höheren Verwertungsquo-
ten abgehalten habe. Um den
Weg zu einer Ressourcengesell-
schaft tatsächlich zu beschreiten,
reiche das Gesetz offenkundig
nicht aus. Der Jurist forderte des-
halb, den Vorrang des Recyclings
in gesonderten Verordnungen für
einzelne Stoffströme festzu-
schreiben, wie es in den Ermäch-
tigungen des KrWG vorgesehen
ist, äußerte jedoch erhebliche

Zweifel, dass dies passieren wird.
Als erfreulich im Hinblick auf

das neue Kreislaufwirtschaftsge-
setz beurteilte Beckmann die er-
folgte Definition der gewerbli-
chen und gemeinnützigen Samm-
lung sowie die Abgrenzung zu
Nebenprodukten. Was zuvor über
die Rechtsprechung geregelt wer-
den musste, finde nun im Gesetz
Anklang. Zu mehr Rechtssicher-
heit führe das neue KrWG des-
halb aber nicht. Gerade das „Re-
gelungsmonster“ des § 17 zu den
Überlassungspflichten sorge mit
unbestimmten Rechtsbegriffen
wie „überwiegend öffentliche In-
teressen“ für wenig Klarheit.

Beckmann entnahm der Rege-
lung die Botschaft: „Wenn die
Kommunen wollen, sollen sie die
Stoffe bekommen.“ Eine wettbe-
werbskonforme Auslegung sei
deshalb unbedingt geboten, denn
eines sei klar: „Eine Einschrän-
kung des Wettbewerbs macht das
System nicht effizienter.“ Die an-
wesenden Unternehmen wies er
darauf hin, die Möglichkeiten der
Zusammenarbeit mit gemeinnüt-
zigen Sammlungen nicht zu unter-
schätzen, da diese nicht unter die
Überlassungspflichten fallen.

Kein Bürokratieabbau

Der anvisierte Bürokratieabbau
sei mit dem neuen Gesetz eben-
falls nicht gelungen. Gerade die
Anzeigeverfahren nach § 18 seien
ein ganz „neues bürokratisches
Erlebnis“, das zu vielen Nachfra-
gen, unterschiedlichen Reaktio-
nen verschiedener Behörden in
den Städten und Landkreisen und
teilweise vierstelligen Gebühren-
bescheiden führe.

Nach 111 Tagen können Beck-
mann zufolge die Auswirkungen
des KrWG auf die gewerbliche
Sammlung noch nicht abschlie-
ßend bewertet werden. Die ent-

Kreis Kitzingen:

Rote Tonne für
verbrauchtes Druckzubehör
Die Aufbereitung von Druckzubehör zur wiederholten Nutzung lei-
stet einen wichtigen Beitrag zum Umweltschutz, da Abfallmengen
verringert und Ressourcen geschont werden. Außerdem können
AnwenderKosten sparen, sofern die Qualität deraufbereiteten Mo-
dule den Anforderungen entspricht. Die gesammelten Silberschei-
ben liefern wertvolle Rohstoffe für neue Produkte. 

Seit kurzem stehen am Wert-
stoffhof und an den gemeindlichen
Wertstoffsammelstellen rote Müll-
tonnen. Sie sind das neue Wert-
stoffsammelsystem des Landkrei-
ses für Druckzubehör und digitale
Datenträger. In fast jedem Haus-
halt steht heutzutage ein Drucker.
Bis vor kurzem war es nicht ein-
fach, verbrauchtes Druckerzu-
behör einer sinnvollen Verwertung
zukommen zu lassen. Mit der ro-
ten Tonne ist das jetzt kein Pro-
blem mehr.

Sie schluckt Druckerpatronen,
Tintenpatronen, Tonerkartuschen
sowie ausgediente Trommelein-
heiten von Druckern, Kopierern
und Faxgeräten. Der Gerätetyp
spielt dabei keine Rolle. Unsere
einzige Bitte ist, das ausgediente
Druckerzubehör ohne Kartonver-
packung in die Tonne zu werfen.

Die gesammelten Druckermodu-
le gehen an einen regionalen Re-
cyclingbetrieb. Dort werden sie
zunächst manuell nach Typen sor-
tiert. Keine leichte Aufgabe, denn
aktuell gibt es mehr als 20.000 ver-
schiedene Typen an Druckerver-
brauchsmaterialien. Im zweiten
Schritt wird geprüft, ob sich die
Sammelware fürs Recycling eignet.

Geeignete Druckermodule wer-
den an Recyclingunternehmen ab-

gegeben, die sich auf die Aufberei-
tung bzw. Wiederbefüllung spe-
zialisiert haben. Zur Wiederaufbe-
reitung werden die Originalmodu-
le zerlegt, gereinigt und Ver-
schleißteile wie Dichtungen, Bild-
trommel und Transferrollen ausge-
tauscht. Danach erfolgt die Wie-
derbefüllung mit neuem Toner.
Firmen, die Qualität anbieten,
führen eine umfangreiche Prüfung
ihrer Produkte durch. Auch aus
Druckermodulen, die sich nicht
mehr zum Wiederbefüllen eignen
oder von betagten Druckergenera-
tionen stammen, lassen sich noch
wertvolle Bestandteile gewinnen.

Digitale Datenträger

In die roten Tonnen können
auch digitale Datenträger, wie CD-
und DVD-Scheiben, Blu-ray-
Disks oder Disketten eingeworfen
werden. Ausgediente Silberschei-
ben bringen beste Voraussetzun-
gen für ein hochwertiges Recyc-
ling mit, da sie überwiegend aus
Polycarbonat bestehen. Dieser
Kunststoff ist ein gefragter Wert-
stoff, aus dem neue Produkte für
die Automobil-, Computer- und
Elektroindustrie sowie für die Me-
dizintechnik hergestellt werden
können. 

scheidende Phase beginne erst,
und ob Untersagungen Bestand
haben, werde auch von Gerichts-
entscheidungen abhängen. Jeden-
falls erfordere die Einschränkung
des Wettbewerbs eine stichhalti-
ge Rechtfertigung. Eine bloße
Gebührenänderung könne bei-
spielsweise nicht als Gefährdung
der Gebührenstabilität ins Feld
geführt werden. Auch müsse ge-
klärt werden, wann ein öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger sei-
ne Pflichten nicht mehr zu „wirt-
schaftlich ausgewogenen Be-
dingungen“ ausführen kann, zu-
mal diese Unternehmen gebüh-
renfinanziert sind. Man dürfe
nicht zulassen, dass eine Kom-
mune immer dann selbst sam-
meln will, wenn sich ein Markt
entwickelt hat.

Empfehlungen

Den Branchenvertretern gab der
Jurist deshalb zwei Empfehlungen
mit auf den Weg: Erstens darauf
hinzuwirken, dass die Bundesre-
gierung ihr Versprechen einhält,
bestehende Strukturen zu erhalten
und zweitens, den Gerichten Argu-
mente für eine europarechts- und
wettbewerbskonforme Auslegung
des Gesetzes zu liefern.

Im Rahmen der Jahrestagung
fanden neben dem öffentlichen
Teil sowie Arbeitskreis- und Vor-
standssitzungen auch Treffen der
bvse-Fachverbände und Aus-
schüsse statt  Der bvse-Ausschuss
Biogene Abfälle setzt sich auch
zukünftig für Rahmenbedingun-
gen ein, die eine hochwertige
Verwertung von biogenen Abfäl-
len im Sinne eines geschlossenen
Ressourcenkreislaufes ermögli-
chen und für faire Wettbewerbs-
bedingungen sorgen.

Die starke Ausdifferenzierung
der Verwertung von biogenen
Abfällen soll sich künftig auch im
Namen des Ausschusses wider-
spiegeln. „Die Kompetenzen
des Ausschusses reichen von den
Bioabfällen aus Haushalten über
Klärschlämme, Speisereste und
Grünschnitt. Mit dem neuen Na-
men ‚Biogene Abfälle’ statt bis-
her ‚Bioabfälle’wollen wir dieses
breite Spektrum auch nach außen
verdeutlichen“, so Ausschussvor-
sitzender Volker Hegewald.

Aktuell arbeitet der Ausschuss
an Vorschlägen für eine Vollzugs-
hilfe zur derzeitigen Bioabfallver-
ordnung, denn in der Praxis
führen viele Anforderungen der
Verordnung zu bürokratischem
Aufwand und langen Wartezeiten
durch neue Behandlungs- und
Untersuchungspflichten, wie ei-
nige Mitgliedsunternehmen be-
richteten. In enger Zusammenar-
beit mit seinen Mitgliedern wird
der Ausschuss dem Bundesum-
weltministerium praxisorientierte
Vorschläge unterbreiten.

Darüber hinaus wird sich der
Ausschuss auch in die Diskus-
sionen zur Novelle der Klär-
schlammverordnung einbringen
und sich für eine sinnvolle Ver-
bindung der stofflichen und ener-
getischen Verwertung mit Phos-
phorrückgewinnung einsetzen.
Ein Referentenentwurf wird noch
in diesem Jahr erwartet; der bvse
wird dazu Stellung beziehen.

Neuwahl des Präsidiums

Während der Tagung stand
auch die Neuwahl des bvse-Präsi-
diums auf dem Programm. Nach-
dem bvse-Präsident Burkhard
Landers nach insgesamt sechs-
jähriger Amtszeit nicht mehr kan-
didierte, wurde Bernhard Reiling
zum neuen Präsidenten des bvse-
Bundesverbandes Sekundärroh-
stoffe und Entsorgung e.V. ge-
wählt. Landers wiederum wurde
von der Mitgliederversammlung
zum Ehrenpräsidenten des Bun-
desverbandes bestimmt.

In seiner Antrittsrede erklärte
Reiling: „Unser gemeinsames Ziel
muss es sein, die mittelständisch
strukturierte Recycling- und Ent-
sorgungsbranche gegenüber der
Politik, den Behörden aber auch
gegenüber Industrie und Gewerbe
und den Bürgerinnen und Bür-
gern, sachlich, glaubwürdig aber
auch selbstbewusst zu vertreten.“
Zudem machte er deutlich, dass
Deutschland nur stark bleiben und
seinen Wohlstand erhalten könne,
wenn es konsequent die verfügba-
ren heimischen Sekundärrohstoffe
nutzt. Deshalb gelte es, aus den an-
fallenden Abfällen so viele Wert-
stoffe wie möglich zu generieren
und in den Wirtschaftskreislauf
zurückzuführen. DK

Abfallbilanz 2011:

Wiederverwertung ist
eine Erfolgsgeschichte

Die Energiewende ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Bislang
ungenutztes Potential zur Energieeffizienz wie zum Beispiel beim
Abfallrecycling müsse dabei verstärkt genutzt werden. Dies beton-
te Umweltminister Dr. Marcel Huber bei der Vorstellung der aktu-
ellen Zahlen derAbfallbilanz 2011. 

Das spezifische Abfallaufkom-
men in Bayern ist im vergangenen
Jahr leicht gewachsen. Nach aktu-
ellen Zahlen der bayerischen Ab-
fallbilanz 2011 stieg das Gesamtab-
fallaufkommen je Einwohner auf
gut 516 Kilogramm, rund ein Pro-
zent mehr als 2010. Im Jahr 1990
waren es allerdings noch rund 560
Kilogramm pro Einwohner. Die
Verwertungsquote erreichte 72,6
Prozent und damit 0,7 Prozent-
punkte mehr als 2010. 1990 lag sie
noch bei rund 31 Prozent.

Entsprechend hat sich auch das
Gesamtabfallaufkommen als
Summe aus Wertstoffen und Rest-
müll, korrigiert um Doppelerfas-
sungen, leicht erhöht. Fielen in den
Jahren 2009 und 2010 bayernweit
noch 6,39 Mio. Tonnen an, waren
es im vergangenen Jahr 6,48 Mio.
Tonnen.

„Wertstoffrecycling bringt Öko-
nomie und Ökologie zusammen.
Unsere Wirtschaft und unsere
Umwelt profitieren, wenn wir die
kostbaren Rohstoffe aus den Ab-
fällen herausholen und wiederver-
werten. Jede Tonne Altpapier und
jede verwertete Tonne Aluminium
sparen somit nicht nur Ressour-
cen, sondern auch Energie“, ver-
deutlichte Umweltminister Dr.
Marcel Huber.

Tragende Säule

Die getrennte Erfassung und
Behandlung von Abfällen sei eine
tragende Säule der bayerischen
Abfallwirtschaft. So konnte in
Bayern der Trend zu wachsenden
Abfallbergen frühzeitig gestoppt
werden, erklärte Huber. Bayern
hat 15 thermische Abfallbehand-
lungsanlagen, eine Sonderabfall-
verbrennungsanlage und ausrei-
chend Deponievolumen. Damit
stehen nach den Worten Hubers
genügend Kapazitäten zur Verfü-
gung, um sämtlichen anfallenden
Hausmüll thermisch zu behandeln.
Heute werde kein unbehandelter
Hausmüll mehr auf Deponien ab-
gelagert. Auch die Verbrennungs-
rückstände würden umweltver-
träglich entsorgt. 

Zufrieden mit den veröffentlich-
ten Zahlen der Abfallbilanz 2011
zeigte sich auch der Verband der
Bayerischen Entsorgungsunter-
nehmen e.V. (VBS). Mit einer Ver-
wertungsquote von nahezu 73
Prozent erreiche der Freistaat ei-
nen Spitzenwert im nationalen wie
internationalen Vergleich. Einen
entscheidenden Beitrag hierzu lei-
ste die private Entsorgungswirt-

schaft in Bayern, denn die über-
wiegende Anzahl der Sortier- und
Aufbereitungsanlagen würden
von Privatunternehmen betrieben.

Die Zahlen und Fakten der Ab-
fallbilanz Bayern 2011 belegten
einmal mehr, dass das Recycling
eine Erfolgsgeschichte ist, so der
VBS. So konnte Deutschland in
den letzten Jahren eine deutliche
Reduzierung seiner Treibhausgase
erreichen. Dieser Erfolg sei dabei
zu einem großen Teil der einhei-
mischen Abfallwirtschaft zu ver-
danken. Allein 20 Prozent der er-
reichten CO2-Reduktion gehe auf
das Konto der Entsorgungs- und
Recyclingwirtschaft - damit der
höchste Beitrag einer einzelnen in-
ländischen Branche. 

Da Bayern als rohstoffarmes
Land in besonderem Maße vom
Import abhängig sei, komme der
bayerischen Entsorgungs- und
Recyclingwirtschaft als inländi-
schem Rohstofflieferanten eine
Schlüsselrolle bei der Rohstoffver-
sorgung zu. Schon heute liefere
die Sekundärrohstoffwirtschaft be-
reits etwa 14 Prozent aller einge-
setzten Rohstoffe. Diese Sekun-
därrohstoffe würden primär von
Privatunternehmen produziert, da
diese rund 90 % aller Sortier- und
Aufbereitungsanlagen betreiben.

Für fairen Wettbewerb

Diese positive Entwicklung gilt
es laut VBS zu fördern und mit
den richtigen Rahmenbedingun-
gen zu begleiten. Grundsätzlich
begrüßt er die Pläne des Bundes-
umweltministers für ein Wertstoff-
gesetz, da sich der Verband bereits
seit langem für eine gemeinsa-
me Erfassung von Verpackungen
und stoffgleichen Nichtver-
packungen ausspricht. Die bis-
herigen Pilotprojekte und mehrere
aktuelle Studien ließen den
Schluss zu, dass mit der Ein-
führung einer Wertstofftonne zu-
sätzlich rund 7 Kilogramm Wert-
stoffe pro Einwohner und Jahr er-
fasst und dem Materialkreislauf
wieder zugeführt werden können. 

VBS-Präsident Otto Heinz: „Für
die private Entsorgungswirtschaft
in Bayern ist es von entscheidender
Bedeutung, dass künftig die Verga-
be der Aufträge für Sammlung,
Sortierung und Verwertung der
Wertstoffe in einem fairen Wettbe-
werbsverfahren erfolgt. Wettbe-
werb ist ein Innovationstreiber, um
so in Zukunft noch mehr Sekun-
därrohstoffe aus Abfällen gewin-
nen zu können.“ DK

Mittelfränkische
Recyclingtage in Ornbau

Zum ersten Mal fanden die Mittelfränkischen Recyclingtage in
Ornbau (Landkreis Ansbach) statt. Eingeladen hatten die Fa. Klaus
Sens Baugeschäft, Ornbau, und derBaustoff Recycling Bayern e.V.,
München. Eine hervorragende Organsisation durch die Fa. Sens,
das interessante Fachprogramm, Brechervorführungen und ein at-
traktives Rahmenprogramm lockten an beiden Tagen zahlreiche
Besucher nach Ornbau. 

Vor zahlreichen Vertretern aus
der Entsorgungsbranche, der Bau-
wirtschaft und der Steine-Erden-
Industrie eröffneten Ekkehard
Schwarz von der Wirtschaftsför-
derung Landkreis Ansbach GmbH
und Michael Maag als Vertreter
des Landratsamtes Ansbach, Ab-
teilung Abfallrecht, die Veranstal-
tung. Maag machte in seiner Ein-
führung deutlich, wie wichtig es
ist, die Verwertung von Bauschutt,
Bodenmaterial und Recyclingbau-
stoffen in Übereinstimmung mit
den gesetzlichen Vorschriften vor-
zunehmen. Davon abweichende
Vorgehensweisen werden zukünf-
tig im Landkreis Ansbach nicht
mehr geduldet werden. 

Dipl.-Ing. (FH) Frank Schme-
ling Braz vom bayerischen Lan-
desamt für Umwelt, Augsburg,
legte sodann den Zuhörern ein-
dringlich klar, dass auf Grund der
einschlägigen gesetzlichen Vor-
schriften, jeder Abfallerzeuger und
–besitzer grundsätzlich verpflich-
tet ist, für die ordnungsgemäße
und schadlose Verwertung von
Bauschutt, Bodenmaterial und
Recyclingbaustoffen zu sorgen.
Diese Pflicht kann auch nicht
durch die Beauftragung Dritter
aufgelöst werden und gilt bis zum
endgültigen Abschluss der Ver-
wertungsmaßnahmen (z. B. dem
Einbau von Recyclingbaustoffen
in einem technischen Bauwerk).
Die Nichtbeachtung dieser Pflicht
wird seit dem 1. Juni 2012 gemäß
dem neuen Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG) als Ordnungswid-
rigkeit geahndet und kann mit
empfindlichen Geldbußen belegt
werden.

Bei Recyclingbaustoffen bedeu-

tet eine ordnungsgemäße Verwer-
tung entweder eine wasserrechtli-
che Erlaubnis gemäß Wasserhaus-
haltsgesetz durch die zuständige
Behörde für jeden einzelnen Ein-
bauort (Einzelfallprüfung; keine
Kleinmengenregelungen) oder
aber die Erfüllung der Anforderun-
gen des bayerischen RC-Leitfa-
dens 2005 und dadurch die Befrei-
ung aus der Einzelfallprüfung.
Beides gilt sowohl für die stationä-
re Aufbereitung, für Sammel- und
Lagerplätze als auch für die mobi-
le Aufbereitung auf der Baustelle. 

Im Anschluss stellte Stefan
Schmidmeyer vom Baustoff Re-
cycling Bayern e.V., München,
dar, wie sich die o.g. Regelungen
auf die Betriebe in der Praxis aus-
wirken. Die Einzelfallprüfung 
ist zeitaufwendig und bei sach-
gemäßer Durchführung sehr kos-
tenintensiv. 

Als die bessere und auch wirt-
schaftlich günstigere Alternative
dazu präsentiert sich die Prüfung,
Güteüberwachung und Zertifizie-
rung nach dem bayerischen RC-
Leitfaden. Der RC-Leitfaden –
richtig umgesetzt - vereinfacht
das Procedere. Durch die Güte-
überwachung bestehend aus ei-
nem System von Eignungs-
nachweis, Eigenüberwachung und
Fremdüberwachung werden gleich-
bleibende Qualitäten garantiert.
Durch die Zertifizierung wird
dem Anwender die Konformität
der Recyclingbaustoffe zu den
geltenden Vorschriften bestätigt.
Recyclingbaustoffe nach den
Anforderungen des RC-Leitfa-
dens hergestellt sind gleichwer-
tig gegenüber Primärbaustoffen
zu betrachten (VOB). 
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Neu gesehen:
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL.

Mitarbeiter der E.ON legen letzte Hand an, um die Maschine 1 des Kraftwerk wieder voll ein-
satzbereit zu machen. Im Hintergrund der rote Generatorständer der Maschine 2 von 1932, der
bereits seit 2011 wieder umweltfreundlichen Strom aus Wasserkraft erzeugt. Bild: Jan Kiver

80 Jahre sauberer Strom
aus der Kraft des Mains
Pünktlich zum Geburtstag ist das Laufwasserkraftwerk Heubach 

nach umfassender Revision wieder fit zur regenerativen Stromerzeugung
Das Mainkraftwerk Heubach im Landkreis Miltenberg ist
technisch fit für die nächsten Jahrzehnte zur Erzeugung rege-
nerativen Stroms aus der Kraft des Mains. Mit finanziellen
Aufwendungen von rund drei Millionen Euro wurde die Anla-
ge in den letzten beiden Jahren umfassend ertüchtigt.

Seit Mai 2011 unterzog E.ON
als Betreiber der Anlage im Auf-
trag des Kraftwerk-Eigentümers
Rhein-Main-Donau AG die bei-
den Maschinensätze mit einer
Leistung von insgesamt 3.400 Ki-
lowatt einer grundlegenden Revi-
sion.

Aufwändige Handarbeit

Unter anderem wurden bei den
beiden Generatoren jeweils der
Stator sowie die Pole des Rotors
demontiert und in aufwändiger
Handarbeit mit neuen Wicklungen
und Blechpaketen versehen. E.ON
nutzte zudem die Zeit des Maschi-
nenstillstands für weitere umfas-
sende Instandhaltungsarbeiten an
den Turbinenkammern und zur In-
spektion der Turbinen, die jeweils
einen Durchmesser von rund 4,5
Meter haben: So wurden beispiels-
weise die Antriebe der Einlauf-
schützen erneuert, die Schützenta-

feln konserviert, die Spur- und
Führungslager sowie die Bremsen
überprüft. Die Elektrotechnik der
Turbinensteuerung wurde dem ak-
tuellen Stand der Technik ange-
passt. Kavitationsschäden an den
Turbinenschaufeln und -gehäusen
wurden per Schweißverfahren be-
hoben. Die Dichtungen der Turbi-
nenlaufradflügel wurden vor Ort
am eingebauten Laufrad gewech-
selt. Alle Dichtflächen wurden
schonend händisch geglättet, so
dass die notwendigen Zwischen-
räume zwischen Gehäuse und
Laufradflügel weiterhin optimal
gegeben sind. 

Alle Arbeiten, die pro Maschine
rund 10.000 Arbeitsstunden erfor-
derten, erfolgten in den frostfreien
Monaten zwischen Mai und Okto-
ber: in 2011 zunächst die Maschi-
ne 2 und in diesem Jahr die Ma-
schine 1, die nun ebenfalls in Kür-
ze wieder einsatzbereit ist. 

Seit acht Jahrzehnten liefert das
Kraftwerk Heubach im Gemein-
degebiet von Großheubach sau-
beren Wasserkraftstrom. Die jähr-
lich durchschnittlich rund 24 Mil-
lionen Kilowattstunden reichen
aus, fast 7.000 Privathaushalte
(3.500 kWh/a mit 2,7 Personen)
umwelt- und klimafreundlich mit
elektrischer Energie zu versorgen.
Die rund 5.000 Einwohner von
Großheubach könnten mit einer
Jahresproduktion rund dreiein-
halb Jahre ihren Haushaltsstrom-
bedarf decken. 

34 Mainkraftwerke

Im Zuge des Ausbaus des Mains
zu einer europäischen Großschiff-
fahrtsstraße war die Anlage Heu-
bach 1932 mit zwei Voith-Kaplan-
turbinen mit Schirmgenerator in
Betrieb gegangen und 1965 einer
Generalüberholung unterzogen
worden. Es gehört zu einer Kette
von 34 Mainkraftwerken zwi-
schen der Main-Mündung in den
Rhein und dem Abzweig des
Main-Donau-Kanals bei Bam-
berg. 29 dieser Laufwasserkraft-
werke gehören der Rhein-Main
Donau AG und werden von E.ON
betrieben. In den vergangenen

acht Jahrzehnten hat der regenera-
tive Dauerläufer Heubach rund
zwei Milliarden Kilowattstunden
Strom geliefert. Damit hat das
Kraftwerk Heubach im Vergleich
zum deutschen Energiemix das
Klima insgesamt um gut 1,3 Mil-
lionen Tonnen Kohlendioxid
(CO2) oder über 16.000 Tonnen
pro Jahr entlastet.

Zur Stromerzeugung können
die Turbinen des Kraftwerks an
der Staustufe mit drei Wehrfeldern
eine Fallhöhe von 3,25 Meter nut-
zen. Dabei fließen bis zu 133 Ku-
bikmeter Wasser pro Sekunde
durch das Kraftwerk – das ent-
spricht mehr als 650 Badewannen-
füllungen pro Sekunde. 

Neben der (CO2)-Vermeidung
leistet auch die vollautomatische
hydraulische Rechenreinigungs-
anlage von Heubach einen wichti-
gen Umweltbeitrag zur Reinhal-
tung des Mains und damit zur Ver-
kehrssicherheit auf der Wasser-
straße, denn sie „filtert“ pro Jahr bis
zu 1.100 Kubikmeter Schwemm-
gut, in erster Linie Treibholz, aber
auch Wohlstandmüll und Schrott,
aus dem Wasser. Die Entsorgung
dieses Materials übernimmt ein
zertifizierter Entsorgungsbetrieb.

E.ON ist Betriebsführer

Mit der Betriebsführung des
Kraftwerks Heubach ist E.ON be-
auftragt. Das Kraftwerk wird vom
Pumpspeicherkraftwerk Langen-
prozelten im Spessart aus fernge-
steuert.

Gut 15 Prozent Anteil hat die
Wasserkraft an der Stromerzeu-
gung in Bayern und ist mit rund
12,5 Milliarden Kilowattstunden
Jahreserzeugung wichtigster
Grundlast fähiger, regenerativer
Stromproduzent. Importunabhän-
gig, zuverlässig, flexibel und kun-
dennah stellen die über 200 großen
und etwa 4.000 kleineren Wasser-
kraftanlagen an Bayerns Flüssen
Strom in einer Größenordnung zur
Verfügung, die für die Versorgung
von rund 3,5 Millionen Durch-
schnittshaushalten ausreichen
würde.

Laut einer repräsentativen Um-
frage des renommierten Mei-
nungsforschungsinstituts forsa im
Jahr 2009 befürworten 91 Prozent
der Menschen in Bayern die Nut-
zung der Wasserkraft. 

Immobilien-Dialog Metropolregion Nürnberg:

Dynamischer Standort
Die Weiterentwicklung der Immobilienstandorte in der Metro-
polregion Nürnberg stand im Fokus des „Immobilien-Dialogs
Metropolregion Nürnberg“ in der IHK Nürnberg für Mittel-
franken. Dabei unterstrichen Markus Lötzsch, Hauptge-
schäftsführer der IHK Nürnberg für Mittelfranken sowie
Wirtschaftstaatssekretärin Katja Hessel die Bedeutung der
Metropolregion als A-Standort.

Wie Lötzsch hervorhob, sei das
Bruttoinlandsprodukt der Metro-
polregion mit 110 Milliarden Euro
größer als das von Ungarn und auf
Augenhöhe von Singapur. Rund
90.000 Studierende an 20 Hoch-
schulen stellten ebenfalls einen le-
bendigen Beweis für die Attrakti-
vität der Region dar. Zudem be-
scheinige die Prognos AG der Me-
tropolregion Nürnberg mit Platz
drei im bundesweiten Ranking
hinter den Großräumen München
und Frankfurt besondere Zu-
kunftsfähigkeit.

Thimo von Stuckrad, ehemals
Strategieberater bei CHE Consult
in Berlin, zeigte auf, wie interes-
sant Investments in Studenten-
wohnheime sein können. Er pro-
gnostizierte, dass die Zahl der Stu-
dienanfänger in der Metropolregi-
on Nürnberg aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung nur leicht
um 17 Prozent bis zum Jahr 2025
sinken wird. Insgesamt gebe es
langfristig ein hohes Nachfrageni-
veau nach Wohnheimplätzen.
Nach 2030 jedoch werde die Aus-
lastung garantiert sinken.

Neues Konzept

Klaus Wübbenhorst, Vorstands-
vorsitzender des Marketingvereins
der Metropolregion Nürnberg und
ehemaliger Präsident der IHK
Nürnberg, stellte ein neues Kon-
zept vor, das dafür sorgen soll,
dass die Metropolregion interna-
tional bekannter wird und somit
auch mehr Immobilieninvestoren
auf den Standort aufmerksam wer-
den. Geplant ist, eine internationa-
le Markenidentität aufzubauen, die
die Bekanntheit der Metropolregi-
on mit ihren noch versteckten Po-
tenzialen weltweit steigern soll.
162.000 Unternehmen, eine Ex-
portquote von 47,3 Prozent, 3,5
Millionen Einwohner, 1,8 Millio-
nen Erwerbstätige und Platz drei
unter den deutschen Metropolre-
gionen würden dieses Engage-
ment rechtfertigen. Allein im Ra-
dius von 200 Kilometern seien 27
Millionen Menschen erreichbar,
berichtete Wübbenhorst.

Laut Wirtschaftsstaatssekretärin
Katja Hessel platziert eine Studie
der US-Beratungsfirma Mercer
die Stadt Nürnberg in Sachen Le-
bensqualität unter 200 Großstäd-
ten weltweit auf Platz 24. In der
Rangliste des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft liegt Fürth in
punkto Wirtschaftsleistung und

Standortbedingungen auf Platz 11
von 100 deutschen Städten. Und
zuletzt hat es Erlangen im Städte-
Attraktivitäts-Ranking der NAI
apollo group unter die deutschen
Top 5 geschafft. „Das ist gerade
für die Immobilienbranche ein
wichtiges Signal.“

Zukunftsfabrik

Mit dem eigens für Nürnberg
und Fürth aufgelegten Struktur-
programm wolle die Staatsregie-
rung die Region zum Innovations-
standort ersten Ranges führen. Ins-
gesamt würden 115 Millionen Eu-
ro zur Stärkung der Kristallisati-
onskerne für eine neue moderne
industrielle Wertschöpfung in der
Metropolregion bereitgestellt. Be-
stes Beispiel dafür sei das ehemali-
ge AEG-Gelände: Dort sei mit
dem Energie-Campus Nürnberg
eine Zukunftsfabrik für Stromnet-
ze von morgen und für neue Wege
der Speicherung von Energie ge-
schaffen worden.

Auch die Ideenschmiede wächst
weiter, wie Hessel zu berichten
wusste: So sei im Juni diesen Jah-
res auf dem AEG-Gelände auch
das E|Drive Center eingezogen.
Wissenschaftler der Friedrich-
Alexander-Universität arbeiteten
an intelligenten Lösungen für
Elektroautos. Auch hätten sich vie-
le Handwerker und Unternehmen
aus ganz unterschiedlichen Bran-
chen dort inzwischen angesiedelt.

Digitale Wirtschaft

„Die Metropolregion als Stand-
ort der Spitzenklasse Azu behaup-
ten heißt auch, beste Rahmenbe-
dingungen für die digitale Wirt-
schaft zu schaffen. Auch hier sind
wir bereits gut aufgestellt“, fuhr
Hessel fort. Nürnberg sei von
Google und dem Institut der Deut-
schen Wirtschaft mit dem eTown
Award ausgezeichnet worden.
„Das heißt, die Frankenmetropole
ist in Sachen Internet-Wirtschaft
vielen anderen Städten weit vor-
aus. Sie ist eine von zehn deut-
schen Städten, die als ‚digitale
Leuchttürme’ ihrer Region gelten
können. Dieses Potential will ich
noch weiter stärken. Deswegen in-
vestieren wir jetzt pro Jahr 200
Millionen Euro in schnelle Inter-
netanschlüsse im ganzen Land
und legen damit die Basis für die
digitale Wirtschaft der Zukunft.
Allein hier in Mittelfranken haben

wir 124 Kommunen beim An-
schluss an das Hochgeschwindig-
keitsinternet unterstützt“, infor-
mierte die Staatssekretärin.

Da zu einem Standort der Spit-
zenklasse A auch eine erstklassige
Infrastruktur gehört, ist es Hessels
erklärtes Ziel, für bestmögliche
Mobilität im Großraum Nürnberg
zu sorgen. Mit dem Ausbau der
U3 und der Inbetriebnahme des
Ergänzungsnetzes der Nürnberger
S-Bahn sei für deutlich mehr Mo-
bilität im Großraum Nürnberg ge-
sorgt worden. Der viergleisige
Ausbau des Streckenabschnitts
Nürnberg-Fürth beseitige einen
der größten Engpässe im Schie-
nennetz.

Verkehrsprojekte

Insbesondere bei zwei wichti-
gen Verkehrsprojekten in der Re-
gion müssten allerdings erst noch
die Weichen gestellt werden: Zum
einen bei der geplanten Stadt-Um-
land-Bahn zwischen Nürnberg,
Erlangen und Herzogenaurach,
zum anderen bei der Weiterent-
wicklung des Nürnberger Flugha-
fens. Dazu sei jetzt ein Entwick-
lungskonzept in Auftrag gegeben
worden.

„Wenngleich Nürnberg schon

heute eine der am dichtesten be-
bauten Städte ist, gibt es noch im-
mer viele Möglichkeiten - zum
Beispiel im Nürnberger Westen
und an der Grenze zu Fürth. Denn
jeder Wandel bringt immer auch
eine Chance mit sich“, fuhr die
Staatssekretärin fort. Hier gebe es
gute Möglichkeiten, aus dem in
die Jahre gekommenen Viertel ei-
nen lebenswerten Stadtteil mit
Schulen, attraktiven Wohnungen,
Boulevards, Jugendhäusern, neu-
en Jobs und viel Grün zu machen.
Viel Platz für Neues biete zum
Beispiel das alte Quelle Versand-
zentrum. Mit 250.000 Quadratme-
tern sei das derzeit die zweitgröß-
te leer stehende Immobilie in
Deutschland.

Auch die riesigen Parkplätze
nebenan stellten eine große Chan-
ce dar, zum Beispiel für neue
Stadthäuser und Studentenwoh-
nungen. Und auch in Erlangen sei
der Bedarf an neuem Wohnraum
hoch. Hessel: „Die attraktive For-
schungslandschaft ist und bleibt
ein großer Anziehungsmagnet für
junge Leute aus nah und fern.
Dieses Potential müssen wir nut-
zen.“ DK
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München-Oberbayern:

Tourismusregion 
steht vor Neubeginn 

Touristische Außendarstellung 2013 gesichert

Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil äußerte sich zur Insol-
venz des Tourismusverbandes München-Oberbayern e.V. und
versprach unkomplizierte Hilfe.

„Die Insolvenz des Tourismus-
verbandes ist eine bedauerliche
Nachricht, gerade auch vor dem
Hintergrund der sehr positiven
Entwicklung des bayerischen und
oberbayerischen Tourismus“, so
Zeil. Sie sei zugleich auch eine
neue Chance für die Tourismusre-
gion München-Oberbayern. Die
Destination Oberbayern sei ein
touristisches Premium-Produkt,
das seit Jahren beeindruckende
Wachstumszahlen aufweise und
2012 auf ein Rekordergebnis zu-
steuere. Tatsächlich stieg in den
ersten acht Monaten 2012 die
Zahl der Ankünfte nach Angaben
des Statistischen Landesamtes mit
9,4 Mio. um weitere 5,7 Prozent
gegenüber dem Vergleichswert
des Vorjahres. Die Zahl der Über-
nachtungen lag mit 23,5 Mio. um
5,9 Prozent darüber. „Vor dem
Hintergrund dieser Stärke bin ich
zuversichtlich, dass der Neuan-
fang gelingen wird. Sofern die

Voraussetzungen erfüllt sind, wer-
den wir das Tourismusmarke-
ting für Oberbayern auch weiter-
hin unterstützen“, äußerte der Mi-
nister

Zeil betonte, dass sein Haus
das Zugpferd des Bayerntourismus
im Rahmen der rechtlichen Mög-
lichkeiten nach Kräften unterstüt-
ze. Deshalb habe er gemeinsam
mit der Bayern Tourismus Marke-
ting GmbH im Interesse der ober-
bayerischen Destinationen und
Unternehmen nach einem Weg ge-
sucht, um die touristische Außen-
darstellung Oberbayerns unbe-
schadet der Insolvenz zu sichern.
Die Bayern Tourismus Marketing
GmbH (by.TM) wird nunmehr
aushilfsweise und einmalig im Jahr
2013 den oberbayerischen An-
schließern, die auf ihre Destinati-
onsmarke vertrauen, eine Präsenz
auf den wichtigsten inländischen
Publikumsleitmessen für das Rei-
segeschehen bieten. 

Gratulierten der Staudenbahn zum 100. Geburtstag (von links):
Hubert Teichmann, Jürgen Reichert, Peter Ziegelmeier, Josef
Böck, Raimund Kamm und Christine Kamm. Bild: wkl

Expo Real 2012: 

Erfolgreicher
Messeauftakt

Planungsprozesse sind einem starken Wandel unterworfen
Auf der Gewerbeimmobilienmesse Expo Real konnte die Metro-
polregion München sich erneut als bedeutender Wirtschaftsstan-
dort präsentieren. Am äußerst gut frequentierten Stand der Me-
tropolregion wurden etliche vielversprechende Gespräche geführt,
die erfolgreiche Geschäftsabschlüsse nach sich ziehen dürften.

Im Podiumsgespräch zum The-
ma „Bürger beteiligen, Ideen ge-
winnen – Bausteine und Erfolgs-
faktoren von Partizipation bei
Planungsprozessen“ diskutierten
Experten, wie Beteiligungspro-
zesse gesteuert und zum Gelin-
gen gebracht werden können. 

Bürgerbeteiligung

Prof. Rudolf Scheuvens vom
Department für Raumentwick-
lung, Infrastruktur- und Umwelt-
planung der TU Wien, Dr. Elmar
Schütz, Leiter Projektentwick-
lung Region Mitte der aurelis Re-
al Estate GmbH & Co. KG
Frankfurt sowie Oliver Nöthen,
Geschäftsführer der Zivilarena
GmbH Berlin waren sich in der
Gesprächsrunde mit Moderatorin
Dr. Heike Piasecki (BulwienGesa
AG München) schnell einig, dass
das Thema der Bürgerbeteiligung
in vielen Planungsprozessen un-
umgänglich sei – und dass es
auch nicht erstrebenswert sei, es
zu umgehen. Denn: „Aus dem
Praxiswissen der Bürger können

auch Planer vieles lernen. 

Lernprozesse

So lassen sich Planungspro-
zesse als Lernprozesse auf Ge-
genseitigkeit gestalten. Es funk-
tioniert heute nicht mehr, Projek-
te „von oben“ durchzusetzen.
Und ebenso wenig reicht es aus,
allein politischen Rückhalt für
die Durchsetzung eines Projek-
tes zu haben“, so Prof. Scheu-
vens. Dr. Schütz nannte zwei
entscheidende Faktoren, die in
Beteiligungsprozessen zum Ge-
lingen beitragen: „Wichtig ist ei-
ne neutrale Moderation ebenso
wie ein Aushandeln der Spielre-
geln zu Beginn des Prozesses.“

Nöthen ergänzte weitere wich-
tige Erfolgsfaktoren: „In Beteili-
gungsprozessen müssen wir in
jedem Fall mehrere Kanäle be-
dienen, online wie offline.“ 

Klare Zeitpläne

Zudem sei es von entscheiden-
der Bedeutung, einen klar abge-

Glück ist für mich …
„freundliche Worte und Kinderlachen / sind Dinge, die mich

glücklich machen; / die Nähe meiner Katzen und dem Hund / das
macht mein Glück erst richtig rund“, reimt Anette N. aus W. in ih-
rer Begründung dafür, was für sie Glück bedeutet. 

Unter den zahlreichen Einsendern, die sich an unserer Glücks-
umfrage beteiligten, findet sich kein einziger, der sein Glück rein
materiell definiert. Es sind die Familie – Eltern, Kinder, Enkel –,
die Freunde, die Arbeitskollegen, die Menschen, mit denen man
unkompliziert Kontakte knüpfen kann, die Tiere, die Natur allge-
mein, Heimat finden im schönen Bayernland, sozialer Frieden,
Dankbarkeit für all’ das Gute, das das Schicksal für einen bereit
hält, was unsere Leserinnen und Leser als Glück empfinden. Eine
Teilnehmerin schreibt: „an einem genialen Tag am Horizont die
Berge sehen dürfen“, während ein anderer „mit dem Mountain-
bike rasant bergab“ fahren möchte, um sich so richtig gut zu
fühlen. Gesundheit ist wichtig und „ein guter Job“; gemütliches
Essen und Trinken, interessante Gespräche, Gleitschirm fliegen,
Wandern, Ski fahren, Sport treiben, gute Bücher lesen …

Ein superschönes Verwöhn-Wochenende für jeweils zwei Per-
sonen gewonnen haben Silke W. aus E. und Reinhold D. aus W.
Einer der Gewinner arbeitet in einer Gemeindeverwaltung; der/die
andere in einer Kreisbehörde. 

Die Deutsche Post, das Hotel Westerhof in Tegernsee und die
Bayerische GemeindeZeitung gratulieren herzlich! 

Kontemplation und Konzentration
Bildband „Tölzer Land und Blaues Land“ 

Stille, Weite und Schönheit – der Sonnenaufgang über der
Jachenau oder die Morgendämmerung über dem Sylven-
steinsee sind konzentrierte Kontemplation. Der hochwertige
Bildband „Tölzer Land und Blaues Land: Seelenlandschaften
– Heimat“ des Fotografen Lothar Hiese gleicht einem wun-
derbaren Spaziergang, nach dem man sich erfrischt und wohl
fühlt, geerdet und im Einklang.

Von 2007 bis 2012 war Hiese mit seiner Leica im oberbayeri-
schen Voralpenland – Tölzer Land und Blaues Land – unter-
wegs. Sein Bildband, der nun im Eigenverlag erscheint, wird dem
Zitat von Siegfried Lenz, das im Buch abgedruckt ist, gerecht:
„Heimat ist der Platz, an dem man aufgehoben ist, in der Sprache,
im Gefühl, ja selbst im Schweigen.“

Hiese hat es geschafft, den Zauber der Landschaft abzubilden
und sichtbar zu machen. Harmonisch ergänzt werden seine Auf-
nahmen mit Gedichten, Zitaten und Gedankensplittern. Das Töl-
zer Land wurde vor über 10.000 Jahren von Gletschern der Wür-
meiszeit geprägt. Es finden sich hier afrikanisch anmutende ein-
zigartige Wildfluss-landschaften und duftende Auwälder, Seen-
landschaften und natürlich Bergwelten vom Voralpengebiet bis zu
den Alpen. (ISBN 978-3-0003-8158-4, 39,95 EUR). 

Geburtstagsfest der Staudenbahn
Jubiläum lockte viele Besucher nach Fischach

Stauden/Fischach - „Die Staudenbahn wieder auf’s Gleis bringen!“
- Dieses ehrgeizige Ziel, auf das die Verantwortlichen seit der
Streckenstilllegung vor über zwanzig Jahren unverzagt hin arbei-
ten, beherrschte die große Geburtstagsfeier zum 100. Geburtstag
der Staudenbahn. Einen ganzen Tag lang wurde das Jubiläum in
der Fischacher Staudenlandhalle mit „großem Bahnhof“ gefeiert.
Der Arbeitskreis (AK) Verkehr der Regionalentwicklung Stauden
(RES) hatte sich dazu ein buntes Programm ausgedacht. 

Dabei richteten die Freunde der
Staudenbahn den Blick nicht nur
zurück ins Jahr 1912, als mit der
Fertigstellung des Teilstückes
zwischen Langenneufnach und
Markt Wald die letzte Lücke im
gut 42 Kilometer langen Schie-
nenstrang zwischen Gessertshau-
sen und Türkheim geschlossen
wurde. Einen hoffnungsvollen
Blick warfen die Streiter für die
„neue“ Staudenbahn auch nach
vorne. Unter dem derzeitigen
Wirtschafts- und Verkehrsmini-
ster Martin Zeil, so Hubert Teich-
mann, der Geschäftsführer der
Bahnbetriebsgesellschaft (BBG)
Stauden, werde in Bayern das
Thema Bahnstrecken-Reaktivie-
rung endlich ernsthaft diskutiert.
Die Chancen dafür stünden der-
zeit auch in den Stauden nicht
schlecht. Vorausgesetzt, dass die
finanziellen Voraussetzungen ge-
stemmt werden können. 

Teichmann nannte auch Zah-
len: Elf Millionen Euro bei Die-
selbetrieb (bzw. 13 Millionen Eu-
ro bei Elektrobetrieb) müssten
von den drei Gemeinden Ges-
sertshausen, Fischach und Lan-
genneufnach finanziert werden,
um die Staudenbahn zwischen

Gessertshausen und Langenneuf-
nach wieder auf’s Gleis zu brin-
gen. Mit einem attraktiven Fahr-
plan im Stunden- bzw. Halbstun-
dentakt (an Werktagen), mit mo-
dernem Zugmaterial und mit opti-
maler Infrastruktur an den Bahn-
höfen. Im Gegenzug würde sich
der Freistaat Bayern verpflichten,
bei der Staudenbahn 15 Jahre lang
Eisenbahnverkehr auf dieser
Strecke zu bestellen und durch die
Trassenentgelte die Darlehen der
Gemeinden abzuzahlen. Unter’m
Strich, so Hubert Teichmann,
würde sich diese Kalkulation für
die drei Kommunen rechnen. Und
zwar letztlich zum Nulltarif. Bis
es jedoch soweit ist, müsse Über-
zeugungsarbeit geleistet werden. 

Strukturelle Verbesserung

In diese Kerbe hieb auch Jürgen
Reichert, der Präsident des Be-
zirkstages Schwaben, in seiner
Festansprache: „Wir müssen in
München klar machen, dass die
Reaktivierung der Staudenbahn
strukturelle und nachhaltige Ver-
besserungen für unsere Region
bringt und kein Strohfeuer ist, nur
weil es gerade schick ist, alte

Bahnstrecken wieder zu beleben!“ 
Dass die Stauden ohne ein ver-

nünftiges Angebot an öffentli-
chem Personennahverkehr (ÖP-
NV) allmählich ausbluten, das
machte auch Fischachs Bürger-
meister Peter Ziegelmeier deut-
lich: „Eine gut funktionierende
Bahnstrecke ist die Lebensader
des ländlichen Raumes!“ Wenn
es nicht gelinge, die Staudenbahn
zu reaktivieren, „dann war der
Weitblick unserer Vorfahren vor
hundert Jahren vergebens.“ Denn
erst der Bau der Bahnstrecke ha-
be zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts wirtschaftlichen Auf-
schwung in die Region gebracht.
„Vor der gleichen Situation ste-
hen wir heute wieder.“ 

Sein Amtskollege Josef Böck
aus Langenneufnach, zugleich
Vorsitzender des Staudenbahn-
Schienenweg-Trägervereins,
pflichtete ihm bei: „Das Ballungs-
zentrum Augsburg ist in Sichtwei-
te, aber unsere Schüler und Pend-
ler kommen nicht hin!“ Enttäuscht
zeigte sich Böck vom laschen
Einsatz der „Umweltstadt“ Augs-
burg, die seiner Meinung nach
ebenfalls von einer gut funktionie-
renden Staudenbahn profitieren
würde. Nicht zuletzt unter dem
Gesichtspunkt der Naherholung
für die Fuggerstädter vor ihren To-
ren. Ohne einen attraktiven ÖP-
NV seien die Stauden keine Alter-
native für junge Familien – und
auch die Immobilienpreise gingen
auf lange Sicht nach unten. (wkl)

Region Obermain im Landkreis Lichtenfels:

Zertifizierung als Bayerische
Gesundheitsregion

Die Region Obermain – Landkreis Lichtenfels ist ab sofort „Ge-
sundheitsregion Bayern“. Der Bayerische Gesundheitsminister Dr.
Marcel Huber überreichte Landrat Christian Meißner und Bür-
germeister Bernhard Storath (Vorsitzender des Tourismusvereins
Landkreis Lichtenfels e.V.) sowie ausgewählten Akteuren der Ge-
sundheitsregion Obermain das entsprechende Qualitätssiegel.

Huber: “Die Region Obermain
ist eine landschaftlich herausra-
gende Region mit einer Vielzahl
von Kunst- und Kulturdenk-
mälern. Diese regionalen Vorzüge
werden zukünftig mit dem Ge-
sundheitstourismus weiter ver-
netzt.” Alleinstellungsmerkmale
der Region sind daneben die
wärmste und stärkste Thermalso-
le Bayerns in Bad Staffelstein so-
wie die intensive Verknüpfung
der Bereiche medizinische Ver-
sorgung und Prävention. 

Gleichzeitig ist die Gesund-
heitswirtschaft in der Region
Obermain ein wichtiger Beschäf-
tigungsmotor für den ländlichen
Raum. Die Gesundheitsregion ist
geprägt durch die fünf Kliniken
im Landkreis, die Obermain Ther-
me in Bad Staffelstein sowie eine
Vielzahl engagierter kooperieren-
der regionaler Akteure im Bereich
Gesundheitswirtschaft. Mit über
2.000 Beschäftigten sind die Kli-
niken im Landkreis der zweit-
größte Arbeitgeber. “ Insbesonde-
re der Neubau des Helmut-G.-
Walther-Klinikums als Green
Hospital prägt die Region. Hier
entsteht das bald modernste Klini-
kum des Freistaats Bayern”, so
Huber. Bayern fördert den Neu-
bau mit insgesamt 80 Millionen
Euro einschließlich der Sonder-
fördermittel für das Green Hospi-
tal aus “Aufbruch Bayern” in
Höhe von acht Millionen Euro.

Das staatliche Qualitätssiegel
“Gesundheitsregion Bayern” soll
die Gesundheitsregionen und
damit den Gesundheitsstandort
Bayern stärken. Insbesondere soll
die Vernetzung der einzelnen ge-
sundheitswirtschaftlichen Partner
innerhalb der Gesundheitsregio-
nen unterstützt werden. Huber:
“Die Zusammenarbeit der über
60 Netzwerkpartner kommt den
Menschen im Landkreis Lichten-
fels unmittelbar zu Gute. Jeder
einzelne Patient profitiert vom

medizinwissenschaftlichen Fort-
schritt der gesamten Region.”
Das Bayerische Gesundheitsmi-
nisterium hat den Wettbewerb
“Gesundheitsregion Bayern” im
vergangenen Jahr gestartet. Mit
dem Qualitätssiegel “Gesund-
heitsregion Bayern” werden qua-
litativ besonders hochwertige Ge-
sundheitsregionen ausgezeichnet.
Künftig werden diese von der
Bayerischen Gesundheitsagentur
(BayGA) betreut, um ihr Gesund-
heitsprofil weiter zu schärfen. 

„Wir werden diesen Weg einer
Gesundheitsregion weitergehen,
auch weitergehen müssen, denn
mit den Schwerpunkten Präventi-
on, medizinische Versorgung und
Tourismus haben wir drei wichti-
ge Säulen besetzt, die auch künf-
tig die Schwerpunkte im Land-
kreis bilden sollen und müssen“,
begrüßt der Lichtenfelser Landrat
Christian Meißner die Auszeich-
nung. 

grenzten Zeitplan aufzustellen
und einzuhalten. Einigkeit herr-
schte unter den Experten auch in
einem weiterem Punkt: Durch
frühzeitige Beteiligung der Bür-
ger lassen sich Planungsprozesse
stabilisieren und letztlich in ihrer
Laufzeit sogar verkürzen. 

Standpartner präsentieren
europäischen 
Spitzenstandort

Am Gemeinschaftsstand der
Metropolregion München prä-
sentieren sich auf der Expo Real

2012 mit Dachau, Freising, In-
golstadt, Landshut, der Nordalli-
anz und Pfaffenhofen einige der
attraktivsten Standorte innerhalb
der Metropolregion, dazu die
Unternehmen Hans Mayr Bau
GmbH und VIB Vermögen AG
aus Neuburg an der Donau sowie
pbb Planung + Projektsteuerung
GmbH und Schiller Immobilien
GmbH aus Ingolstadt. Sie alle
zeigen die Metropolregion Mün-
chen als Spitzenstandort für in-
novative Unternehmen, der zu-
gleich höchste Lebensqualität
bietet. 
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„Herrschaftzeiten, die W elt
wird immer mehr von Rohlin-
gen dominiert! Mit Rücksicht,
Achtsamkeit und etwas mehr
Zuvorkommen wür de man
doch einfacher und angeneh-
mer leben.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, hatte einen Ter-
min in der Metropole und sich
einmal mehr in den Zug gesetzt.

Da hat er dann immer was
zu erzählen von „Kampfpend-
lern“, die, um einen Sitzplatz
zu erobern, gnadenlos vor die sich öffnenden
Türen drängen, von Müttern, die mit ihr en Kin-
derwägen geduldig auf das freundliche Bahn-
hofspersonal vertrauen müssen, da kein Mitrei-
sender sich erbarmt, ihnen in den Zug zu helfen
und Schaffnern, die strahlen, wenn sie einmal
ein „Grüß Gott“ hören, statt nur in abweisende
Gesichter schauen zu müssen. Szenen aus der
„Rüpel-Republik“, wie es ein vor kurzem er-
schienenes Buch nennt.

Hat Deutschland Abschied von der Kinder-
stube genommen? Eigentlich nicht, wenn man
den einschlägigen Umfragen vertrauen darf.
Da bekundet immer eine Mehrheit, wie wichtig
gutes Benehmen und Rücksichtnahme sind. Die
Benimm-Kurse sind voll und die Ratgeberverla-
ge produzieren jede Menge T itel, die als All-
tagsknigge oder interkulturelle Benimmbücher
erklären, wie man sich in welcher Situation
adäquat verhält. Treffen wir deren Käufer nicht
auf der Straße, sondern nur immer diejenigen,
welche das Leben als Kampfarena sehen?

Unsere Gesellschaft befindet sich in einer 
Egoismusfalle. Wir wissen uns sehr wohl zu be-
nehmen – wenn es uns nützt im Job, gerne auch
in fremden Kulturkreisen, beim Small-talk auf der
Party und auch bei Dates – da machen wir etwas
her durch höfliche Rücksichtnahme und Liebens-
würdigkeit gegenüber jedermann. Aber wehe,
wir sind unbeobachtet oder beschäftigen uns mit
etwas vermeintlich Wichtigerem als unserem Mit-
menschen, den wir vor den Kopf schlagen, weil
wir ihn nur dieses eine M al sehen und dann für
immer aus dem Auge verlieren.

Das „Ich“ steht im Zentrum
und was nicht in den für hier
und heute gefassten Plan passt,
muss um jeden Pr eis passend
gemacht werden. Wie käme es
sonst, dass Eltern mit ihren ge-
rade neugeborenen Kindern die
exotischsten Fernreisen ma-
chen oder die kleinen Würm-
chen bei größter Hitze wahl-
weise auf hohe Ber ge oder
überfüllte S trände schleifen?
Wegen eines Kindes die Ge-

wohnheiten aufgeben? Geplante activities strei-
chen? Nein, dann lieber die Mitr eisenden durch
herzzerreißendes Weinen beschallen lassen.

Oder betrachten wir die, die ein Haustier als
zu ihrem „Way of life“ passend ansehen, das
dann, wenn es stört, stundenlang irgendwo an-
gebunden oder im parkenden Auto bei ge-
schlossener Scheibe (Achtung Diebstahlge-
fahr!) zurückgelassen wird. Einzelfälle? Schön
wärs. Wer mit wachem Auge durch die Städte
geht, sieht dafür mehr Beispiele als auf die
berühmte Kuhhaut gehen.

Warum ist das so? Warum sind die Menschen
weniger als früher ber eit, eigene Bedürfnisse
hinten an zu stellen? Gerade jetzt rund um den
Tag der Deutschen Einheit fällt mir ein, was
nach der W iedervereinigung des Öfter en von
Menschen aus den jungen Ländern über die
„Wessis“ gesagt wurde: Ihnen fehle das Wissen,
dass jeder auf den ander en angewiesen sein
kann. Da ist was dran: Früher , in Zeiten von
Not, Krieg und Unter drückung, wussten die
Menschen, dass keiner eine Insel ist und jeder
auf jeden im nächsten Augenblick existenziell
angewiesen sein kann. Folglich ging man auch
mit seinen Nachbarn und Mitmenschen pflegli-
cher um. Bei uns scheint das vielen überflüssig.

Mein Chef, der Bürgermeister, will dem gegen-
steuern. Anfangen will er mit einem Appell zu
mehr Rücksichtnahme bei den jährlichen Bür-
gerversammlungen, bei denen er die Reaktionen
der Menschen ausloten will. Sehen es ander e
auch so wie er? Für den Einsteig schicke ich ihm
ein ironisches Zitat von Ambrose Bierce aufs
Handy: „Ein Egoist ist ein unfeiner Mensch, der
für sich mehr Interesse hat als für mich.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Willkommen in der
Welt der Ichlinge

V. l.: Landtagspräsidentin Barbara Stamm, Renate Leutner,
Christian Meißner und Helmut Fischer zusammen mit Rein-
hard Leutner (im Vordergrund). 

Lichtenfelser Altlandrat Reinhard Leutner:

Geburtstagsempfang
und Verfassungsmedaille 

Landrat Christian Meißner hatte anlässlich des 70. Geburtsta-
ges seines Vorgängers Reinhard Leutner zu einem kleinen
Empfang ins Landratsamt Lichtenfels geladen. Gemeinsam
mit Bürgermeistern, den fünf Fraktionsvorsitzenden des
Kreistages von Lichtenfels, der Europaabgeordneten Monika
Hohlmeier sowie Renate Leutner mit den beiden Töchtern Bir-
git und Petra wurde Altlandrat Leutner auch offiziell von
Christian Meißner verabschiedet. Darüber hinaus wurde
Leutner eine besondere Ehre zuteil: Er wurde von Landtags-
präsidentin Barbara Stamm mit der Verfassungsmedaille in
Silber ausgezeichnet.

In seiner Laudatio hob Landrat
Meißner vor allem den Menschen
Reinhard Leutner und seine Ver-
dienste um den Landkreis Lich-
tenfels hervor:. „Du warst nie ein
Freund von salbungsvollen Re-
den, sondern hast lieber mit den
Menschen geredet und diskutiert,
so wollen wir es auch heute hal-
ten: Es ist ein Empfang zu Deinen
Ehren, also sollst auch Du im
Mittelpunkt stehen“, betonte der
Lichtenfelser Landrat. „Der
Landkreis Lichtenfels und seine
Menschen haben Dir viel zu ver-
danken. Äußeres Zeichen für
Deine beispiellose Schaffenskraft
und Deine Leistung ist die Ehren-
medaille des Landkreises Lich-
tenfels, die ich Dir Anfang Juli
überreichen durfte. Der Kreistag
hat diese höchste Auszeichnung
des Landkreises einstimmig be-
schlossen.“

Altlandrat Reinhard Leutner
war das erste Mal seit seinem
Unfall im Mai vergangenen Jah-
res wieder im Landratsamt Lich-
tenfels. Der Altlandrat genoss
sichtlich die schöne Atmosphäre
an der festlich geschmückten
Tafel im Großen Sitzungssaal
„seines“ Landratsamtes, dem er
18 Jahre lang vorstand.

Auch bei der Verleihung der
Verfassungsmedaille in Silber
gab es eine kleine Laudatio. Im
Beisein von Landrat Christian
Meißner, dem stellvertretenden
Landrat Helmut Fischer und Re-
nate Leutner ehrte Landtagspräsi-
dentin Barbara Stamm in einer

sehr persönlichen Feierstunde
den Politiker: „Ich will jetzt gar
nicht alle Deine Verdienste auf-
zählen, sondern lediglich beto-
nen, dass Du ein Volksvertreter
warst, der sich immer als Anwalt
der gesellschaftlichen Interessen
verstanden hat und nicht als Ver-
treter einer speziellen Klientel.
Damit ist auch schon das wichtig-
ste Kriterium erwähnt, das bei der
Verleihung der Verfassungsme-
daille eine Rolle spielt: Sie wird
an Personen vergeben, die sich in
besonderer Weise um die Bayeri-
sche Verfassung verdient ge-
macht haben. Und unsere Verfas-
sung will einen Staat, der dem
Gemeinwohl dient.“ 

10. Forum Zukunft Schwaben:

Energiewende
mit Fragezeichen

Die Umsetzung der Energiewende gehört auch in Schwaben zu
den Herkulesaufgaben, die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
stemmen müssen. Es ist das Zukunftsthema für die Region in
den kommenden Jahren. Denn die drei Aspekte Versorgungssi-
cherheit, Bezahlbarkeit und Klimaschutz müssten sinnvoll in die
Balance gebracht werden. Die beiden schwäbischen Wirt-
schaftskammern IHK Schwaben und Handwerkskammer
(HWK) traten dazu bereits traditionell mit Bayerns Wirt-
schaftsminister Martin Zeil beim 10. Forum Zukunft Schwaben
in den Dialog, um mit ihm gemeinsam diesen Themenkomplex
zu diskutieren.

Wie Dr. Andreas Kopton, Prä-
sident der IHK Schwaben, deut-
lich machte, dürfen bei der Um-
setzung der Energiewende die
Punkte Energiesicherheit, be-
zahlbare Energie und Energieef-
fizienz nicht in den Hintergrund
geraten. Er beschrieb diese un-
verzichtbaren Bestandteile als
„magisches Dreieck“ der Ener-
giewende.

Bezahlbarkeit

Das die Energiewende zwei-
felsfrei gut und richtig ist, daraus
machte auch der Präsident der
HWK Schwaben Jürgen Schmid
kein Hehl. Er zeigte auf, dass die
Energiewende zwar nicht zum
Nulltarif zu haben ist, dennoch
müsse Energie für die Wirtschaft
bezahlbar sein.

Wirtschaftsminister Martin Zeil
wies in seinem Impulsreferat dar-
auf hin, dass jeder vierte Arbeits-
platz in der Region Schwaben am
energieintensiven produzierenden
Gewerbe hängt. Viele Herstel-
lungsverfahren seien hochsensi-
bel. Bereits kleine Schwankungen
im Stromnetz könnten erhebliche
Schäden verursachen.

„Wir führen einen riskanten
Wettlauf gegen die Zeit“, meinte
der Minister. In Süddeutschland
seien bereits fünf Kernkraftwerke
abgeschaltet. Besonders im ver-
gangenen Winter sei die Strom-
versorgung deshalb „schon auf
Kante genäht“ gewesen – obwohl

der Winter insgesamt eher mild
und kurz ausfiel. Zeil: „Es darf
doch kein Dauerzustand sein,
dass wir Jahr für Jahr auf einen
milden Winter hoffen müssen,
damit die Netze halten!“ 

Ernsthafter Engpass
in 2015/2017

2015 und 2017 gingen mit
Grafenrheinfeld und Gundrem-
mingen Block B zwei weitere
bayerische Reaktoren vom Netz.
Spätestens dann stehe Bayern
vor einem ernsthaften Engpass.
Zeils Forderung: „Wir brauchen
für den wirtschaftlich starken
Süden Deutschlands unter dem
Aspekt Versorgungssicherheit
rasch Ersatzkapazitäten bei der
Stromerzeugung, zudem Strom-
netze, die zur neuen Erzeuger-
struktur passen, und neue Spei-
cherkapazitäten.“

Nicht nur die Zuverlässigkeit,
auch die Bezahlbarkeit sei ge-
fährdet, betonte Zeil. Bereits
jetzt lägen die Strompreise in
Deutschland weit über dem eu-
ropäischen Durchschnitt. „Hier
müssen wir konkurrenzfähig
bleiben, damit wichtige Indu-
striezweige in Schwaben eine
Zukunft haben.“

Der Freistaat Bayern habe
Millionenbeträge beispielsweise
in den Augsburger Innovations-
park gesteckt, um die Stellung
der Region als Kompetenzzen-
trum für Faserverbundstoffe aus-

zubauen, erklärte der Minister
und ergänzte: „Es wäre doch ein
Schildbürgerstreich ohneglei-
chen, wenn wir zuerst mit
großen Anstrengungen neue Zu-
kunftsindustrien aufbauen und
ihnen im nächsten Schritt durch
hohe Strompreise den Boden
entziehen. Mein Ziel lautet: Zu-
kunftsfähige Industrien durch si-
cheren und wettbewerbsfähigen
Strom!“

Dezentrale Erzeugung

Bei allen, die für eine erfolgrei-
che Energiewende in Schwaben
arbeiten, bedankte sich der Mini-
ster sehr herzlich. Mit der dezen-
tralen Erzeugung erneuerbarer
Energien seien gerade für Ge-
meinden im ländlichen Raum
Chancen auf neue Wertschöp-
fungsmöglichkeiten verknüpft.
Als positive Beispiele nannte Zeil
die „Energiegemeinde“ Wild-
poldsried im Oberallgäu, das ge-
plante Gas- und Dampfturbinen-
kraftwerk in Leipheim, die mehr
als 60 bereits genehmigten Wind-
energienanlagen in ganz Schwa-
ben sowie in Augsburg die im
Bau befindliche Wasserkraftanla-
ge am Lech-Hochablass. 

Innovation

Zeils Fazit: „Schwaben steht
heute hervorragend da, weil wir
hier eine komplette industrielle
und hoch innovative Wertschöp-
fungskette haben: Über For-
schungsinstitutionen von Welt-
rang, leistungsstarken Zuliefe-
rern in Mittelstand und Hand-
werk bis hin zu Produktion und
Vertrieb von Weltklasse-Produk-
ten „Made in Swabia“. Die Wirt-
schaft in Schwaben ist dabei in
ganz entscheidendem Maße auf
eine wettbewerbsfähige Energie-
versorgung angewiesen.“ DK

Der Lebensminister in 
den bayerischen Regionen

Muhr am See (wefa) – Der „Lebensminister“ kommt in die
bayerischen Regionen, um denen nah zu seien, die auf der kom-
munalen Ebene die Entscheidungen treffen. Bayerns Umwelt-
minister Dr. Marcel Huber ist im Rahmen der Kampagne jetzt
im Fränkischen Seenland mit Bürgermeistern und Behörden-
vertretern zusammen gekommen, um über strittige Themen wie
„Windräder im Naturpark“ oder „Algen im Altmühlsee“ zu dis-
kutieren.

Immerhin: die Begegnung mit
dem Minister war für die Kom-
munalpolitiker aus dem Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhau-
sen nicht nur eine Plauderstunde.
Landrat Gerhard Wägemann
(auf dem Foto präsentiert er das
Logo zusammen mit dem Mini-
ster) hat eine Regelung initiiert,

die jetzt vom Ministerium in ei-
ne rechtliche Form gekleidet
wird. Es geht konkret darum, wo
im Naturpark Altmühltal künftig
Windräder aufgestellt werden
dürfen.

Demnach gibt es neben einer
absoluten Tabuzone eine weiße
Zone (Einzelfall) und eine grüne

Zone, in der problemlos die
Windräder installiert werden
dürfen.

Auszeichnung

Dr. Marcel Huber zeichnete
im Seenland die Gemeinde
Pleinfeld für ihr Projekt „Inter-
kommunales Bürgerzentrum“
aus und die Stadt Treuchtlingen
bekam die Plakette „Gute Luft
vor Ort“. Im staatlich anerkann-
ten Erholungsort mit Heilquel-
lenkurbetrieb liegt die Stickstoff-
dioxidbelastung 75 Prozent unter
dem Landesdurchschnitt. 

Umweltminister Marcel Huber (Mitte) im Fränkischen Seenland mit Bürgermeistern und Behörden-
vertretern. Foto: Falk
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegen 
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beilagen des Verlags Bayerische Kommunalpresse GmbH
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Kommunalfahrzeugen bei. 
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Vorschau auf GZ 20
In unserer Ausgabe Nr. 20, die am 25. Oktober 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Wasser . Abwasser
 Fachliteratur für Kommunen
 Kommunale Rechtsfragen
 Kommunale Repräsentation
 Fremdenverkehr in Bayern

Bürgermeisterwahlen
in Bayern

Neuer Bürgermeister der Rotweinstadt Klingenberg im Land-
kreis Miltenberg ist der CSU-Mann Ralf Reichwein. In einer
Stichwahl setzte er sich mit 56,8 Prozent der Stimmen gegen seinen
Konkurrenten Steffen Scholz von den Freien Wählern durch, der
auf 43,2 Prozent der Stimmen kam. Die Wahlbeteiligung lag bei 56
Prozent.

Bei der Stichwahl in Dettelbach (Landkreis Kitzingen) gewann
Christine Konrad (Freie Wähler Dettelbach) mit 52,7 Prozent ge-
gen Michael Schuba von der CSU, der 47,3 Prozent erreichte. Die
Wahlbeteiligung lag bei 68,4 Prozent.

Mit 55,6 Prozent hat Marion Schwenzl für die Liste „Gemeinde-
wohl/Freie Wähler“ die Bürgermeisterwahl in der Gemeinde
Wildenberg (Landkreis Kelheim) für sich entschieden. Sie ließ die
beiden Mitbewerber Winfried Roßbauer (CSU), der auf 32,4 Pro-
zent der Stimmen kam, ebenso hinter sich wie Benno Kreuz-
mair, der für die Liste „BürgerPlus“ angetreten war und 11,5 Pro-
zent der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen konnte.

Pegnitz: Ära Thümmler endet nach 30 Jahren

In Pegnitz geht die Ära von Rathauschef Manfred Thümmler
nach 30 Jahren zu Ende. Der Sozialdemokrat Uwe Raab ist neu-
er Bürgermeister. Er entschied die Stichwahl mit 53,5 Prozent
der Stimmen gegen seinen CSU-Kontrahenten Wolfgang Hempf-
ling, der auf 46,5 Prozent kam. Die Wahlbeteiligung lag bei 65,6
Prozent.

In Gerolzhofen (Landkreis Schweinfurt) wurde der CSU-
Kandidat Thorsten Wozniak zum neuen Rathauschef bestimmt.
Bei der Stichwahl erhielt der 36-Jährige 60,3 Prozent der Stim-
men. Die amtierende Bürgermeisterin Irmgard Krammer
(FW) erreichte 39,7 Prozent. DieWahlbeteiligung lag bei 60,5
Prozent.

Bei der Bürgermeisterwahl in Kraiburg am Inn (Landkreis Mühl-
dorf) setzte sich der CSU-Kandidat Dr. Herbert Heiml klar mit
77,9 Prozent der Stimmen gegen Hermann Lichtenwimmer von
den Grünen (11,1 Prozent) und den SPD-Bewerber Adrian Hil-
ge (11,0 Prozent) durch. Der 61-jährige Heiml hatte 1996 das
Amt des Zweiten Bürgermeisters übernommen und vertrat seit
dem Sommer 2011 Bürgermeister Michael Loher, der aus ge-
sundheitlichen Gründen seinen Amtsgeschäften nicht mehr
nachkommen konnte. DK

Energiewende konkret:

Neues Vorhaben „SmartEnergy
Region Oberland“

Die Energiewende ist mit großen Chancen verbunden, indem sie die
regionale Wertschöpfung steigert, zusätzliche Arbeitsplätze schafft
und die Zukunftsfähigkeit der Heimat sichert. In den Landkreisen
Bad Tölz-Wolfratshausen, Miesbach und Weilheim-Schongau sind
hier in den vergangenen Jahren bereits große Anstrengungen durch
Landräte, Bürgermeister, Unternehmen und Bürger mit Unter-
stützung durch die Bürgerstiftung „Energiewende Oberland“
(EWO) unternommen worden. Um weitere Fortschritte zu erzielen,
wurde ein einzigartiges, ganzheitliches Konzept „SmartEnergy Re-
gion Oberland“ entwickelt, das nunmehr im Landratsamt Bad
Tölz-Wolfratshausen vorgestellt wurde.

Im Rahmen des Vorhabens
„SmartEnergy Region Oberland“
soll unter der Federführung der
EWO die dezentrale Energiever-
sorgung im Oberland in den oben
genannten Landkreisen durch in-
telligente Maßnahmen und Nut-
zung der erneuerbaren Energien
ausgebaut werden. Durch die
Maßnahmen sollen eine zuverläs-
sige, wirtschaftliche und kli-
mafreundliche Energieversorgung
sichergestellt, der Bau von zusätz-

lichen Großkraftwerken im Be-
reich des Oberlandes weitgehend
vermieden, die Wertschöpfung
im Oberland erhöht und zusätzli-
che Arbeitsplätze geschaffen und
schließlich die Zukunftsfähigkeit
der Region gesichert werden.

Das Neue an dem Projekt ist der
zugrunde liegende systemische
Ansatz, der alle energieverbrau-
chenden Sektoren wie Gebäude,
Industrie und Mobilität umfasst
und gleichzeitig die Erzeugung
und Verbrauch von Energie intelli-
gent miteinander vernetzt, infor-
mierte der Vorstandsvorsitzende
der Bürgerstiftung Prof. Dr. Wolf-
gang Seiler. Mit Hilfe dieses An-
satzes werde die bisher generell
verfolgte Praxis der Umset-
zung von Maßnahmen in Form
von Einzellösungen (Insellö-
sungen) durchbrochen.

Die im Rahmen von „Smart
Energy Region Oberland“ geplan-
ten Arbeiten werden in vier eng
miteinander vernetzten Projektbe-
reichen durchgeführt, in denen die

Energieeffizienz durch intelligen-
tes Systemmanagement und neue
Technologien gesteigert, die vor-
handenen Potenziale an Erneuer-
baren Energien in der Region um-
weltfreundlich ausgeschöpft, die
Stromverteilung durch ein intelli-
gentes Netz und Einsatz innovati-
ver Energiespeicherung als Sys-
stemplattform optimiert und die
nachhaltige CO2-neutrale Mobi-
lität durch technische Maßnah-
men, Verhaltensänderungen und
erneuerbare Energieträger erreicht
werden soll.

Interessengemeinschaft

Getragen wird das Vorhaben
„SmartEnergy Region Oberland“
von einer Interessengemeinschaft,
die den ganzheitlichen systemi-
schen Ansatz des Vorhabens zur de-
zentralen, intelligenten Energie-
und Stromversorgung im Oberland
durch die Bereitstellung von Fi-
nanzmitteln unterstützt und/oder an
der Umsetzung von Teilprojekten
aktiv beteiligt ist. Hierzu zählen ne-
ben den drei Landkreisen einige re-
gionale Stadt- bzw. Gemeindewer-
ke, mehrere große Industrieunter-
nehmen, die regionalen Sparkassen
und Raiffeisenbanken, Forschungs-
einrichtungen, einige Kommunen
und natürlich die Bürgerstiftung
„Energiewende Oberland“. Die In-
teressengemeinschaft ist offen für
weitere interessierte Firmen, Verei-
ne und Körperschaften des öffentli-
chen Rechts.

Eine zentrale Rolle spielt der
Steuerungskreis, dem führende
Mitglieder der Interessengemein-
schaft angehören und der die Auf-
gabe hat, die Kommunikation und
Kooperation zwischen den Part-
nern zu stärken und die Leitpro-
jekte festzulegen, die dann in Ko-
operation mit den Bürgern, den
Kommunen und in der Region an-

gesiedelten Unternehmen, Bera-
tungsbüros und Betrieben durch-
geführt werden. Letztlich sollen
„Bürgerkraftwerke“ entstehen, an
denen die Bürger direkt beteiligt
sind.

„Wir haben hier in den drei
Landkreisen der EWO eine her-
vorragende Ausgangssituation“,
informierte Prof. Seiler bei der
Vorstellung des Konzepts. Er be-
zog sich dabei auf die Beschlüsse
der drei Kreistage zur Erreichung
der Energiewende, vorliegende
Klimaschutzkonzepte und die aus-
reichende Größe der Region für
die Implementierung des intelli-
genten Systemansatzes.

Prof. Dr. Reimelt, Präsident von
General Electric Deutschland und
Sprecher der an diesem Vorhaben
beteiligten großen Unternehmen,
unterstrich die herausragende Stel-
lung des Projekts: „Hier bietet sich
die große Möglichkeit, Theorie
und Praxis zusammen zu bringen
und Lösungen zu entwickeln und
zu erproben, die dann weltweit
zum Einsatz kommen“.

Landrat Josef Niedermaier (Bad
Tölz-Wolfratshausen) begrüßte in
seiner Funktion als Sprecher der
drei EWO-Landkreise das Vorha-
ben und sieht in der Energiewende
eine Chance für regionale Wert-
schöpfung und Schaffung neuer
Arbeitsplätze. „Wir müssen aber
auch die gesetzlichen Regelungen
dahingehend überprüfen, ob sie
mit den politisch formulierten Zie-
len vereinbar sind“, stellte Nieder-
maier klar.

Walter Obinger, Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Bad Tölz
vertrat die regionalen Banken und
hobe ebenfalls das Bekenntnis der
regionalen Banken zur Energie-
wende hervor. „Die Energiewende
bietet die Möglichkeit aktiv einen
eigenen Beitrag in der Region für
die Region zu leisten und attrakti-
ve Arbeitsplätze in der Region zu
halten oder neu zu akquirieren“, so
Obinger. Die Unterstützung des
Vorhabens durch die Banken rüh-
re vor allem aus dem natürlichen
Interesse der Banken an einer wirt-
schaftlich gesunden und stabilen
Region und ihrer nachhaltigen
Entwicklung. DK

Penzberg sagt nein
Gegen das Biomasse-Heiz-

kraftwerk votierten beim Bür-
gerentscheid 77,8 Prozent der
Penzberger. Mit 44,9 Prozent
war die Wahlbeteiligung über-
raschend hoch. Das Kraftwerk
hätte Dampf für die Produkti-
on des Pharmaunternehmens
Roche Diagnostics erzeugt und
Strom für das öffentliche Netz
geliefert. 

http://www.stadtmoebel.de
http://www.stadtmoebel.de
http://www.urkunden-atelier.at
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Check-In der Teilnehmer

Begrüßung
Dr. Franz-Stephan v. Gronau | Dipl.-Kfm.,
Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwalt, Steuerberater, Partner, 
LKC

Bernd Buckenhofer | Geschäftsführendes Vorstands-
mitglied, Bayerischer Städtetag

Impulsreferat
Prof. Dr. Gregor Kirchhof | LL.M., Lehrstuhl für 
Öffentliches Recht, Finanzrecht und Steuerrecht, 
Universität Augsburg

Kurz-Referate mit fachlicher Diskussion 

Moderation: Dr. Stefan Detig | M.B.A., Rechtsanwalt, 
Altbürgermeister, Partner, LKC

1. Finanzierung kommunaler Infrastruktur

Die Herausforderungen und Möglichkeiten bei 
der Finanzierung der kommunalen Infrastruktur
Dr. Stefan Detig | M.B.A., Rechtsanwalt, Partner, LKC

Die Finanzierung kommunaler Investitionen 
aus Kreditgebersicht
Andrea Bastian | Sparkassenverband Bayern
Tanja Mönkhoff | BayernLB

Die Energiewirtschaft im Wandel: Verlagerung 
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ca.
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Mittwoch, 5.12.2012

Bürgerhaus Pullach
Heilmannstr. 2 | 82049 Pullach
www.buergerhaus-pullach.de

Die Finanzierung öffentlicher Infrastruktur, gerade auch im 
Rahmen der Energiewende, stellt Kommunen und Rechtsauf-
sichtsbehörden gleichermaßen vor erhebliche Herausforde-
rungen. Hierbei ist unter anderem das EU-Beihilferecht zu be-
achten, ebenso wie bei allen sonstigen Unterstützungen von 
Kommunen gegenüber Tochterunternehmen, Vereinen und 
anderen Dritten. 
Die aktuelle Rechtsprechung und die Entscheidungen der 
EU-Kommission werden ebenso ein Schwerpunkt der Vor-
träge sein, wie die Gestaltungsmöglichkeiten für die tägliche 
kommunale Praxis. 
Traditionell ist die Besteuerung der öffentlichen Hand, mit ihren 
Vor- und Nachteilen, auch dieses Jahr ein weiteres Schwer-
punktthema des LKC KommunalForums.
Aktuelle Probleme und deren Lösungsmöglichkeiten werden 
verständlich vorgetragen und mit den Teilnehmern diskutiert.

Ihr Nutzen:

Zukunftsgerichtete rechtliche, steuerliche und 
wirtschaftliche Gestaltungshinweise 
Hochkarätige Referenten aus Ministerien, Beratung 
und Verbänden
Kompakte Wissensvermittlung aus unterschiedlichen 
Perspektiven an nur einem Tag
Tagungsordner als Arbeitshilfe und Nachschlagewerk
Lockere Atmosphäre

 13.15

ca.
16.00

-

-

-

-
-

Fortsetzung einschließlich Kaffeepause

2. EU-Beihilferecht

Aktuelle EU-beihilferechtliche Sachverhalte in 
der kommunalen Praxis
Dr. Stefan Detig | M.B.A., Rechtsanwalt, Partner, LKC 

Beihilferechtliche Möglichkeiten und Grenzen der 
Breitbandförderung in Bayern 
Dr. Monika Hochreiter | Regierungsdirektorin, 
Stv. Referatsleiterin, Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie  

3. Besteuerung der öffentlichen Hand

Der Vorsteuerabzug bei Sporthallen
Karl-Anton Zitzelsberger | Abteilungsleiter Steuern, 
Landeshauptstadt München 

Kippt der Vorsteuerabzug bei dauerdefizitären 
Einrichtungen?
Dr. Franz-Stephan v. Gronau | Dipl.-Kfm., Wirtschafts-
prüfer, Rechtsanwalt, Steuerberater, Partner, LKC

Die Besteuerungsprobleme von Landkreisen
Thomas Kastenmeier | Rechtsanwalt, LKC

Aktuelles aus der Finanzverwaltung
Erich Pinkos | Referent im Körperschaft- und Gewer-
besteuerreferat, Bundesfinanzministerium, Berlin

Veranstaltungsende

Frühbucherrabatt bis 5.11.2012!
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GZ-Interview mit Architekt Peter Brückner:

ENERGETISCH SANIEREN
IM ALTBESTAND

Ihr Architekturbüro besteht seit über 20 Jah-

ren. Entsprechend umfangreich sind ihre Er-

fahrungen mit bedarfsgerechten Planungs-

werkzeugen. Heutzutage ermöglicht fortge-

schrittene Technologie hocheffizientes Bauen.

Inwieweit hat dies Auswirkungen auf die

Kulturlandschaft?

Brückner: Wichtig ist es zunächst die vor-

handenen Ressourcen aufzunehmen und wei-

terzugeben. Anschließend ist die Frage zu

klären, ob man auf dem Vorhandenen auf-

bauen und dies für die Energieeffizienz der

neuen Gebäude nutzbar machen kann. Hier

die richtige Antwort zu finden, ist von der

Aufgabenstellung und vom Ort abhängig. Im

Kulturlandschaftsbereich sollten nach meiner

Überzeugung der Ort, die Menschen und die

damit verbundenen Aufgaben Platz finden.

Auf dieser Basis versucht unser Architektur-

büro stets aufs Neue, maßgeschneiderte Ant-

worten zu finden, die aber definitiv eine zeit-

gemäße, architektonische Aussage treffen.

Nachhaltigkeit betrifft das Bauwerk als

Ganzes. Welche Faktoren sind beim nachhal-

tigen Bauen allgemein zu berücksichtigen?

Brückner: Planen und Bauen ist ein umfas-

sender Kommunikationsprozess. Der Bau-

herr muss sich gemeinsam mit dem Archi-

tekten genau über die Aufgabenstellung klar

werden. Es gilt, gemeinsam auf Spurensuche

zu gehen, um eine Entwicklung zu formulie-

ren und schließlich eine ganzheitliche Projekt-

bearbeitung, ein stimmiges Gesamtkonzept,

vorzulegen, das alle umweltrelevanten Fakto-

ren einbezieht. Wichtig sind die Würdigung

der Materialität und letztlich auch die Befrei-

ung von modischen Erscheinungen und kurz-

fristig gedachten energetischen Themen.

Sie sind ein glühender Verfechter, wenn es

darum geht, architektonische Werte alter

Bauten oder Baumaterialien zu unterstrei-

chen. Können Sie dies näher erläutern?

Brückner: Das ist in der Tat unser Credo. Die

Materialität eines Gebäudes hat etwas damit

zu tun, wo ich das Gebäude berühre. Es geht

um die Schaffung von Atmosphäre in den

Räumen – ein ganz zentraler Punkt. Dabei 

ist unser Architekturbüro stets bestrebt, die

entsprechenden Materialien miteinander zu

verbinden. Wenn sich also jemand dem Holz

oder dem Stein oder beiden Materialien ver-

bunden fühlt, suchen wir nach einer Antwort

auf die Frage, welche Materialität für welche

Oberfläche an diesem speziellen Ort – innen

wie außen – angemessen ist.

Was ist bei historisch wichtigen Bauten 

oberste Maxime?

Brückner: Ganz klar: Authentizität. Das was

historisch vorhanden ist, muss authentisch

Die Sanierung alter Gebäudebestände macht nicht nur deren Energieversorgung

günstiger, sondern steigert auch die Lebensqualität und den Wert der Immobilie.

Doch wird auch der kulturelle Wert der Gebäude berücksichtigt? Stellen moderne

Sanierungskonzepte und traditionelle Bauweisen letztlich einen Widerspruch oder

ein stimmiges Konzept für die Zukunft dar? Der renommierte Tirschenreuther Archi-

tekt Peter Brückner (Architekturbüro Brückner & Brückner) äußert sich zu diesen

Fragen im Interview mit der Bayerischen GemeindeZeitung.

Die Sanierung des ehemaligen Kommunbräuhauses in Schönsee, das heute als Centrum

Bavaria Bohemia (CeBB) genutzt wird, wurde mit zahlreichen Auszeichnungen gewürdigt. 
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erlebbar sein. Ich möchte kein Gebäude sa-

nieren, um ein völlig neues Objekt zu schaf-

fen, das mit seinem Ursprung nichts mehr zu

tun hat. Das ist für mich eine herausragende

Maxime. Der ökologischste aller Gedanken

ist die Nutzung historischer bzw. bestehender

Gebäude.

Das Spektrum der energetischen Sanierungs-

möglichkeiten ist breit. Worauf ist bei-

spielsweise bei der Dämmung letztlich zu

achten?

Brückner: Für mich stehen natürliche Mate-

rialien im Vordergrund, die auch im wahrs-

ten Sinne des Wortes einen Wert haben. Hier

gilt es abzuwägen zwischen preiswerten, also

kostengünstigen Materialien und natürlichen

Materialien, die ihren Preis wert sind. Glas

ist für uns beispielsweise ein Medium, mit

dem man sehr gut arbeiten kann. Hier verbin-

den sich Transparenz, Wärme und Kälte auf

angenehme Weise. Aufbauend auf dieser na-

türlichen Materialität dürfen durchaus auch

massive Bauteile zum Einsatz kommen.

Dämmung bedeutet im Übrigen nicht, immer

mit den gleichen Dämmstoffen zu arbeiten.

Ich kann durchaus starke Ziegelmauern

bauen, ohne weitere Dämmstoffe einzuset-

zen. Es muss nicht immer die Mehrschalig-

keit im Vordergrund stehen. Monolithische

Gebäude, d. h. Konstruktionen mit Wänden

und Decken, die nur aus einer einzigen

Schicht bestehen, sind ebenfalls eine Option. 

Welche Bedeutung haben regionale Tradi-

tionen für Neubauten oder Sanierungsmaß-

nahmen?

Brückner: Für unser Architekturbüro ist dies

ein ganz wichtiger Grundbaustein. Es geht

darum, die regionalen Traditionen wahrzu-

nehmen, sie zu ordnen und in unsere heutige

Zeit mit den uns gegebenen Möglichkeiten

zu transformieren. Nur so realisiere ich ein

Gebäude, das in der Region verwurzelt ist

und mit dem sich sowohl Alteingesessene als

auch Neubürger identifizieren können. Es

geht also nicht um Kopie oder Nachbau, son-

dern um die durchaus zeitgemäße Interpreta-

tion und Weiterentwicklung eines Gebäudes.

Nicht umsonst heißt es: Das Bessere ist immer

der Feind des Guten.

Wo liegt die Grenze zwischen der Berück-

sichtigung von Traditionen und dem Beginn

der Energieeffizienz?

Brückner: Jede Bauaufgabe erfordert und

entwickelt neue Kommunikationsnetze und

Medien. Immer wieder müssen Grenzen

überschritten werden. Deshalb stellen Gren-

zen für mich auch etwas Öffnendes, eine

Chance, dar. Bautraditionen haben in ihrer

Reduktion eine wunderbare Basis geschaf-

fen, auch zum Thema Energieeffizienz einen

wertvollen Beitrag zu leisten. Bestes Beispiel

hierfür ist Markus Wasmeiers Museumsdorf

in Schliersee.

Planungen ihres Architekturbüros sind in der

Vergangenheit mehrfach mit Preisen bedacht

worden. Herausragendes Beispiel ist die

Sanierung und Erweiterung des ehemaligen

Kommunbräuhauses in Trägerschaft der

Stadt Schönsee zur Nutzung für das Centrum

Bavaria Bohemia (CeBB). Welche Auszeich-

nung haben Sie hierfür erhalten und was ist

das Besondere an diesem Objekt? 

Brückner: Das ehemalige Kommunbräuhaus

der Stadt Schönsee gehört zu den wertvolls-

ten Baudenkmälern der Region. Nach dem

Ende der Brautradition wurde das Gebäude

von der Stadt veräußert und später überhaupt

nicht mehr genutzt. Im Jahr 1988 erwarb die

Stadt das Baudenkmal zurück und suchte

nach einer öffentlichen Nutzung. Die Idee

eines „bayerisch-böhmischen Kulturzen-

trums“ erhielt 2004 grünes Licht. Nach den

Plänen unseres Architekturbüros wurde das

Gebäude in Trägerschaft der Stadt Schönsee

zur Nutzung für das Centrum Bavaria Bohe-

mia (CeBB) saniert und erweitert. Die Pla-

nung erhielt mit dem „best architects Award

2008“ eine hohe Auszeichnung. Für die archi-

tektonische Qualität der Sanierung bzw. Er-

weiterung erhielt Schönsee den Bayerischen

Bauherrenpreis 2009 und den Regionalpreis

2009 des Bundes Deutscher Architekten,

Kreisverband Niederbayern-Oberpfalz.

Das Besondere an diesem Projekt ist, dass

wir ein verfallenes Gebäude nicht nur retten,

sondern es gleichsam auch in die Jetzt-Zeit

übertragen und zu einem großen Identifika-

tionspunkt für die gesamte Region – kultu-

rell wie bautechnisch – machen konnten. Da-

bei legten wir unser Augenmerk unter ande-

rem auf Wandtemperierung und Nahwärme-

versorgung sowie eine hocheffiziente Däm-

mung in den Dächern. Abgerundet wurde das

Ganze von einer intelligenten Steuerungsan-

lage für die gesamte Energie im Gebäude.

Können Sie uns ein weiteres Beispiel für 

das Zusammenspiel von Bautradition und

Energieeffizienz nennen?

Brückner: Spontan fällt mir unser Wettbe-

werbsbeitrag 2005, die IGZ Softwarescheune,

ein markantes Firmengebäude im oberpfälzi-

schen Falkenberg, ein. Es beherbergt ein IT-

Unternehmen, das sich mit Logistik beschäf-

tigt. Wie der Name schon sagt, haben wir es

hier mit einem klassischen Beispiel zu tun:

Bautradition in Form der Scheune gepaart

mit High-Tech. Da das Unternehmen Pro-

dukte anbietet, die sozusagen nicht greifbar

sind, entstand die Idee, die Firma im Sinne

einer neuen Philosophie „be-greifbar“ zu

machen.

Im Idealfall sollte das Unternehmen nahezu

energieautark sein. So nutzten wir damals wie

heute die komplette Geothermie und planten

auf den Dächern entsprechend Photovoltaik-

anlagen, um Strom für die Wärmepumpen

erzeugen zu können. Das Ganze gepaart mit

der traditionellen Materialität Holz in Ver-

bindung mit einer Bauteilaktivierung. Da-

durch ist die räumliche Qualität der Arbeits-

plätze sehr hoch: Im Sommer sind sie kühl,

im Winter gut gewärmt. Und der Lichteinfall

wird auch genutzt. Energieeffizienz bedeutet

für uns eben auch, sehr viel mit natürlichem

Licht zu arbeiten.

Ganzheitliches Denken lautet also das

Zauberwort?

Brückner: Ja genau. Und das Ganze natürlich

in Verbindung mit einem guten Dialog. Unsere

Aufgabe ist es, Lebensräume für Menschen

zu schaffen. Wenn man die drei Komponenten

Leben, Räume und Menschen ernst nimmt

und Freude an dieser Herausforderung hat,

dann ist eine gute Lösung nicht weit. In die-

sem Zusammenhang freue ich mich, dass

sich E.ON Bayern das Thema energetische

Gebäudesanierung auf seine Fahnen geschrie-

ben hat und sich intensiv mit Lösungsmög-

lichkeiten beschäftigt. Das ist keineswegs

selbstverständlich. Hier eine Plattform zu bie-

ten, ist eine gute und wichtige Sache. 
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In der Küche gab es einen Holzofen zum

Heizen und Kochen; manchmal auch einen

Kachelofen in der guten Stube. Die Hilfs-

energie die man heute bei allen Heizsystemen

benötigt, wurde zu dieser Zeit durch die Be-

wohner selbst erbracht: Holzfällen, Einheizen

per Hand, Wasser holen, usw. 

SPARSAMER UMGANG 
MIT PRIMÄRENERGIE

Das Ergebnis der Berechnung nach EnEV

zeigt, dass durch den sparsamen Umgang 

mit Primärenergie - in der Hauptsache wurde

Holz aus den umliegenden Wäldern verheizt

- der Primärenergieverbrauch sogar unterhalb

den Anforderungen der aktuellen Energieein-

sparverordnung liegt.

14 STER HOLZ 
REICHTEN FÜR EIN GANZES JAHR

So wurde für die damals gebräuchliche

Beheizung der ständig genutzten Erdge-

schoßräume ein jährlicher Heizwärmebedarf

von 258 [kWh/(m²a)] ermittelt. Beheizt wur-

den hier die Küche und zwei Stuben mit ei-

ner Gesamtfläche von 72 Quadratmetern.

ENERGIEEFFIZIENZ WAR AUCH 

SCHON IM 16. JAHRHUNDERT WICHTIG

Energieeffizienz spielte also bereits im 

16. Jahrhundert eine wichtige Rolle. Wie

energieeffizient Gebäude aus dieser Zeit

wirklich waren, wollte E.ON Bayern ge-

nauer wissen und unterzog den Lukashof im

Bauernhofmuseum von Markus Wasmeier

am Schliersee einer Zustandsanalyse. 

Dieses historische landwirtschaftliche

Anwesen ist eines der ältesten erhaltenen

aus dem Tegernseer Tal. Überliefert ist,

dass die Bäume für seinen Aufbau im Jahre

1510 gefällt wurden; der Hofbau selbst konn-

te 1513 fertig gestellt werden. Das Gebäude

misst 13 Meter Breite und 23 Meter Länge

und ist mit einer großen Bruchsteinmauer

untersetzt.

MENSCHEN UND TIERE 
LEBTEN UNTER EINEM DACH

Bei dem Gebäude handelt es sich um einen

Einfirsthof, also ein Haus mit einem Dach-

first. Zudem ist es ein Seitflurhaus, das sei-

nen Eingang an der Längsseite hat. Tiere und

Menschen lebten hier unter einem Dach. 

Zur Zeit der Erstellung des Gebäudes ver-

wendete man Baustoffe aus der unmittelbaren

Nähe. In der Regel waren dies Holz und Steine.

Den Lukashof errichtete man im Stallbereich

aus Steinen. Für den Wohnbereich verwendete

man Holzbalken. Das Dach wurde ebenfalls

aus Holz erstellt. Die Eindeckung bestand aus

mit Steinen beschwerten Holzschindeln.

Der effiziente Umgang mit Energie lässt

sich hier schon an der Hausform erkennen. Es

wurde bedarfsgerecht gebaut. Deshalb waren

die Räume seinerzeit anders angeordnet.

Sie waren auch nicht alle beheizt. Die Wärme

kam von Einzelfeuerstätten. Das Holz dafür

wurde aus den umliegenden Wäldern geholt.

Der Lukashof – für seinen Wiederaufbau im Museumsdorf wurden Spezialisten zur Unter-
stützung geholt.

Das entspricht einem jährlichen Holzbedarf

von circa. 14 Ster Holz und somit einem

Primärenergiebedarf von 52 [kWh/(m²a)]. 

Hiermit wurde allerdings nicht nur geheizt,

sondern auch gekocht und der Warmwasser-

bedarf für die komplette Familie nebst

Knechten und Mägden gedeckt. Hätte man

den Heizbedarf über einen Heizkessel mit

Warmwasserbereitung sicherstellen müssen

(in der Berechnung wurde ein Feststoffkessel

zu Grunde gelegt), würde sich der Primär-

energiebedarf bedingt durch Anlagenverluste,

Verteilungsverluste und Energie für Warm-

wasserbereitung auf 99 [kWh/(m²h)] er-

höhen und damit fast verdoppeln. 

Auch schon zu früheren Zeiten spielten Rohstoffe und Energieeffizienz eine

wichtige Rolle - allerdings aus etwas anderen Beweggründen, als das ge-

genwärtig der Fall ist. Steht heute neben der Ressourcenknappheit vor allem

die Klimaproblematik im Vordergrund so war es früher der Aufwand für die

Beschaffung der Brennstoffe, der unsere Vorfahren zum sparsamen Umgang

mit Energie und zur effizienten Bauweise von Gebäuden anhielt.
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E.ON Bayern kann durch die bisherigen

Zustandsanalysen – vom Einfamilienhaus über

Mehrfamilienhäuser bis zu kommunalen Ob-

jekten – auf einen großen Erfahrungsschatz

zurückgreifen. Dabei ergaben sich spezifische

Endenergieverbrauchswerte von 115 bis 500

kWh/m²a, im Mittel 241 kWh/m²a, je nach Bau-

altersklasse, Nutzung und Zustand des Objek-

tes. Die Energieeinsparungen lagen im Mittel

bei rund 52 Prozent. Selbst bei relativ neuen

Gebäuden aus den Jahren 1988-1994 ergeben

sich Einsparungen von rund 60 Prozent. 

RECHNEN SICH 
ENERGETISCHE SANIERUNGEN?

Bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung

muss man auch sogenannte „Ohnehin-Kosten“

beachten, die entstehen, weil die techni-

sche Lebensdauer eines Bauteils erreicht ist

oder ein Schaden vorliegt. Wenn aufgrund

einer ohnehin anstehenden Renovierung inves-

tiert wird, macht es Sinn im gleichen Zug 

auch den energetischen Zustand zu verbessern.

Bei einem sachlich richtigen Vergleich zwi-

schen „Ohnehin-Maßnahme“ und energetisch

verbesserter Maßnahme ergeben sich aufgrund

der Energieeinsparungen nicht unerhebliche

Renditen. Beispielrechnungen zeigen, dass für

ein Zweifamilienhaus mit einer Fläche von

200 m2 zwar Sanierungskosten von rund

80.000 Euro anfallen, der „Ohnehin-Anteil“

aber bei rund 65 Prozent liegt. Setzt man nun

die Energiekosteneinsparung, die durch die zu-

sätzliche energetische Sanierung erzielt wird,

in Beziehung zum Kostenanteil für die energe-

tische Sanierung, dann ergibt sich eine Verzin-

sung des zusätzlich eingesetzten Kapitals von

rund 12  Prozent.

Dieses Potential sollte nicht ungenutzt blei-

ben. Die falsche Einschätzung des energeti-

schen Zustandes des eigenen Objektes und ein

unzureichender Informationsstand über Tech-

niken sind jedoch vielfach Hemmnisse für die

Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen. Hier

ist hersteller- und energieträgerneutrale Bera-

tung erforderlich. All das bietet E.ON Bayern

in seinem Rundum-sorglos-Paket „E.ON

EnergieSpar-Sanierung“. Hierüber informiert

das Unternehmen auf Ausstellungen, bei

Vorträgen und an Beratungsabenden. 

ENERGIESPARPOTENTIAL

BESTÄTIGT

Fachleute sind sich einig: Zum Einen ist

die Sanierungsrate zu erhöhen (Ziel der Bun-

desregierung ist eine jährliche Verdoppelung

der aktuellen Aktivitäten), zum Anderen ist

aber auch die Sanierungstiefe, also die Kom-

bination von Maßnahmen zu erhöhen. Letzte-

res liefert nicht nur einen Beitrag zur Energie-

einsparung, sondern hilft auch, Folgefehler am

Gebäude, wie beispielsweise Feuchteschäden,

zu vermeiden. Die Klimaschutzziele können

aber nur erreicht werden, wenn die Bedeutung

der energetischen Gebäudesanierung stärker

bewusst gemacht und dadurch die Umsetzung

beschleunigt wird.

Häufig liegen Verunsicherungen vor, die

eine konsequente Umsetzung der Sanierungs-

ziele behindern: „Welches Einsparpotential ist

vorhanden?“ Um hier richtige Entscheidungen

zu treffen, ist eine fachlich fundierte, ganzheit-

liche und neutrale Betrachtung des Gebäudes

und der Anlagentechnik erforderlich. Die Be-

rechnungen des Ist-Zustandes nach den gülti-

gen Normen und die Gegenüberstellung ver-

schiedener Sanierungsvarianten liefern belast-

bare Aussagen zum Erreichen eines Effizienz-

hausstandards und den zu erwartenden Investi-

tionskosten.

DOCH WIE ERHÄLT 
MAN DIESE AUSSAGEN?

E.ON Bayern bietet hier Hilfe an. Die an-

gebotene Zustandsanalyse beinhaltet zunächst

eine Vorbesprechung zur Festlegung des Sanie-

rungszieles. Nach Sichtung der vorhandenen

Planunterlagen und Prüfung auf Plausibilität

erfolgt eine erste Begehung des Objekts. Ge-

bäudekategorie, Gebäudenutzung, Baujahr,

Betriebszeiten, Raumtemperaturen und

Zonierungen sowie alle vorhandenen relevan-

ten Teile der Anlagentechnik – insbesondere

Heizung, Warmwas-erbereitung, Lüftung,

Klimatisierung und Beleuchtung – werden

detailliert erfasst. 

ENERGETISCHE BEWERTUNG 
NACH ENEV UND DIN 18599

Nach der Erfassung des Gebäudes folgen

die Analyse des Ist-Zustandes sowie die ener-

getische Bewertung der Gebäudehülle und

der Anlagentechnik. Die Berechnung erfolgt

auf der Basis der geltenden Energiesparver-

ordnungen (aktuell: EnEV 2009 und DIN

18599). Nun werden mindestens zwei Sanie-

rungsvarianten gegenübergestellt und dabei

die Energie- und CO2- Einsparungen berech-

net, die Investitionskosten geschätzt und mög-

liche Fördermittel dargestellt. Diese Ergeb-

nisse können direkt als Entscheidungshilfe

für weitere Maßnahmen herangezogen oder

als Basis für einen Sanierungsfahrplan ver-

wendet werden.

WAS KOSTET 
DIE ZUSTANDSANALYSE?

Für Wohngebäude bis 10 Wohneinheiten

können die Preise direkt im Internet (www.

eon-bayern.com/sanierung Ü Zustandsanalyse)

abgerufen werden. Bei kommunalen Gebäu-

den wird aufgrund der durch Form, Größe und

Anlagentechnik bedingten unterschiedlichen

Komplexität ein auf das Objekt zugeschnitte-

nes Angebot zu einem Festpreis erstellt.

Die Bedeutung der energetischen Gebäudesanierung zur Einhaltung der Klimaschutz-

ziele ist erkannt, es fehlt jedoch an der Umsetzung. Damit eine „Reduzierung des

CO2-Ausstoßes um 80 Prozent bis 2050 gegenüber 1980“ erreicht wird, sind die der-

zeitigen Sanierungsraten im Gebäudebestand von rund einem Prozent nicht ausrei-

chend. Zudem führte in den zurückliegenden Jahren nur ein geringer Anteil der Sanie-

rer neben dem bloßen Austausch defekter Gebäudebauteile auch Maßnahmen zur

vermehrten Energieeinsparung (energetische Sanierungen) durch.
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KfW-Bankengruppe
Die KfW-Bankengruppe bietet Förderpro-

gramme für die energieeffiziente Sanierung

von Wohnraum sowie die energetische Sanie-

rung von Gebäuden der kommunalen und so-

zialen Infrastruktur an. So werden im Pro-

gramm „Energieeffizient Sanieren – Kom-
munen“ (218) energetische Maßnahmen an

allen Gebäuden der kommunalen und sozialen

Infrastruktur (Nichtwohngebäude) gefördert,

die bis zum 1. Januar 1995 fertig gestellt wur-

den. Der Finanzierungsanteil liegt bei bis zu

100 Prozent der förderfähigen Investitions-

kosten. Der Förderhöchstbetrag richtet sich in

vier Stufen nach dem erreichten Effizienz-

standard durch die Sanierung. Hinzu kommt

eine weitere Förderstufe, die sich auf die Sa-

nierung denkmalgeschützter Objekte bezieht. 

Seit 1. September 2012 kommt die Förde-

rung auch kommunalen oder privaten Unter-

nehmen beispielsweise im Rahmen Öffentlich-

Privater Partnerschaften zugute. Sie können

jetzt das neue Programm „Energieeffizient
Sanieren – Kommunale Unternehmen“
(219) nutzen. Angeboten wird ein Zinssatz ab

1,00 Prozent effektiv pro Jahr sowie eine 100

Prozent-Finanzierung. Die maximale Kredit-

laufzeit beträgt 30 Jahre mit 10 Jahren Zins-

bindung. Für die Dauer der Zinsbindung gibt

es einen günstigen Förderzinssatz. Zusätzlich

erhält man einen attraktiven Tilgungszuschuss,

wenn ein Effizienzhausstandard erreicht wird.

Finanziert werden bis zu 100 Prozent der

Investitionskosten der energetischen Sanierung

von Gebäuden der kommunalen und sozialen

Infrastruktur mit allen notwendigen Nebenar-

beiten, jedoch keine Beratungskosten. Dem

Denkmalschutz und besonders erhaltenswerter

Bausubstanz wird besonders Rechnung getra-

gen. Die Gebäude müssen generell vor dem 

1. Januar 1995 fertig gestellt worden sein.

Folgende fünf Effizienzhaus-Standards wer-

den gefördert: KfW-Effizienzhaus 55, 70, 85,

100 sowie KfW-Effizienzhaus Denkmal.

Typische energetische Sanierungsmaßnah-

men sind Dämmung, Erneuerung der Fenster,

der Heizung, der Beleuchtung und der Ersatz

oder der Einbau von Lüftungsanlagen. 

Novelliert wurde auch das Programm

„Energieeffizient Sanieren - Soziale Orga-
nisationen“ (157). Finanziert wird die energe-

tische Sanierung mit allen notwendigen Neben-

arbeiten von Gebäuden der sozialen Infra-

struktur, wie Kultureinrichtungen, Kranken-

häuser, Behinderteneinrichtungen, Vereinsge-

bäude, Schulen und Kindergärten. Die Ge-

bäude müssen vor dem 1. Januar 1995 fertig

gestellt worden sein.

Weitere Informationen und Details sind unter

www.kfw.de/infrastruktur erhältlich.

BayernLabo
Die BayernLabo als Kommunal- und För-

derbank des Freistaats Bayern unterstützt die

Anstrengungen bayerischer Kommunen zum

Erreichen der Klimaschutzziele seit 2011

durch das Förderprogramm „Energiekredit
Kommunal Bayern“, mit dem die energeti-

sche Sanierung aller Gebäude (Nichtwohn-

gebäude) der kommunalen und sozialen

Infrastruktur gefördert wird.

Um die bayerischen Kommunen und

Zweckverbände bei der energetischen Sanie-

rung des Gebäudebestands in Bayern noch

intensiver als bisher zu unterstützen, hat

die BayernLabo in Zusammenarbeit mit der

KfW die Konditionen für den „Energiekredit
Kommunal Bayern“ ab 1. September 2012

nochmals deutlich ausgeweitet und verbessert.

Für den Kredit kommt der Programmzinssatz

zur Anwendung, der am Tag des Eingangs des

Abrufs von der BayernLabo festgesetzt wird.

Die geltenden Sätze können täglich unter

www.bayernlabo.de abgerufen werden.

Durch Zuschüsse der bayrischen Staatsregie-

rung, werden in der Regel die KfW-Zinssätze

unterschritten. 

So werden ab September 2012 im

„Energiekredit Kommunal Bayern“
 anspruchsvollere Sanierungen bis hin zum

KfW / BayernLabo / LfA:

ZAHLREICHE FÖRDERMÖGLICHKEITEN

Die Bundesregierung hat in ihrem Energiekonzept das ehrgeizige Ziel eines klima-

neutralen Gebäudebestandes bis 2050 formuliert. Den Gebäuden der öffent-

lichen Hand kommt aufgrund ihres großen Anteils am Gesamtgebäudebestand ei-

nerseits und ihrer Vorbildfunktion andererseits eine besondere Rolle zu.

MARKTANREIZPROGRAMM
DES UMWELTMINISTERIUMS

Am 15. August 2012 ist das neue Markt-

anreizprogramm (MAP) des Bundesum-

weltministeriums in Kraft getreten. Dabei

wurden die Zuschüsse für Solaranlagen

(thermisch), Biomasseanlagen und Wärme-

pumpen in Ein-, Zwei- und Mehrfamilien-

häusern sowie in gewerblichen und öf-

fentlichen Gebäuden deutlich erhöht.

Die Änderungen und Neuregelungen

betreffen beide Teile des Marktanreizpro-

gramms.

Im BAFA-Teil werden durch das Bun-

desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-

trolle Investitionszuschüsse für kleinere

Anlagen gewährt, die den Bedarf von Ein-,

Zwei- und Mehrfamilienhäusern sowie

kleineren öffentlichen und gewerblichen

Objekten decken.

Im KfW-Teil werden über das KfW-

Programm „Erneuerbare Energien Premium“

Darlehen und Tilgungszuschüsse für An-

lagen im größeren Leistungsbereich defi-

niert, die für die Versorgung großer, ge-

werblich genutzter Gebäude erforderlich

sind.

Die neue MAP-Richtlinie mit den ak-

tuellen Änderungen ist im Internet unter

www.erneuerbare-energien.de sowie im

elektronischen Bundesanzeiger abrufbar.

Informationen zur Antragstellung sind

unter www.bafa.de bzw. www.kfw-

foerderbank.de erhältlich. 
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Herr Pawlick, warum haben Sie sich mit dem

Thema Energetische Gebäudesanierung be-

schäftigt?

Pawlick: Zunächst natürlich wegen meiner

Energiekosten, die mir zu hoch waren. Wir

gehen davon aus, dass die Energiepreise in den

nächsten Jahren deutlich steigen werden. Hier

wollten wir rechtzeitig vorbeugen. Ein zweiter

Grund war, dass wir unser Dachgeschoss aus-

bauen und die dort vorhandene Dämmung er-

neuern wollten, da zu große Temperaturunter-

schiede zwischen Sommer und Winter vorla-

gen. Wenn wir schon umbauen, dann wollten

wir nur einmal die Handwerker im Hause

haben und haben deshalb gleich eine energeti-

sche Sanierung mit angeschlossen.

Und wie kamen Sie auf E.ON Bayern als

Gebäudesanierer?

Pawlick: Durch ein Gespräch mit dem

Energieberater. Nachdem ich beruflich sehr

eingespannt bin, habe ich keine Zeit für die

erforderlichen Maßnahmen des Umbaus. 

So ein Rundum-sorglos-Paket hat mein

Interesse geweckt. 

Und dann habe ich ehrlich gesagt auch kein

fachliches Know-how für eine solche Um-

baumaßnahme. Es war uns also wichtig, dass

wir auf Fachleute zurückgreifen können, die

Hand in Hand arbeiten, ohne dass Zeitlücken

entstehen.

Was hat Sie besonders überzeugt?

Pawlick: Neben dem Rundum-sorglos-Paket

war für uns die Einhaltung der Termine und

des Kostenlimits für die gesamten Maßnah-

men ganz wichtig. Wir haben es bereits er-

lebt, dass die Kosten während der Bauphase

explodieren oder sich die Umbauten zeitlich

sehr stark verzögern. Wir wollten die ganzen

Maßnahmen aber in rund zwei Monaten ab-

geschlossen wissen.

Was haben Sie saniert?

Pawlick: Wie schon gesagt, war der Ausbau

des Dachgeschosses einer der Auslöser. Da-

her wollten wir das Dach neu dämmen lassen.

Und auch die Außenfassade war renovierungs-

KfW-Effizienzhaus 55 gefördert,

 Belange des Denkmalschutzes und beson-

ders erhaltenswerter Bausubstanz durch ei-

nen neuen Förderbaustein KfW-Effizienz-

haus Denkmal berücksichtigt,

 Tilgungszuschüsse für alle Effizienzhaus-

standards eingeführt,

 Förderungen von Einzelmaßnahmen 

betragsmäßig ausgeweitet.

Im Detail bedeutet dies:

 Der Förderhöchstbetrag beträgt ab 1. Sep-

tember 2012 bei einer Sanierung zu einer 

KfW-Effizienzhaus-Stufe einheitlich 500 

Euro pro Quadratmeter Nettogrundfläche

des sanierten Gebäudes.

 Abhängig von der KfW-Effizienzhaus-

Stufe werden Tilgungszuschüsse von bis zu 

12,5 Prozent des Darlehensbetrags gewährt.

 Die Förderung für Einzelmaßnahmen wird 

von bisher maximal 50 Euro pro Quadrat-

meter Nettogrundfläche und pro Einzel-

maßnahme auf einheitlich maximal 300 

Euro pro Quadratmeter Nettogrundfläche 

pro Objekt, unabhängig von der Anzahl der 

Einzelmaßnahmen gesteigert.

 Das Angebot des Energiekredits Kommunal 

Bayern wird durch den traditionellen Kom-

munalkredit und den Förderkredit Invest-

kredit Kommunal Bayern der BayernLabo

ergänzt.

LfA Förderbank Bayern
Auch die LfA Förderbank Bayern fördert

die Investitionen von Kommunen zur Bewäl-

tigung der Energiewende mit zinsgünstigen

und langfristigen Darlehen. So kann der „Infra-

kredit Energie“ unter anderem für Vorhaben

eingesetzt werden, die der allgemeinen Ener-

gieeinsparung oder der Umstellung auf um-

weltfreundliche Energieträger dienen. Nach

dem EEG geförderte Vorhaben sind ausge-

schlossen. Der Darlehenshöchstbetrag beläuft

sich auf 4 Millionen Euro. Der „Infrakredit
Energie“ richtet sich an Kommunen, rechtlich

unselbstständige kommunale Eigenbetriebe

sowie kommunale Zweckverbände.

Der „Infrakredit Kommunal“ kann er-

gänzend zum „Infrakredit Energie“ bei

Vorhaben eingesetzt werden, die eine EEG-

Vergütung erhalten sowie bei Überschreitung

des Darlehensbetrages von 4 Millionen Euro. 

Einzelheiten unter www.kfw.de, www.
bayernlabo.de und www.lfa.de. 

E.ON ENERGIESPAR-SANIERUNG VON
HAUSBESITZERN VERMEHRT ANGENOMMEN

Familie Pawlick im Garten ihres sanierten

Hauses.

Auch Familie Pawlick hat sich für das Angebot der E.ON Bayern AG entschieden.

Die Bayerische GemeindeZeitung sprach mit Herrn Pawlick über die Gründe für

diese Entscheidung.
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Der Bichlerhof war ursprünglich ein

Bauernhof und stammt aus dem Jahre 1900.

1980 wurde er zu einem Ferienheim umge-

baut. Später folgten ein Anbau und die Erwei-

terung des Seminargebäudes. Hier war schon

aufgrund des Alters absehbar, dass Sanie-

rungspotential gegeben ist. 

ZUSTANDSANALYSE

Durch eine fundierte Zustandsanalyse

wurde die Grundlage für spätere Umsetzungs-

maßnahmen gelegt. Das Objekt befindet sich

in freistehender Lage und verfügt über rund

1.800 Quadratmeter beheizte Fläche. Das

Dachgeschoss ist abgesehen von zwei Spei-

cherräumen voll beheizt. 2010 wurden be-

reits die Fenster erneuert.

14 PROZENT EINSPARUNG

Als erste Maßnahme nach der Analyse

wurde die Dämmung der obersten Geschoss-

decke umgesetzt. Aufgrund der großen

Gesamtfläche des Gebäudes ergaben die

Berechnungen ein entsprechend großes

Einsparpotential für diese Maßnahme. Im

Ergebnis konnte eine Endenergieeinsparung

von 14 Prozent und demzufolge eine Redu-

zierung des jährlichen CO2-Ausstoßes von

rund 28 Tonnen pro Jahr realisiert werden.

WERTSCHÖPFUNG 
BLEIBT IN DER REGION

Die Dämmung der obersten Geschoss-

decke erfolgte mit 200 mm starker Mineral-

wolle und erfüllt damit auch die Anfor-

derungen der EnEV 2009. Teilweise wurde

im Haupthaus eine Zwischensparrendäm-

mung mit 140 mm starker Mineralwolle an-

gebracht – auch alte Dachfenster wurden hier

gegen neue ausgetauscht.

Die Umsetzung der Maßnahmen wurde in

nur 10 Tagen abgeschlossen. Die Ausführung

der Arbeiten übernahm eine örtliche Firma. Die

Wertschöpfung blieb damit in der Region.     

MIT GUTEM BEISPIEL
VORANGEHEN

Dass Energieeffizienz bei E.ON einen hohen Stellenwert hat, zeigt sich auch daran,
dass das Unternehmen selbst mit gutem Beispiel vorangeht und auch eigene
Gebäude energetisch untersucht - wie den Bichlerhof, ein firmeneigenes
Ferienheim in Bad Tölz.

Der Bichlerhof, ein Bauernhof aus dem Jahr 1900, der von E.ON mittlerweile als

Ferienheim genutzt wird.

bedürftig. Dann haben wir uns gleich für ein

Wärmedämmverbundsystem entschieden, ein

zusätzliches  Fenster im Treppenhaus einge-

baut und die Haustüre gleich mit erneuert.

Wie lief die Baustelle ab?

Pawlick: Die Maßnahmen wurden im Vorfeld

abgestimmt. Ich habe ein Angebot für alle

Maßnahmen erhalten, einen Termin- und

Kostenplan und das war‘s. Mit den eigent-

lichen Arbeiten auf der Baustelle war ich

nicht belastet. Das war sehr angenehm.

Gab es auch Punkte, die aus Ihrer Sicht nicht

so gut liefen?

Pawlick: Ja, den ganzen Ablauf bis man

eine staatliche Förderung über die KfW

erhält finde ich zu kompliziert. Wir haben

die Maßnahme daher anderweitig finanziert.

An dieser Stelle muss dringend nachgebes-

sert werden.

Die Baumaßnahmen sind inzwischen abge-

schlossen, wie zufrieden sind Sie mit dem

Resultat?

Zur Energieeinsparung kann ich noch nichts

sagen, da uns aufgrund des kurzen Zeitraums

seit der Fertigstellung noch keine Heizungs-

abrechnung vorliegt. Das Raumklima hat

sich deutlich verbessert. Früher war es im

Sommer zu warm und im Winter zu kalt. Jetzt

haben wir in den unteren Wohnräumen ein

angenehmes Klima. Einzig im Dachgeschoß

ist es im Sommer noch zu warm.

Würden Sie das Ganze noch mal so machen?

Aus heutiger Sicht ein klares Ja. 
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Schulgebäude müssen heute anderen An-

forderungen genügen, als zu der Zeit, zu der

sie errichtet wurden. Bei Umbaumaßnah-

men spielt die Energieeffizienz eine entschei-

dende Rolle. 

MAßNAHMENKATALOG

Als in der Oberpfälzer Marktgemeinde

Waldthurn der Umbau der ehemaligen Haupt-

SCHOKOKÜSSE 
FÜRS ENERGIESPAREN

Einweihung der Wolfgang-Caspar-Printz Grundschule im Markt Waldthurn

und Grundschule zu einer reinen und verklei-

nerten Grundschule anstand, nahm man da-

her nicht nur die in die Jahre gekommene

Heizung unter die Lupe. Im Rahmen der

E.ON EnergieSpar-Sanierung erstellten die

Experten von E.ON Bayern zunächst eine

Zustandsanalyse. Anschließend schlugen sie

Maßnahmen zur Reduzierung des

Energieverbrauchs vor und schafften so die

Grundlage für die geplanten Sanierungsmaß-

nahmen an der Schule.

NEUES HEIZSYSTEM

Die Modernisierungsarbeiten begannen

mit der Sanierung der Turnhalle. Die alte

elektrische Luftheizung wurde durch ein

modernes Heizungssystem ersetzt, das die

Turnhalle über eine neue Hackschnitzel-

heizung mit Wärme versorgt. Bei der an-

schließenden Sanierung der Heizungs-,

Lüftungs- und Sanitäranlage der Schule wur-

den durch Wärmedämmmaßnahmen und

neue Fenster die Voraussetzung für den Um-

bau der Heizungsanlage des Schulgebäudes

geschaffen. Die bestehenden Speicher-

heizungen wurden ausgebaut und ein neues

Heizungssystem installiert, das an die

Hackschnitzelheizung angeschlossen wurde.

Im Ergebnis konnte so eine Endenergieein-

sparung von fast 50 Prozent erzielt werden.

Bei der Einweihung am 21. Juli 2012 hielt

Regierungspräsidentin Brigitta Brunner die

Festansprache. Nach den Grußworten von

Landrat Simon Wittmann, Bundestagsab-

geordnetem Albert Rupprecht sowie den

Landtagsabgeordneten Petra Dettenhöfer,

Annette Karl und Karl Vetter, fand die

Segnung durch Pfarrer Marek Baron statt.

Auch das Fürstenpaar Elisabeth Fürstin von

Lobkowicz und Jaroslav Fürst von Lobko-

wicz nahm an der Feier teil. 

SCHLÜSSELÜBERGABE 
AN DEN BÜRGERMEISTER

Die Formale Schlüsselübergabe erfolgte

unter den Augen der „Hochfürstlich Lobko-

witzischen Grenadier Garde“ durch den

Architekten, Rudolf Meißner, an den Ersten

Bürgermeister der Marktgemeinde, Josef

Beimler, der ihn an die Schulleitung weiter-

gab. Die Schülerinnen und Schüler, die die

Feierlichkeit musikalisch tatkräftig unter-

stützten, erhielten symbolisch einen Schlüssel

aus 92 Schokoküssen. Am Ende der Veran-

staltung stiegen die guten Wünsche der

Schülerinnen und Schüler mit 92 Luftballons

in den Himmel auf. 

Kontakt
Für Fragen zur E.ON 

EnergieSpar-Sanierung steht Ihnen Ihr
kommunaler Kundenbetreuer gerne

zur Verfügung.

Weitere Informationen
erhalten Sie auch unter

www.eon-bayern.com/sanierung
eMail: energiesparsanierung@

eon-bayern.com
T 0180 / 2 15 12 15
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Architekt Rudolf Meißner überreichte 

den Schülern einen Schlüssel aus 92

Schokoküssen.

In einem Festakt fand am 21. Juli 2012 die Segnung und Schlüsselübergabe
der umgebauten und energetisch sanierten Wolfgang-Caspar-Printz Grundschule

statt. Trotz knapper Mittel hat der Markt Waldthurn die Grundschule mit viel Eigen-
engagement energetisch saniert und sie so dem künftigen Bedarf angepasst. Für
die energetischen Sanierungsmaßnahmen war E.ON Bayern verantwortlich.
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Mehr als 200 Mitarbeiter produzieren am

Lindner-Standort Kundl im Tiroler Unter-

land jährlich rund 1.350 Geotrac-Traktoren

und 200 Unitrac-Transporter. Neben der

alpinen Grünlandwirtschaft ist der Kommu-

nalbereich ein wichtiges Standbein des

österreichischen Unternehmens, das zu 100

Prozent im Familienbesitz steht. Die Trans-

porter und Traktoren punkten dabei im in-

nerstädtischen Verkehr ebenso wie in engen

Gassen oder im weitläufigen Straßennetz. 

DER TREND GEHT ZUM 
GANZJAHRESEINSATZ

„Der Trend geht zum Ganzjahreseinsatz“,

so Geschäftsführer Hermann Lindner, „das

Spektrum reicht vom klassischen Winterdienst

über Transportarbeiten bis zum Kehren.“ 

VIELSEITIG EINSETZBAR

Die Unitrac-Transporter sind vielseitig

einsetzbare und schnell umrüstbare Fahr-

zeuge mit niedrigem Eigengewicht. Durch

die 4-Rad-Lenkung sind die Transporter sehr

wendig, die Motoren erfüllen die neuesten

Abgasvorschriften. Der Geotrac 124 ist ein

gefragter Winterdienst-Traktor. Zuwachs be-

kommt die Geotrac-Serie 4 im Oktober mit

dem Geotrac 134ep: „Dieser ist mit 144 PS

der stärkste Traktor unserer Firmenge-

schichte“, so Lindner. Wie alle Kommunal-

fahrzeuge ist auch der Geotrac 134ep in der

50km/h-Ausführung erhältlich. 

Traktoren und Transporter für den Kommunaleinsatz müssen verschiedene

Anforderungen erfüllen: Die Fahrzeuge sollen vielseitig einsetzbar, verbrauchs-

optimiert und leistungsstark sein. Das österreichische Familienunternehmen Lindner

hat die Lösung: mit Traktoren der Marke Geotrac und der Transporterreihe Unitrac.

INNOVATIONEN FÜR
KOMMUNALPROFIS
Gemeinden setzen auf Geotrac und Unitrac

Kommunales Duo: Unitrac-Transporter und Geotrac-Traktoren von Lindner erfüllen die hohen Anforderungen von modernen Gemeinden.
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Bei Gemeinden in ganz Europa stehen aktuell mehr als 2.500 Unitrac-Transporter

von Lindner im Einsatz. In Bayern setzen Kommunen wie Garmisch-Parten-

kirchen, Füssen, Oberstdorf oder Miesbach auf den vielseitig verwendbaren Geräte-

träger aus Österreich.

Die infrastrukturellen Aufgaben der Ge-

meinden werden immer komplexer. Damit

steigen auch die Anforderungen an den Fuhr-

park. Den Wunsch nach Fahrzeugen, die im

Winter und im Sommer ausgelastet werden

können, erfüllt der österreichische Landma-

schinenspezialist Lindner mit seiner Trans-

porterreihe Unitrac.

BESONDERE WENDIGKEIT

Die Unitrac-Transporter-Reihe von Lindner

besteht aus fünf Modellen, die in vier Moto-

risierungsvarianten zwischen 87 und 102 PS

leisten. Der 3-Liter-Turbodieselmotor im

Unitrac 82S und im 102S erfüllt die Abgas-

kriterien EURO5 und ist auch im innerstädti-

wird die hintere Achslenkung automatisch

gesperrt. Akustische Signale warnen den Fah-

rer vor potenziellen Gefahren.

Ein weiterer technischer Vorzug der Uni-

trac-Reihe: In Kundl wurde eine Fahrerkabine

entwickelt, die ohne Geräteeinsatz und mit

Hilfe eines hydraulischen Mechanismus seit-

lich um 50 Grad kippbar ist. Der Vorteil: Bei

Wartungsarbeiten müssen die vorderen und

hinteren Anbaugeräte nicht abmontiert wer-

den. Das spart Zeit und Servicekosten. 

BREMSEN UND FEDERUNG

Unitracs sind serienmäßig mit vier innen-

liegenden Scheibenbremsen ausgestattet.

Optional kann auf Wirbelstrombremse und

Motorstaubremse aufgerüstet werden. Durch

die 2-Kreis-Hydraulik mit 78 Liter Leistung /

Minute lassen sich Pflug und Splittstreuer

getrennt betreiben.

Für optimalen Fahrkomfort sorgt die pa-

tentierte hydraulische Federung mit Niveau-

regelung. Damit wird im Unitrac ein Fede-

rungskomfort erzielt, der mit einem PKW

vergleichbar ist. Die Transporter von Lindner

erfüllen die strengen EU-Regeln zur

Schwingungsbelastung am Arbeitsplatz.    

Der Unitrac von Lindner ist ein schnell umrüstbarer und vielseitiger Geräteträger - im
Winterdienst z.B. bei der Schneeräumung und beim Streuen.

Die Unitrac-Serie erfüllt die Anforderun-

gen der Gemeinden in Richtung Ganzjah-

reseinsatz und Effizienz.

Die Kabine lässt sich ohne Werkzeugeinsatz seitlich um 50
Grad kippen.

schen Verkehr zugelassen.

Auf Wunsch ist der Unitrac

mit einem 4,4-Liter-Turbo-

dieselmotor von Perkins

erhältlich.

Gemeinden profitieren

außerdem von der Wendig-

keit der Fahrzeuge: Die Vier-

rad-Lenkung ermöglicht ei-

nen Wendekreisradius von

3,5 Meter und kann in jeder

Radposition ausgeschaltet

werden. Befinden sich die

Räder wieder im Nullpunkt,

Tiroler Transporttechnologie für bayerische Gemeinden:

UNITRAC FÄHRT AUF ERFOLGSKURS
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Neuer Geotrac 134ep:

EFFIZIENTES KRAFTPAKET

FÜR DEN WINTERDIENST

Letzte Handgriffe in der Entwicklungsabteilung: In der Tiroler Lindner-Zentrale laufen die
finalen Arbeiten für den Geotrac 134ep, der Ende Oktober Weltpremiere feiert.

Geotrac im Wintereinsatz: Mit dem Geotrac 124 und dem 134ep bietet Lindner leistungs-
starke und effiziente Traktoren für den anspruchsvollen und verlässlichen Winterdienst.

Mit dem neuen Geotrac 134ep bringt Lindner einen Traktor auf den Markt, der die

hohen Anforderungen der Gemeinden optimal erfüllt. Der verbrauchsoptimierte

Motor, die bedarfsgesteuerte Hydraulik und das neu entwickelte Getriebe machen

den 134ep zum schlagkräftigen Winterdienst-Traktor für die bayerischen Kommunen.

Was mit dem Geotrac 84ep begann, wird

jetzt mit dem neuen Geotrac 134ep fortge-

setzt: „Im Mittelpunkt des stärksten Traktors

unserer Firmengeschichte stehen die opti-

mierten Verbrauchswerte – das heißt mehr

Motorleistung bei weniger Verbrauch“, sagt

Geschäftsführer Hermann Lindner. Bereits

beim kürzlich vorgestellten Geotrac 84ep

gelang es Lindner, den Treibstoffverbrauch

MAßGESCHNEIDERT 
FÜR JEDE SCHNEERÄUMUNG

Mit dem neuen Traktor erweitert Lindner

die Geotrac-Serie 4 auf acht Modelle – das

Spektrum reicht vom Geotrac 64 bis zum

134ep. Für die Gemeinden bietet Lindner mit

dem 134ep einen Traktor, der den Fuhrpark

im Winterdienst noch schlagkräftiger macht.

„Mit seinen 144 PS ist der Geotrac 134ep

zum Beispiel für die besonders effiziente

Schneeräumung maßgeschneidert.“

NEUES GETRIEBE –
VERBESSERTE HYDRAULIK

Weitere Novitäten beim Geotrac 134ep sind

die bedarfsgesteuerte Hydraulikanlage mit

einer Leistung von 121 Liter/min sowie das

neu entwickelte 50-km/h-Getriebe. Her-

mann Lindner: „Die Gangabstufung und die

Automatisierungstechnik sind auf die An-

forderungen der höheren Leistungsstufe

abgestimmt.“ 

Das neuartige Lichtkonzept ermöglicht

einen äußerst sparsamen Energieeinsatz bei

optimaler Ausleuchtung der Arbeitsfläche.

Bereits heute ist Lindner für den Komfort

und die Ergonomie seiner Fahrerkabinen

bekannt. Beim Geotrac 134ep wurde diese

weiter optimiert: „Wir lassen zahlreiche

Verbesserungsvorschläge von Kunden und

Partner in die Gestaltung einfließen“, erklärt

Hermann Lindner.

Die offizielle Vorstellung des Traktors

erfolgt bei der Herbst-Werksausstellung vom

25. bis 29. Oktober 2012 im Tiroler Kundl. 

pro Betriebsstunde um rund einen Liter zu

senken. 
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FAMILIENUNTERNEHMEN 

SETZT AUF NACHHALTIGKEIT

Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Nach-

haltigkeit: Das steht bei allen mehr als

1.500 Fahrzeugen im Mittelpunkt, die

jährlich das Kundler Werk des österreichi-

schen Familienunternehmens Lindner ver-

lassen. Geschäftsführer Hermann Lindner,

der schon in dritter Generation an der

Spitze der Firma steht: „Bei sämtlichen

Modellen setzen wir das efficient power

program (epp) um.“ Mit diesem Programm

optimiert Lindner die Effizienz und den

Verbrauch der Fahrzeuge. 

GRÜNE GEBÄUDE

Eine Vorreiterrolle nimmt Lindner darüber

hinaus in puncto Gebäudetechnik ein: Das

Technologiezentrum in Kundl, das in Passiv-

und Niedrigenergiebauweise errichtet wurde,

wird im Winter mit Fernwärme geheizt und

im Sommer mit Hilfe von Grundwasser in

den Decken gekühlt. 

Die Kundler Produktionshalle wurde nach

modernsten ökologischen Gesichtspunkten

umgebaut und thermisch

saniert. Die Abwärme der

Maschinen wird genutzt,

um ein Nebengebäude zu

heizen. Zur Abluftreinigung

wurde eine moderne Frisch-

luftfilteranlage eingebaut. 

Die Wärme, die dabei ent-

steht, wird wieder in das

Gebäude zurückgeführt –

so verbraucht Lindner in

Kundl nicht einen Liter

Erdöl. Die Dachflächen

sind zur natürlichen Küh-

lung begrünt. Bei der Halle

handelt es sich um das erste

gewerbliche Produktions-

gebäude Österreichs mit

Energieausweis.

REKORD IM EXPORT

Im Geschäftsjahr 2011/12, das am 31. März

endete, erwirtschaftete Lindner einen Umsatz

von 75 Millionen Euro. Die Exportquote ist

auf den Rekordwert von 44 Prozent gestiegen.

Mit der Geotrac-Serie stellte das Familienunter-

nehmen auch im Jahr 2011 die meistverkaufte

Modellreihe Österreichs.                             

Der einzige rein österreichische Traktorenhersteller in Familienbesitz beschäftigt in Tirol

mehr als 200 Mitarbeiter. Sowohl in der Produktion, als auch bei seinen Produkten

legt das Unternehmen großen Wert auf Nachhaltigkeit.

Die Lindner-Geschäftsführer Rudolf, Stefan und Hermann
Lindner (v. l.).

LINDNER-
KOMMUNALTAG AM 
25. OKTOBER IN KUNDL

Lindner präsentiert bei der Werks-

ausstellung von 25. bis 29. Okto-

ber 2012 den neuen Geotrac 134ep.

Winterdienst-Technologie steht beim

Kommunaltag am 25. Oktober im

Mittelpunkt.

Der Tiroler Landmaschinenspezialist

Lindner lädt von 25. bis 29. Oktober 2012

zur traditionellen Herbst-Werksausstel-

lung nach Kundl. Den Auftakt bildet der

Kommunaltag am 25. Oktober, bei dem

sich Bürgermeister und Fuhrparkleiter

über die neueste Winterdienst-Technolo-

gie informieren können. Geschäftsführer

Hermann Lindner: „Wir erwarten unter

anderen Gemeindevertreter aus ganz

Österreich, aus Süddeutschland, der

Schweiz und Südtirol.“ Insgesamt wer-

den rund 5.000 Besucher die fünftägige

Werksausstellung des Familienunter-

nehmens frequentieren. 

Besonderer Stellenwert wird auf die

Vorstellung der verschiedenen Einsatzge-

biete gelegt, erläutert Lindner: „Wir zei-

gen die Unitrac-Transporter und unsere

Geotrac-Traktoren mit diversen Anbau-

geräten – vom Schneepflug bis zur Kehr-

maschine.“ Traditionell werden auch

viele generalüberholte Gebrauchtmodelle

ausgestellt.

HERBSTAKTION LÄUFT

Bei der Werksausstellung warten außer-

dem alle Informationen zur Lindner-

Herbstaktion, die noch bis zum 30. No-

vember läuft. Die attraktiven Angebote:

Lindner bietet im Rahmen der Aktion

2.000 Euro Eintauschhilfe für alle Geo-

trac- und Unitrac-Neufahrzeuge. Für den

seit August erhältlichen Geotrac 84ep

und den neuen Geotrac 134ep winken

außerdem 1.500 Euro ep-Umweltbonus.

Lindner im Internet: 
www.lindner-traktoren.at

BREITES SPEKTRUM

Das Spektrum reicht von der Motorisierung

über die Getriebetechnik bis zur Hydraulik

und dem Lichtkonzept. Im Sommer feierte

mit dem Geotrac 84ep das erste ep-Modell

seine Premiere – weitere verbrauchsoptimier-

te Traktoren folgen.




